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Entwurf eines Flurbereinigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Grundlagen der Flurbereinigung 

§ 1 

Zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung und der allgemeinen Landeskultur 
kann zersplitterter oder unwirtschaftlich ge-
formter ländlicher Grundbesitz zusammen-
gelegt, wirtschaftlich gestaltet und durch 
landeskulturelle Maßnahmen verbessert wer-
den (Flurbereinigung). 

§ 2  

(1) Die Flurbereinigung wird in einem be-
hördlich geleiteten Verfahren innerhalb eines 
bestimmten Gebietes (Flurbereinigungsgebiet) 
unter Mitwirkung der Gesamtheit der be-
teiligten Grundeigentümer und der landwirt-
schaftlichen Berufsvertretung durchgeführt. 
(2) Die Durchführung der Flurbereinigung 

ist von den Ländern als eine besonders vor-
dringliche Maßnahme zu betreiben. Sie be-
stimmen, welche Fachbehörden Flurbereini-
gungsbehörden und obere Flurbereinigungs-
behörden sind, und setzen ihre Dienstbezirke 
fest. 

(3) Die obersten Landesbehörden können 
Befugnisse, die nach diesem Gesetz der 
oberen Flurbereinigungsbehörde zustehen, 
der Flurbereinigungsbehörde übertragen. 

§ 3 

(1) Für die Flurbereinigung ist die Flur-
bereinigungsbehörde örtlich zuständig, in 
deren Bezirk das Flurbereinigungsgebiet liegt. 

(2)

Erstreckt sich das Flurbereinigungs-
gebiet über die Bezirke mehrerer Flurbe-
reiningungsbehörden, so wird die zuständige 
Flurbereinigungsbehörde durch die obere 
Flu rbereinigungsbehörde bestimmt. Diese 
kann ausnahmsweise eine andere als die ört-

lich zuständige Flurbereinigungsbehörde be-
auftragen. Sind die Flurbereinigungsbehörden 
verschiedener Länder zuständig, so bestim-
men die obersten Landesbehörden die zu-
ständige Flurbereinigungsbehörde in gegen-
seitigem Einvernehmen. 

§ 4 

(1) Die Flurbereinigung wird auf Antrag 
oder von Amts wegen eingeleitet, wenn das 
Interesse der Beteiligten oder das Wohl der 
Allgemeinheit es erfordert; die Voraus-
setzungen des Antrags regeln die Länder. 

(2) Hält die obere Flurbereinigungsbehörde 
die Voraussetzungen des § 1 für gegeben, so 
kann sie die Flurbereinigung anordnen und 
das Flurbereinigungsgebiet feststellen. Sie 
trifft ihre Anordnungen durch Beschluß 
(Flurbereinigungsbeschluß). Der Beschluß ist 
zu begründen. 

§ 5 

(1) Vor der Anordnung der Flurbereini-
gung sind die voraussichtlich beteiligten 
Grundeigentümer in geeigneter Weise über 
das geplante Flurbereinigungsverfahren auf-
zuklären. 

(2) Die landwirtschaftliche Berufsvertre-
tung, die Gemeinde und der Gemeindever-
band sowie die übrigen von der für die Land-
wirtschaft zuständigen obersten Landesbe-
hörde zu bestimmenden Organisationen und 
Behörden sollen gehört werden. 

(3) Die Behörden des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände so-
wie andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, der Flurbereini-
gungsbehörde auf Ersuchen unverzüglich mit-
zuteilen, ob und welche großräumi gen, das 
voraussichtliche Flurbereinigungsgebiet be-
rührenden Planungen beabsichtigt sind oder 
bereits feststehen. 

§ 6 
(1) In dem entscheidenden Teil des Flur-

bereinigungsbeschlusses sind Name und Sitz 



der Teilnehmergemeinschaft (§ 16) festzu-
stellen. Die Aufforderung zur Anmeldung 
unbekannter Rechte (§ 15) und die Bestim-
mungen über Nutzungsänderungen (§ 34, 
§ 85 Nr. 5, 6) können in den entscheidenden 
Teil des Beschlusses aufgenommen werden, 
wenn mit der Durchführung der Flurbereini-
gung alsbald begonnen wird. 

(2) Der entscheidende Teil des Beschlusses 
ist öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Der Beschluß mit Begründung ist in 
den Gemeinden, in denen beteiligte Grund-
stücke liegen (Flurbereinigungsgemeinden), 
und, soweit erforderlich (§ 109), in den an-
grenzenden Gemeinden zwei Wochen lang 
nach der Bekanntmachung zur Einsichtnahme 
für die Beteiligten auszulegen. Hierauf ist in 
der Bekanntmachung hinzuweisen. 

§ 7  

(1) Das Flurbereinigungsgebiet kann eine 
oder mehrere Gemeinden oder Teile von Ge-
meinden umfassen. Es ist so zu begrenzen, 
daß der Zweck der Flurbereinigung möglichst 
vollkommen erreicht wird. 

(2) Zum Flurbereinigungsgebiet gehören 
alle in ihm liegenden Grundstücke, soweit sie 
nicht ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

§ 8 

(1) Geringfügige Änderungen des Flur-
bereinigungsgebietes kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen. Die Anordnung 
braucht nicht bekanntgemacht zu werden. 
Sie ist den an der Änderung beteiligten 
Grundstückseigentümern mitzuteilen. 

(2) Für erhebliche Änderungen gelten die 
Vorschriften der §§ 4 bis 6. 

§ 9 

(1) Erscheint die Flurbereinigung infolge 
nachträglich eingetretener Umstände nicht 
zweckmäßig, so kann die obere Flurbereini-
gungsbehörde die Einstellung des Verfahrens 
anordnen. Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 
Satz 2, des § 5 Abs. 1, 2 und des § 6 Abs. 2, 
3 gelten sinngemäß. 
(2) Die Flurbereinigungsbehörde sorgt für 

die Herstellung eines geordneten Zustandes 
und für den Ausgleich der entstandenen 
Kosten, nötigenfalls unter Aufwendung von 
öffentlichen Mitteln. 

ZWEITER TEIL 

Die Beteiligten und ihre Rechte 

Erster Abschnitt 

Die einzelnen Beteiligten 

§ 10 

(1) Am Flurbereinigungsverfahren sind be-
teiligt (Beteiligte): 

1. als Teilnehmer die Eigentümer der zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden G rund-
stücke. Erbbauberechtigte stehen Eigen-
tümern gleich; 

2. als Nebenbeteiligte: 

a) Gemeinden und Gemeindeverbände, 
in deren Bezirk Grundstücke vom 
Flurbereinigungsverfahren betroffen 
werden; 

b) Empfänger neuer Grundstücke nach 
den §§ 54, 55; 

c) andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, die Land für öffentliche An-
lagen erhalten (§ 40) oder deren 
Grenzen geändert werden (§ 58 
Abs. 2); 

d) öffentliche Wasser- und Energiever-
sorgungsunternehmen, zu deren Gun-
sten Teilnehmer in der Ausübung des 
Eigentums an ihren Grundstücken .be-
schränkt sind oder beschränkt werden; 

e) Wasser- und Bodenverbände, deren 
Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt und 
dieses beeinflußt oder von ihm beein-
flußt wird; 

f) Inhaber von Rechten an den zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken oder von persönlichen 
Rechten, die zum Besitz oder zur 
Nutzung solcher Grundstücke berech-
tigen oder die Nutzung solcher 
Grundstücke beschränken; 

g) Inhaber von Rechten zur Aufsuchung 
und Gewinnung mineralischer Boden-
schätze, die unter Aufsicht der Berg-
behörde auszuüben sind; 

h) Eigentümer von nicht zum Flurbe-
reinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücken, denen ein Beitrag zu den 
Unterhaltungs- und Ausführungs-
kosten auferlegt wird (§ 42 Abs. 3, 
§ 105) oder die zur Errichtung fester 



Grenzzeichen an der Grenze des Flur-
bereinigungsgebietes mitzuwirken 
haben (§ 56); 

i) Verkehrsunternehmen, die im Bereich 
des Flurbereinigungsgebietes öffent-
lichen  Verkehr ausüben. 

(2) Eigentümer, die ihre gesamten zu einem 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-
stücke während eines Flurbereinigungsver-
fahrens veräußern, scheiden als Beteiligte am 
Flurbereinigungsverfahren aus mit der Wir-
kung, daß eine Heranziehung zu Ausfüh-
rungskosten (§ 104) nicht stattfindet. 

§ 11 

Die Flurbereinigungsbehörde hat die Be-
teiligten festzustellen. 

§ 12 

Für die Feststellung der Beteiligten (§ 10 
Nr. 1, Nr. 2 Buchst. h) sind die Eintragun-
gen im Grundbuch maßgebend. Die Flurbe-
reinigungsbehörde kann das Eigentum oder 
andere Rechte an Grundstücken als nach-
gewiesen ansehen, wenn ein Beteiligter eine 
öffentliche Urkunde oder eine Bescheinigung 
der Gemeinde vorlegt, daß er das Grund-
stück wie ein Eigentümer besitzt oder das 
Recht ausübt, und wenn kein anderer An-
sprüche bei der Flurbereinigungsbehörde er-
hebt. 

§ 13 

Wer ein Grundstück erwirbt, das im Flur-
bereinigungsgebiet liegt, muß das bisherige 
Verfahren gegen sich gelten lassen. Das 
gleiche gilt für denjenigen, der durch Erwerb 
eines Rechts Beteiligter wird. 

§ 14 
(1) Ist der Eigentümer aus dem Grundbuch 

nicht ersichtlich, so gilt der Eigenbesitzer als 
Beteiligter. Ist der Eigenbesitz streitig, so 
kann die Flurbereinigungsbehörde für die 
Dauer des Streites dem Berechtigten einen 
Vertreter bestellen (§ 119). Das gleiche gilt, 
solange ein Eigenbesitzer nicht vorhanden 
ist. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann die 
für die Durchführung der Flurbereinigung 
erforderlichen Festsetzungen über den Streit-
gegenstand treffen. Sie sind den Beteiligten 
bekanntzumachen und für sie im Flurbereini-
gungsverfahren bindend. Wird der Flurbe-

reinigungsbehörde eine rechtskräftige Ent-
scheidung eines ordentlichen Gerichts oder 
eines Verwaltungsgerichts bekannt, so ist ihr 
Rechnung zu tragen. § 64 findet Anwendung. 
(3) Die Befugnisse aus Absatz 2 stehen 

auch der obersten Flurbereinigungsbehörde 
und dem Flurbereinigungsgericht (§ 140) zu, 
wenn eine bei ihnen vorgebrachte Beschwerde 
oder Anfechtungsklage von dem Streit be-
rührt wird. 

§ 15 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde soll durch 
öffentliche Bekanntmachung auffordern, 
innerhalb von drei Monaten Rechte, die aus 
den öffentlichen Büchern nicht ersichtlich 
sind, aber zur Beteiligung am Flurbereini-
gungsverfahren berechtigen könnten, bei ihr 
anzumelden. 

(2) Werden Rechte nach Ablauf der Frist 
angemeldet, so kann die Flurbereinigungs-
behörde die bisherigen Verhandlungen und 
Festsetzungen gelten lassen. In der Bekannt

-

machung ist darauf hinzuweisen. 

Zweiter Abschnitt 

Die Teilnehmergemeinschaft 

§ 16 
Die Beteiligten nach § 10 Nr. 1 bilden die 

Teilnehmergemeinschaft. Sie entsteht mit 
dem Flurbereinigungsbeschluß und ist eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§ 17 

(1) Die Teilnehmergemeinschaft steht unter 
der Aufsicht der Flurbereinigungsbehörde. 
Durch die Aufsicht ist sicherzustellen, daß die 
Teilnehmergemeinschaft im Einklang mit 
dem Zweck dieses Gesetzes handelt. 

(2) Zum Abschluß von Verträgen ist die 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
erforderlich. Sie kann die Teilnehmergemein-
schaft zum Abschluß von Verträgen gerin-
gerer Bedeutung allgemein ermächtigen, je-
doch nicht zum Aufnehmen von Darlehen. 
Zahlungen dürfen nur mit Einwilligung der 
Flurbereinigungsbehörde geleistet werden, 
soweit diese nichts anderes anordnet. 

§ 18 
(1) Die Teilnehmergemeinschaft hat die 

gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Teil- 



nehmer wahrzunehmen. Sie hat insbesondere 
die gemeinschaftlichen Anlagen herzustellen 
und zu unterhalten (5 42) und die erforder-
lichen Bodenverbesserungen auszuführen, so-
weit nicht der Flurbereinigungsplan (5 58) 
anderes bestimmt oder ein Wasser- und 
Bodenverband besteht oder Ausführung und 
Unterhaltung einzelnen Beteiligten über-
lassen werden. Sie hat ferner die im Ver-
fahren festgesetzen Zahlungen zu leisten und 
zu fordern sowie die übrigen nicht der Flur-
bereinigungsbehörde obliegenden Aufgaben 
zu erfüllen. 
(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann der 

Teilnehmergemeinschaft weitere Aufgaben 
übertragen. 

§ 19 

(1) Die Teilnehmergemeinschaft kann die 
Teilnehmer zu Beiträgen in Geld (Geldbei-
träge) oder in Sachen, Werken, Diensten 
oder in anderen Leistungen (Sachbei-
träge) heranziehen. Die Beiträge sind von 
den Teilnehmern nach dem Verhältnis des 
Wertes ihrer neuen Grundstücke zu leisten, 
soweit nicht im Flurbereinigungsplan anderes 
festgesetzt wird. Solange der Maßstab für die 
Beitragspflicht noch nicht feststeht, bestimmt 
die Flurbereinigungsbehörde einen vor-
läufigen Beitragsmaßstab, nach dem Vor-
schüsse zu erheben sind. 

(2) Für solche Teile des Flurbereinigungs-
gebietes, bei denen zur Ausführung beson-
derer Anlagen außergewöhnlich hohe Auf-
wendungen (§ 104) erforderlich sind, kann 
die Flurbereinigungsbehörde die Beiträge der 
Teilnehmer entsprechend den Mehrkosten 
erhöhen. 

(3) Die Flurbereinigungsbehörde kann zur 
Vermeidung offensichtlicher und unbilliger 
Härten einzelne Teilnehmer ausnahmsweise 
von der Aufbringung der Beiträge ganz oder 
teilweise zu Lasten der übrigen Teilnehmer 
befreien. 

§ 20 

(1) Die Beitrags- und Vorschußpflicht ruht 
als öffentliche Last auf den im Flurbereini-
gungsgebiet liegenden Grundstücken. Die 
einzelnen Grundstücke haften jedoch nur in 
der Höhe der auf sie entfallenden Anteile der 
berechneten Beiträge und Vorschüsse. Das 
gleiche gilt für die Ausgleichs- und Erstat-
tungspflicht in den Fällen des §  44 Abs. 3 
Satz 2, des §  50 Abs. 2 Satz 1 und des §  51 
Abs. 2. 

(2) Ober  Einwendungen gegen die von 
der Teilnehmergemeinschaft geforderten Lei-
stungen entscheidet die .  Flurbereinigungs-
behörde. 

§ 21 

(1) Die Teilnehmergemeinschaft hat einen 
aus mehreren Mitgliedern bestehenden Vor-
stand. Die Flurbereinigungsbehörde bestimmt 
die Zahl der Mitglieder. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden 
von  den im Wahltermin anwesenden Teil-
nehmern mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. jeder Teilnehmer hat eine 
Stimme. Die Flurbereinigungsbehörde lädt 
zum Wahltermin durch öffentliche Bekannt-
machung ein und leitet die Wahl. 

(3) Soweit die Wahl im Termin nicht zu-
stande kommt und ein neuer Wahltermin 
keinen Erfolg verspricht, kann die Flurbe-
reinigungsbehörde Mitglieder des Vorstan-
des nach Anhörung der landwirtschaftlichen 
Berufsvertretung bestellen. 

(4) Für .  jedes Mitglied des Vorstandes ist 
ein Stellvertreter zu wählen oder zu be-
stellen. 

(5) Bei erheblichen Änderungen des Flur-
bereinigungsgebietes (§ 8 Abs. 2) bestimmt 
die Flurbereinigungsbehörde, ob und inwie-
weit Vorstandsmitglieder  und  Stellvertreter 
abberufen oder neu gewählt (bestellt) wer-
den sollen. 

(6) Die Länder können die Bildung und 
Zusammensetzung des Vorstandes abwei-
chend regeln. 

§ 22 
(1) Der Vorstand kann die Teilnehmer zu 

Versammlungen einberufen; er muß dies tun, 
wenn ein Drittel der Teilnehmer es bean-
tragt. 

(2) Die Versammlung der Teilnehmer kann 
zu den Fragen, zu denen der Vorstand zu 
hören ist, Stellung nehmen. Die Stellung-
nahme ist, wenn sich der Vorstand ihr nicht 
anschließen will, der Flurbereinigungsbehörde 
mitzuteilen. Der Vorstand hat der Ver-
sammlung der Teilnehmer auf Verlangen 
Auskunft über seine Tätigkeit und über den 
Stand des Verfahrens zu geben. 

(3) Die Befugnisse der Versammlung der 
Teilnehmer und das Verfahren bei den Wah-
len können durch eine Satzung geregelt wer-
den, die von den in der Versammlung an-
wesenden Teilnehmern mit der Mehrheit 



der abgegebenen Stimmen beschlossen wird. 
Die Satzung bedarf der Genehmigung der 
Flurbereinigungsbehörde. 

§ 23 
(1) Die Versammlung der Teilnehmer kann 

Mitglieder des Vorstandes oder Stellvertreter 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
abberufen, wenn mindestens die Hälfte der 
Teilnehmer anwesend ist. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann 
nach Anhörung der landwirtschaftlichen Be-
rufsvertretung Mitglieder des Vorstandes 
oder Stellvertreter, die ungeeignet sind oder 
ihre Pflichten verletzen, ablehnen oder abbe-
rufen. In diesem Falle steht auch dem Vor-
stand die Beschwerde an die obere Flurbe-
reinigungsbehörde zu. 

§ 24 

Die Mitglieder des Vorstandes und ihre 
Stellvertreter wirken ehrenamtlich. Die Flur-
bereinigungsbehörde bestimmt, ob und in 
welcher Höhe ihnen eine Entschädigung für 
Zeitversäumnis und Aufwand gewährt wird; 
die Entschädigung zahlt die Teilnehmerge-
meinschaft. 

§ 25 
(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der 

Teilnehmergemeinschaft. Ihm obliegt die 
Ausführung der Aufgaben, die der Teilneh-
mergemeinschaft gemäß der Vorschrift in 
§  18 Abs. 2 übertragen worden sind. 

(2) Der Vorstand ist von der Flurbereini-
gungsbehörde über den Fortschritt der Flur-
bereinigungsarbeiten laufend zu unterrichten, 
über wichtige gemeinschaftliche Angelegen-
heiten zu hören und zur Mitarbeit heranzu-
ziehen. 

§ 26 
(1) Der Vorstand wählt eines seiner Mit-

glieder zum Vorsitzenden und ein weiteres 
oder stellvertretendes Mitglied zum Stellver-
treter des Vorsitzenden, soweit nicht nach 
§ 21 Abs. 6 eine abweichende Regelung er-
folgt ist. 

(2) Der Vorsitzende beruft die Vorstands-
sitzungen ein und führt in ihnen den Vor-
sitz. Er führt die Vorstandsbeschlüsse aus 
und vertritt die Teilnehmergemeinschaft ge-
richtlich und außergerichtlich. 

(3) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn 
er von seinem Vorsitzenden oder der Flur-

bereinigungsbehörde einberufen und minde-
stens die Hälfte der Mitglieder oder ihrer 
Stellvertreter anwesend ist. Er faßt seine 
Beschlüsse mit der Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Dritter Abschnitt 

Bewertungsverfahren 

§  27 

Um die Teilnehmer mit Land von gleichem 
Wert abfinden zu können, ist der Wert der 
alten Grundstücke zu ermitteln. Die Bewer-
tung hat in der Weise zu erfolgen, daß der 
Wert der Grundstücke eines Teilnehmers im 
Verhältnis zu dem Wert aller Grundstücke 
zu bestimmen ist. 

§ 28 

(1) Für landwirtschaftlich genutzte Grund-
stücke ist das Wertverhältnis in der Regel 
nach dem Nutzen zu ermitteln, den sie bei 
gemeinüblicher ordnungsmäßiger Bewirt-
schaftung jedem Besitzer ohne Rücksicht auf 
ihre Entfernung vorn Wirtschaftshofe oder 
von der Ortslage nachhaltig gewähren kön-
nen. Hierbei sind die Ergebnisse einer Boden-
schätzung nach dem Gesetz über die Schät-
zung des Kulturbodens (Bodenschätzungsge-
setz) vom 16. Oktober 1934 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1050) zugrunde zu legen. 

(2) Wesentliche Bestandteile eines Grund-
stücks, die seinen Wert dauernd beeinflussen, 
sowie Rechte nach § 49 Abs. 3 sind, soweit 
erforderlich, besonders zu schätzen. 

§ 29 

(1) Für bauliche Anlagen ist der gemeine 
Wert zu schätzen. 

(2) Der gemeine Wert wird durch den 
Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr nach der Beschaffenheit des 
Gegenstandes unter Berücksichtigung aller 
den Preis beeinflussenden Umstände bei einer 
Veräußerung zu erzielen wäre; ungewöhn-
liche oder persönliche Verhältnisse sowie 
Wertänderungen, die durch die Aussicht auf 
die Durchführung der Flurbereinigung ent-
standen sind, bleiben außer Betracht. 



§ 30 

Für die Größe der Grundstücke ist in der 
Regel die Eintragung im Liegenschaftskata-
ster maßgebend. 

§ 31 

(1) Die Schätzung wird in der Regel durch 
landwirtschaftliche Sachverständige vorge-
nommen. Die Flurbereinigungsbehörde be-
stimmt die Zahl der Schätzer, wählt sie nach 
Anhörung des Vorstandes der Teilnehmerge-
meinschaft aus der von der oberen Flurbe-
reinigungsbehörde aufgestellten Liste der als 
Schätzer geeigneten Personen aus und leitet 
die Schätzung. Der Vorstand soll der Schät-
zung beiwohnen: 

(2) Sind zu einer Schätzung Kenntnisse er-
forderlich, die über die allgemeine landwirt-
schaftliche Sachkunde hinausgehen, so sind 
besondere Sachverständige beizuziehen. 

§ 32 

Die Nachweisungen über die Ergebnisse der 
Schätzung sind zur Einsichtnahme für die 
Beteiligten auszulegen. Die Ergebnisse sind 
ihnen in einem Anhörungstermin auf An-
trag zu erläutern. Nach Behebung begrün-
deter Einwendungen sind die Ergebnisse der 
Schätzung durch die Flurbereinigungsbehörde 
festzustellen; die Feststellung ist öffentlich be-
kannt zu machen. 

§ 33 

Die Länder können die Vornahme der 
Schätzung sowie die Bekanntgabe und Fest- 
stellung der Schätzungsergebnisse und die 
Rechtsbehelfe abweichend regeln. 

Vierter Abschnitt 

Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 

§ 34 

(1) Vom Flurbereinigungsbeschluß bis zur 
Ausführungsanordnung gelten folgende Ein-
schränkungen: 

1. In der Nutzungsart der Grundstücke 
dürfen ohne Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde nur Änderungen 
vorgenommen werden, die zum ord-
nungsmäßigen Wirtschaftsbetrieb ge-
hören. 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedi-
gungen und ähnliche Anlagen dürfen nur 
mit Zustimmung der Flurbereinigungs-
behörde errichtet, hergestellt oder wesent-
lich verändert werden. 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, 
Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, 
Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
beseitigt werden. Andere gesetzliche Vor-
schriften über die Beseitigung von Reb-
stöcken bleiben unberührt. 

(2) Sind entgegen den Vorschriften des Ab-
satzes 1 Nr. 1 und 2 Änderungen vorgenom-
men oder Anlagen hergestellt worden, so 
können sie im Flurbereinigungsverfahren un-
berücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungs-
behörde kann solche Änderungen oder An-
lagen gemäß den §§ 138, 139 auf Kosten 
dessen, der sie veranlaßt hat, beseitigen 
lassen, wenn sie der Flurbereinigung hinder-
lich sind. 

(3) Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift 
des Absatzes 1 Nr. 3. vorgenommen worden, 
so kann die Flurbereinigungsbehörde Ersatz-
pflanzungen anordnen. 

(4) Das Erfordernis der Zustimmung und 
die Folgen seiner Nichtbeachtung sind öffent-
lich bekanntzumachen. 

§ 35 

(1) Die Beauftragten der Flurbereinigungs-
behörde sind berechtigt, zur Vorbereitung 
und zur Durchführung der Flurbereinigung 
Grundstücke zu betreten und die nach ihrem 
Ermessen erforderlichen Arbeiten auf ihnen 
vorzunehmen. 

(2) Wird ein unverhältnismäßig großer 
Schaden verursacht, so hat die Flurbereini-
gungsbehärde eine angemessene Entschädi-
gung festzusetzen. Die Entschädigung trägt 
die Teilnehmergemeinschaft; falls die Flur-
bereinigung nicht angeordnet wird, trägt sie 
das Land. 

§ 36 

(1) Wird es aus dringenden Gründen er-
forderlich, vor der Ausführung des Flurbe-
einigungsplanes den Besitz oder die Nutzung 
von Grundstücken oder die Ausübung 
anderer Rechte zu regeln, so kann die Flur-
bereinigungsbehörde eine vorläufige Anord-
nung erlassen und, soweit erforderlich, zum 



Ausgleich besonderer Härten angemessene 
Entschädigungen festsetzen. Die Entschädi-
gungen trägt die Teilnehmergemeinschaft. 

(2) Soweit der Zustand eines Grundstücks 
für die Ermittlung des Wertes und für die 
Bemessung der Entschädigung von Bedeu-
tung ist, hat ihn die Flurbereinigungsbehörde, 
nötigenfalls unter Zuziehung von Sachver-
ständigen, rechtzeitig festzustellen. 

(3) Die Flurbereinigungsbehörde kann ihre 
Anordnungen aufheben oder ändern. 

DRITTER TEIL 

Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes 

§ 37 

(1) Das Flurbereinigungsgebiet ist neu zu 
gestalten, wie es im Interesse aller Beteiligten 
liegt und wie es das Wohl der Allgemeinheit 
erfordert. Die Feldmark ist neu einzuteilen 
und zersplitterter Grundbesitz nach neuzeit-
lichen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten zusammenzulegen; Wege, Gräben und 
andere gemeinschaftliche Anlagen sind zu 
schaffen, Bodenverbesserungen vorzuneh-
men, die Ortslagen aufzulockern und alle 
sonstigen Maßnahmen zu treffen, durch 
welche die Grundlagen der Wirtschafts-
betriebe verbessert werden, der Arbeitsauf-
wand vermindert und die Bewirtschaftung 
erleichtert wird. Durch Baugebietspläne, Be-
bauungspläne und ähnliche Planungen wird 
die Zuziehung der Ortslage zur Flurbereini-
gung nicht ausgeschlossen. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde hat da-
bei die rechtlichen Verhältnisse zu ordnen, 
die öffentlichen Interessen, vor allem die 
Interessen der allgemeinen Landeskultur, zu 
wahren und den Erfordernissen der Landes-
gestaltung und Landesplanung, des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, der Was-
serwirtschaft einschließlich Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung, der Energiever-
sorgung, des öffentlichen Verkehrs, der länd-
lichen Siedlung, der Kleinsiedlung, des Klein-
gartenwesens und anderer Aufbaumaßnah-
men sowie einer möglichen bergbaulichen 
Nutzung Rechnung zu tragen. 

§ 38 

Die Vorplanungen sind im Benehmen mit 
der landwirtschaftlichen Berufsvertretung 

und den beteiligten Behörden und öffent-
lichen Verbänden vorzunehmen. Dabei sind 
die betriebswirtschaftlichen Belange der Teil-
nehmer sowie die gesamten Verhältnisse der 
Gemeinde und ihrer Einwohner zugrunde 
zu legen und die Grundsätze für eine zweck-
mäßige Feldeinteilung aufzustellen. 

Erster Abschnitt 

Gemeinschaftliche und öffentliche Anlagen 

§ 39 

(1) Im Flurbereinigungsgebiet sind Wege, 
Gewässer und andere zur gemeinschaftlichen 
Benutzung oder einem gemeinschaftlichen 
Interesse dienende Anlagen, wie Ent- 
und Bewässerungseinrichtungen, Löschteiche, 
Windschutz- und Klimaschutzanlagen, Vieh-
tränken, Lehm-, Sand-, Kies- und Mer-
gelgruben, Steinbrüche, Viehweiden und 
ähnliche Anlagen zu schaffen, soweit das 
Interesse der allgemeinen Landeskultur und 
das wirtschaftliche Bedürfnis der Teilneh-
mer es erfordern. Sie sind gemeinschaftliche 
Anlagen. 
(2) Vorhandene Anlagen können geändert, 

verlegt oder eingezogen werden. 

§ 40 

Für Anlagen, die dem öffentlichen Ver-
kehr oder einem anderen öffentlichen Inter-
esse dienen, wie öffentliche Wege, Einrich-
tungen von Eisenbahnen, Straßenbahnen und 
sonstigen Unternehmen des öffentlichen Ver-
kehrs, Wasserversorgungs-, Energieversor-
gungs-, Abwasserverwertungs-, Abwasserbe-
seitigungs-, Windschutz-, Klimaschutz- und 
Feuerschutzanlagen kann Land in geringem 
Umfange im Flurbereinigungsverfahren be-
reitgestellt werden. Soweit eine Anlage nicht 
zugleich dem wirtschaftlichen Interesse der 
Teilnehmer dient, hat der Eigentümer der 
Anlage für das Land und entstehende Schä-
den einen angemessenen Kapitalbetrag an die 
Teilnehmergemeinschaft zu leisten. 

§ 41 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde stellt 
einen Plan auf über die gemeinschaftlichen 
und die öffentlichen Anlagen, insbesondere 
über die Einziehung, Änderung oder Neu-
ausweisung öffentlicher Wege und über die 



wasserwirtschaftlichen, bodenverbessernden 
und landschaftsgestaltenden Anlagen (Wege- 
und Gewässerplan). 

(2) Der Plan ist mit dem Vorstand der 
Teilnehmergemeinschaft, der landwirtschaft-
lichen Berufsvertretung und den beteiligten 
Behörden und öffentlichen Verbänden zu 
erörtern. 

(3) Der Plan ist durch die obere Flurberei-
nigungsbehörde vorläufig festzustellen. Die 
endgültige Feststellung erfolgt durch den 
Flurbereinigungsplan. Die Feststellung be-
zieht sich nicht auf Anlagen, für welche die 
Planfeststellung in anderen Gesetzen gere-
gelt ist. 

§ 42 

(1) Die Teilnehmergemeinschaft hat die 
gemeinschaftlichen Anlagen soweit nicht ein 
anderer den Ausbau übernimmt, herzustel-
len und bis zur Übergabe an die Unterhal-
tungspflichtigen zu unterhalten. Die Anlagen 
können schon vor der Ausführung des Flur-
bereinigungsplanes gebaut werden, soweit 
der Wege- und Gewässerplan für sie vor-
läufig festgestellt ist. 

(2) Die gemeinschaftlichen Anlagen wer-
den Eigentum der Teilnehmergemeinschaft 
und sind von ihr zu unterhalten, soweit nicht 
der Flurbereinigungsplan oder gesetzliche 
Vorschriften anderes bestimmen. Sie können 
der Gemeinde zugeteilt werden, wenn diese 
zustimmt. Die Länder können eine abwei-
chende Regelung treffen. 

(3) Eigentümern von Grundstücken, die 
nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehören, 
aber durch Anlagen wesentliche Vorteile 
haben, kann durch den Flurbereinigungsplan 
ein den Vorteilen entsprechender Anteil an 
den Kosten der Unterhaltung solcher An-
lagen auferlegt werden. Der Kostenanteil ist 
an den Unterhaltungspflichtigen zu zahlen. 
Er haftet als öffentliche Last auf den Grund-
stücken, für die er festgesetzt ist. 

§ 43 

Sollen Anlagen im Sinne des Gesetzes über 
Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz) vom 10. Februar 1937 (Reichs-
gesetzbl. I S. 188) im Flurbereinigungsverfah-
ren ausgeführt werden, so kann die Flur

-

bereinigungsbehörde zur Ausführung und 
Unterhaltung dieser Anlagen einen Wasser- 
und Bodenverband nach den Vorschriften 
über Wasser- und Bodenverbände gründen. 

Während des Flurbereinigungsverfahrens ist 
die Flurbereinigungsbehörde die Aufsichts-
behörde und die obere Flurbereinigungs-
behörde die obere Aufsichtsbehörde des Ver-
bandes. Werden Anlagen nach Abschluß des 
Flurbereinigungsverfahrens fertiggestellt, so 
enden diese Aufsichtsbefugnisse erst mit der 
Fertigstellung. 

Zweiter Abschnitt 

Grundsätze für die Abfindung 

§ 44 
(1) jeder Teilnehmer ist für seine Grund-

stücke unter Berücksichtigung der nach § 47 
vorgenommenen Abzüge mit Land von glei-
chem Wert abzufinden. Bei der Bemessung 
der Landabfindung sind die nach den §§ 27 
bis 33 ermittelten Werte zugrunde zu legen. 

(2) Bei der Zuteilung der Landabfindung 
sind die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse 
aller Beteiligten gegeneinander abzuwägen 
und alle Umstände zu berücksichtigen, die 
auf den Ertrag, die Benutzung und die Ver-
wertung der Grundstücke wesentlichen Ein-
fluß haben. 

(3) Die Landabfindungen müssen in mög-
lichst großen Grundstücken gegeben werden. 
Unvermeidbare Mehr- oder Minderzuteilun-
gen von Land sind in Geld auszugleichen. 
Die Grundstücke müssen durch Wege zu-
gänglich gemacht werden; die erforderliche 
Vorflut ist, soweit möglich, zu schaffen. 

(4) Die neuen Grundstücke eines Teilneh-
mers sollen in der Nutzungsart, Beschaffen-
heit, Bodengüte und Entfernung vom Wirt-
schaftshofe seinen alten Grundstücken ent-
sprechen, soweit es mit einer großzügigen 
Zusammenlegung des Grundbesitzes nach 
neuzeitlichen betriebswirtschaftlichen Er-
kenntnissen vereinbar ist. 
(5) Wird durch die Abfindung eine völlige 

Änderung der bisherigen Art des Wirtschafts-
betriebs erforderlich, so bedarf sie der Zu-
stimmung des Teilnehmers. Die Kosten der 
Änderung sind Ausführungskosten (§ 104). 

(6) Soweit es für die Durchführung der 
Flurbereinigung zweckmäßig ist, können die 
Landabfindungen im Wege des Austausches 
in einem anderen Flurbereinigungsgebiet ge-
geben werden. Sie werden in diesem Falle 
durch die Flurbereinigungspläne der Flur-
bereinigungsgebiete festgestellt, in denen sie 
ausgewiesen werden. Tritt in dem einen die- 



ser Flurbereinigungsgebiete der neue Rechts-
zustand (§ 61 Satz 2) früher ein als in dem 
anderen, so treten die in dem anderen Ge-
biet liegenden alten Grundstücke der abge-
fundenen Teilnehmer in rechtlicher Hinsicht 
so lange an die Stelle der alten Grundstücke 
der anderen am Austausch beteiligten Teil-
nehmer bis auch in dem anderen Gebiet der 
neue Rechtszustand eintritt. 

§ 45 

(1) Nur wenn der Eigentümer zustimmt 
oder der Zweck der Flurbereinigung es erfor-
dert, können verändert, verlegt oder einem 
anderen gegeben werden: 

1. Gebäude, Hofräume und Hausgärten; 

2. Parkanlagen; 

3. Naturschutzgebiete oder -gebilde und ge-
schützte Landschaftsbestandteile; 

4. Friedhöfe, Familiengräber und Denkmäler; 

5. Sportanlagen (Sportplätze, Schwimmbäder 
u. dgl.); 

6. Seen, Fischteiche und Fischzuchtanstalten; 

7. Gärtnereien; 

8. Gewässer, die einem gewerblichen Betrieb 
dienen. 

(2) Nur mit Zustimmung der Eigentümer 
und der Unterhaltungspflichtigen dürfen ver-
ändert werden: 

1. Autobahnen, Eisenbahnen, Wasserstraßen, 
Flughäfen mit ihren Sicherungsanlagen, 
Bundesstraßen, Landstraßen erster und 
zweiter Ordnung, Gemeindestraßen so-
wie Talsperren, Hochwasserschutzanlagen 
und Anlagen, die der öffentlichen Wasser- 
und Energieversorgung sowie der Abwas-
serverwertung oder -beseitigung dienen; 

2. Sol- und Mineralquellen mit den dazu-
gehörenden Grundstücken; 

3. Lehm-, Sand-, Kies-, Mergel-, Erz-, Gips-
gruben, Stein- und Schieferbrüche sowie 
andere gewerbliche Anlagen, sofern sie 
dauernd in Betrieb sind, Torfvorkommen, 
Lagerstätten von Bodenschätzen, die der 
Aufsicht der Bergbehörde unterliegen. 
(3) Zu wesentlichen Eingriffen in den Be-

stand von Naturschutzgebieten oder -gebil-
den und geschützten Landschaftsbestandtei-
len ist auch die Zustimmung der für den 
Naturschutz zuständigen Behörde erfor-
derlich. 

§ 46 

Sind größere Teile des Flurbereinigungs-
gebietes durch besondere Maßnahmen mit 
erheblichen öffentlichen Mitteln im Flur-
bereinigungsverfahren verbessert und ist der 
Wert dieser Grundstücke wesentlich erhöht 
worden, so kann bei Bemessung der Abfin-
dung der Teilnehmer der erhöhte Wert zu-
grunde gelegt werden. Der erhöhte Wert ist 
nötigenfalls durch erneute Schätzung nach 
den §§ 28, 31 bis 33 unter Berücksichtigung 
der den Teilnehmern verbleibenden Kosten-
last festzustellen. § 44 Abs. 4 ist insoweit 
nicht anzuwenden. Der Erlös des zur Abfin-
dung der Teilnehmer nicht benötigten Lan-
des ist zur Deckung der Kosten der Boden-
verbesserung zu verwenden. 

§ 47 

(1) Den zu den gemeinschaftlichen An-
lagen und zu öffentlichen Anlagen nach § 40 
erforderlichen Grund und Boden haben alle 
Teilnehmer nach dem Verhältnis des Wertes 
ihrer alten Grundstücke aufzubringen, soweit 
er nicht durch vor der Flurbereinigung vor-
handene Anlagen gleicher Art oder durch 
einen bei Neumessung des Flurbereinigungs-
gebietes sich ergebenden Überschuß an Fläche 
gedeckt oder von einzelnen Teilnehmern her-
gegeben wird; in gleicher Weise ist ein bei 
Neumessung sich ergebender Mangel an 
Fläche aufzubringen. Der von den Teilneh-
mern aufzubringende Anteil kann für un-
vorhergesehene Zwecke, für Mißformen und 
zum Ausgleich mäßig erhöht werden. 

(2) Für solche Teile des Flurbereinigungs-
gebietes, in denen aus besonderen Gründen 
ein größerer Bedarf an Grund und Boden für 
gemeinschaftliche oder öffentliche Anlagen 
als in anderen Teilen besteht, kann zu La-
sten der begünstigten Teilnehmer ein von 
dem übrigen Flurbereinigungsgebiet abwei-
chender Maßstab festgesetzt werden. 

(3) Die Flurbereinigungsbehörde kann zur 
Vermeidung offensichtlicher und unbilliger 
Härten einzelne Teilnehmer ausnahmsweise 
von der Aufbringung ihres Anteils an den 
gemeinschaftlichen oder öffentlichen Anlagen 
ganz oder teilweise zu Lasten der übrigen 
Teilnehmer befreien. 

§ 48 

(1) Zum Flurbereinigungsgebiet gehörende 
Grundstücke, die in gemeinschaftlichem 
Eigentum stehen und nach altem Herkom- 



men gemeinschaftlich als Weide oder Hu-
tung, zum Grasschnitt, Plaggen-, Rasen-, 
Heide- oder Blütenhieb, zur Torfnutzung, 
Waldmast, Holz-, Streu-, Schilf-, Binsen oder 
Rohrgewinnung genutzt werden oder ver-
pachtet oder sonst zur Nutzung vergeben 
sind, können geteilt werden. 

(2) Wenn es dem Zweck der Flurbereini-
gung dient und die Eigentümer zustimmen, 
kann gemeinschaftliches Eigentum an Grund-
stücken auch in anderen als den in Absatz 1 
genannten Fällen geteilt und neu gebildet 
werden. 

§ 49 

(1) Wenn es der Zweck der Flurbereini-
gung erfordert, können Dienstbarkeiten, 
Reallasten sowie Erwerbsrechte an einem 
Grundstück oder dingliche oder persönliche 
Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung 
eines Grundstückes berechtigen oder die 
Nutzung eines Grundstücks beschränken, ab-
gelöst werden. Diese Rechte sind auf Antrag 
der Berechtigten abzulösen, wenn sie bei 
Übertragung auf die Landabfindung an die-
ser nicht mehr in dem bisherigen Umfange 
ausgeübt werden könnten oder gegenstands-
los würden. Die Berechtigten sind durch 
Neubestellung eines entsprechenden Rechtes 
abzufinden. Soweit dies mit dem Zweck der 
Flurbereinigung nicht vereinbar oder zur 
Entschädigung der Berechtigten nicht aus-
reichend ist, sind diese in Geld abzufinden. 
An Stelle von Geld kann mit Zustimmung 
der Berechtigten Land gegeben werden. Die 
Berechtigten sind auf ihren Antrag mit Land 
abzufinden, wenn Dienstbarkeiten des in 
§ 48 Abs. 1 bezeichneten Inhaltes, Allmend-
rechte oder ähnliche auf altem Herkommen 
beruhende Nutzungsrechte abgelöst werden, 
die Bestimmung des § 44 Abs. 3 Satz 2 bleibt 
unberührt. 

(2) Dienstbarkeiten, die durch die Flur-
bereinigung entbehrlich werden, sind ohne 
Entschädigung aufzuheben. Neue Dienstbar-
keiten, Erbbaurechte und dingliche Vorkaufs-
rechte können bestellt werden. 

(3) Soweit die abzulösenden oder aufzu-
hebenden Rechte den Wert der alten Grund-
stücke nicht nur unerheblich mindern, ist die 
Wertminderung bei der Landabfindung zu 
berücksichtigen. 

(4) Auf örtlich gebundene öffentliche La-
sten sind die Absätze 1 bis 3 sinngemäß an-
zuwenden. 

§ 50 

(1) Obstbäume, Beerensträucher, Reb-
stöcke, Hopfenstöcke, Bodenaltertümer, Kul-
turdenkmale, sowie Bäume, Feldgehölze und 
Hecken, deren Erhaltung wegen des Vogel-, 
Ufer- oder Naturschutzes, wegen des Land-
schaftsbildes oder aus anderen Gründen ge-
boten ist, hat der Empfänger der Landabfin-
dung  zu übernehmen. 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Holz-
pflanzen hat die Teilnehmergemeinschaft den 
bisherigen Eigentümer in Geld abzufinden; 
sie kann von dem Empfänger der Landab-
findung angemessene Erstattung verlangen. 
Mit Zustimmung der Flurbereinigungsbe-
hörde können die Teilnehmer anderes ver-
einbaren. Für unfruchtbare, unveredelte, noch 
verpflanzbare oder abgängige Obstbäume, 
für verpflanzbare oder abgängige Beeren-
sträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke und für 
andere als die in Absatz 1 genannten Bäume 
wird keine Geldabfindung gegeben, der bis-
herige Eigentümer kann sie entfernen. Als 
abgängig gelten auch Rebstöcke, die nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zu besei-
tigen sind; die Vorschriften über die Ent-
schädigung nach diesen Gesetzen bleibt un-
berührt. 

(3) Für andere nicht unter Absatz 1 fal-
lende wesentliche Bestandteile von Grund-
stücken, insbesondere für Gebäude, ist, so-
weit erforderlich, der bisherige Eigentümer 
oder der sonst Berechtigte gesondert abzu-
finden. 

§ 51 
(1) Der vorübergehende Mehrwert oder 

Minderwert abgetretener oder zugeteilter 
Grundstücke und sonstige vorübergehende 
Nachteile einzelner Teilnehmer, die das Maß 
der den übrigen Teilnehmern entstehenden 
gleichartigen Nachteile wesentlich überstei-
gen, sind durch Geld oder in anderer Art 
auszugleichen. 

(2) Die Teilnehmergemeinschaft kann Er-
stattung, der von ihr gezahlten Entschädi-
gung von dem, der dadurch Vorteile hat, 
nach dem Verhältnis seines Vorteiles ver-
langen. 

§ 52 

(1) Ein Teilnehmer kann mit seiner Zu-
stimmung statt in Land ganz oder teilweise 
in Geld abgefunden werden 

(2) Die Zustimmung bedarf zu ihrer Wirk-
samkeit schriftlicher Form. Sie kann nicht 



mehr widerrufen werden, wenn sie der Flur-
bereinigungsbehörde zugegangen oder in 
eine Verhandlungsniederschrift (§§ 129 bis 
131) aufgenommen worden ist. 

§ 53 

(1) Wird der Teilnehmer ganz oder für 
einzelne alte Grundstücke in Geld abgefun-
den und ist er mit der Höhe der Geldabfin-
dung einverstanden, so kann diese schon vor 
Ausführung des Flurbereinigungsplanes aus-
gezahlt werden. Nach Auszahlung der Geld-
abfindung kann ihre Änderung nicht mehr 
verlangt werden. 

(2) Der Teilnehmer darf seine Grund-
stücke, für die die Geldabfindung ausgezahlt 
worden ist, nicht mehr veräußern oder be-
lasten. Das Verfügungsverbot ist auf Er-
suchen der Flurbereinigungsbehörde in das 
Grundbuch einzutragen. Bis zur Eintragung 
ist § 892 des Bürgerlichen Gesetzbuches so-
wohl hinsichtlich des Verfügungsverbots wie 
auch hinsichtlich der Auszahlung der Geld-
abfindung anzuwenden. 

(3) Ist das Grundstück mit Rechten Dritter 
belastet, so ist die Abfindung dem Eigen-
tümer nach Abzug des Wertes dieser Rechte 
auszuzahlen. Eine diesen Rechten zugrunde 
liegende persönliche Schuld kann die Teil-
nehmergemeinschaft übernehmen, ohne daß 
es der Genehmigung des Gläubigers bedarf. 
Die Übernahme wird mit der Anzeige an 
den Gläubiger wirksam. Bis zu diesem Zeit-
punkt ist die Teilnehmergemeinschaft dem 
Eigentümer gegenüber verpflichtet, den 
Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. 

§ 54 
(1) Geldabfindungen und Geldausgleiche 

müssen angemessen sein. Die Kapitalbeträge 
sind unter Zugrundelegung des Wertes nach 
§ 28, bei baulichen Anlagen nach § 29, fest-
zusetzen. Sie können gegen Beiträge (§ 19) 
verrechnet werden. 

(2) Das infolge von Geldabfindungen und 
nach § 46 zur Abfindung der Teilnehmer 
nicht benötigte Land ist in einer dem Zweck 
der Flurbereinigung entsprechenden Weise 
oder für Siedlungszwecke zu verwenden. 

§ 55 

(1) Ist ein Siedlungsunternehmen Teil-
nehmer, so kann das ihm zustehende Ab-
findungsland mit seiner Zustimmung im 

Flurbereinigungsverfahren einem oder in 
Teilen mehreren Siedlern zugewiesen werden. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann im 
Flurbereinigungsplan eine Hypothek, mit der 
die Grundstücke des Siedlungsunternehmens 
belastet sind, auf die einzelnen Teile des Ab-
findungslandes, soweit diese verschiedenen 
Siedlern zugewiesen werden, entsprechend 
ihrem im Flurbereinigungsverfahren er-
mittelten Wert verteilen. Der Gläubiger 
kann der Verteilung nicht widersprechen. 

(3) Nach Eintritt der rechtlichen Wirkun-
gen des Flurbereinigungsplanes haftet der 
Siedler für die persönliche Forderung, die der 
verteilten Hypothek zugrunde liegt, inso-
weit, als sie der Belastung seines Grund-
stückes mit der Hypothek entspricht. Die 
Rechte des Gläubigers gegen den bisherigen 
Schuldner erlöschen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 
gelten für Grundschulden, Rentenschulden 
und Reallasten sinngemäß; doch gilt Absatz 2 
für Altenteile nur, soweit der Unterhalt des 
Berechtigten durch die Verteilung nicht ge-
fährdet wird. 

Dritter Abschnitt 

Flurbereinigungsplan 

§ 56 

Vor der Aufstellung des Flurbereinigungs-
planes hat die Flurbereinigungsbehörde, so-
weit erforderlich, die Errichtung fester Grenz-
zeichen an der Grenze des Flurbereinigungs-
gebietes sicherzustellen und ihre Anerken-
nung durch die Eigentümer der angrenzen-
den Grundstücke herbeizuführen oder die 
nötigen Festsetzungen im Flurbereinigungs-
plan zu treffen. 

§ 57 

Vor der Aufstellung des Flurbereinigungs-
planes sollen die Beteiligten über ihre 
Wünsche für die Abfindung gehört werden. 

§ 58 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde faßt die 
Ergebnisse des Verfahrens im Flurbereini-
gungsplan zusammen. In den Flurbereini-
gungsplan sind der Wege- und Gewässerplan, 
die Nachweise der gemeinschaftlichen und 
öffentlichen Anlagen, der alten Grundstücke 
und Berechtigungen der Beteiligten und ihrer 



Abfindungen sowie die Regelung der sonsti-
gen Rechtsverhältnisse aufzunehmen. 

(2) Gemeindegrenzen können durch den 
Flurbereingungsplan geändert werden, so-
weit es infolge der Durchführung der Flur-
bereinigung zweckmäßig ist. Die Änderung 
bezieht sich auch auf die Kreisgrenzen, wenn 
sie mit den Gemeindegrenzen überein-
stimmen. Ist die Änderung von Gemeinde-
oder Kreisgrenzen beabsichtigt, so ist die zu-
ständige Kommunalaufsichtsbehörde recht- 
zeitig zu verständigen; ihr Einverständnis 
muß vorliegen. 

(3) Der Flurbereinigungsplan bedarf der 
Genehmigung der oberen Flurbereinigungs-
behörde. 

(4) Der Flurbereinigungsplan hat für Fest-
setzungen, die im gemeinschaftlichen Interesse 
der Beteiligten oder im öffentlichen Interesse 
getroffen werden, die Wirkung von Ge-
meindesatzungen. Nach Beendigung des Flur-
bereinigungsverfahrens können die Fest-
setzungen mit Zustimmung der Gemeinde-
aufsichtsbehörde durch Gemeindesatzung ge-
ändert oder aufgehoben werden. 

§ 59 
(1) Der Flurbereinigungsplan ist den Be-

teiligten bekanntzugeben. Die neue Feld-
einteilung ist ihnen auf Antrag örtlich zu er-
läutern. 

(2) Beschwerden gegen den bekanntgege-
benen Flurbereinigungsplan müssen die Be-
teiligten zur Vermeidung des Ausschlusses in 
einem Anhörungstermin vorbringen; hierauf 
ist in der Ladung und im Termin hinzu-
weisen. Die Ladungsfrist beträgt zwei 
Wochen. 

(3) Jeder Teilnehmer soll einen Auszug 
aus dem Flurbereinigungsplan erhalten, der 
seine neuen Grundstücke nach Fläche und 
Wert sowie das Verhältnis seiner Gesamt-
abfindung zu dem von ihm Eingebrachten 
nachweist. Der Auszug soll der Ladung zum 
Anhörungstermin beigefügt werden. Wird 
durch öffentliche Bekanntmachung geladen, 
so soll der Auszug den Teilnehmern zwei 
Wochen vor ihrer Anhörung zugehen.  

(4) Beschwerden nach Absatz 2 sind in die 
Verhandlungsniederschrift (§§ 129 bis 131) 
aufzunehmen. 

(5) Die Länder können an Stelle oder 
neben der im Termin vorzubringenden Be-
schwerde schriftliche Beschwerde innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Terminstage zu-
la ssen. 

§ 60 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde hat be-
gründeten Beschwerden abzuhelfen. Sie kann 
auch andere Änderungen des Flurbereinigungs-
planes vornehmen, die sie für erforderlich 
hält. Die Bekanntgabe der Änderungen und 
die Anhörung ist auf die daran Beteiligten 
zu beschränken; die Ladungsfrist kann bis 
auf drei Tage abgekürzt werden. Im übrigen 
sind die Vorschriften des § 59 anzuwenden. 

(2) Die nach Abschluß der Verhandlungen 
verbleibenden Beschwerden legt die Flur-
bereinigungsbehörde gemäß der Vorschrift 
in § 143 Abs. 1 der oberen Flurbereinigungs-
behörde vor. 

Vierter Abschnitt 

Ausführung des Flurbereinigungsplanes 

§ 61 

Der Flurbereinigungsplan steht rechts-
kräftig fest, wenn Beschwerden gegen ihn 
nicht erhoben sind oder wenn rechtskräftig 
über sie entschieden ist. Zu dem in der Aus-
führungsanordnung (§§ 62, 63) zu bestim-
menden Zeitpunkt tritt der im Flurbereini-
gungsplan vorgesehene neue Rechtszustand 
an die Stelle des bisherigen. 

§ 62 

(1) Nach Eintritt der Rechtskraft des Flur-
bereinigungsplanes ist der neue Zustand in 
tatsächlicher und rechtlicher Beziehung her-
beizuführen. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde ordnet zu 
diesem Zwecke die Ausführung des Flur-
bereinigungsplanes an (Ausführungsanord-
nung). 

(3) Die Ausführungsanordnung und der 
Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechtszu-
standes (§ 61 Satz 2) sind öffentlich bekannt-
zumachen. In der Bekanntmachung ist auf 
die Frist nach § 71 Satz 1 hinzuweisen. 

(4) Durch Oberleitungsbestimmungen, zu 
denen der Vorstand der Teilnehmergemein-
schaft zu hören ist, regelt die Flurbereini-
gungsbehörde die tatsächliche Oberleitung in 
den neuen Zustand, namentlich den Ober-
gang des Besitzes und der Nutzung der neuen 
Grundstücke. 

(5) Die Oberleitungsbestimmungen sind 
bei den Gemeindeverwaltungen der Flur-
bereinigungsgemeinden oder bei dem Vor- 



stand der Teilnehmergemeinschaft zur Ein-
sichtnahme für die Beteiligten auszulegen. Die 
Auslegung ist öffentlich bekanntzumachen. 

§ 63 

(1) Die Ausführung des Flurbereinigungs-
planes kann vor seiner Rechtskraft ange-
ordnet werden, wenn die Flurbereinigungs-
behörde verbliebene Beschwerden gemäß der 
Vorschrift in § 60 Abs. 2 der oberen Flur-
bereinigungsbehörde vorgelegt hat und aus 
einem längeren Aufschub der Ausführung 
voraussichtlich erhebliche Nachteile er-
wachsen würden (Vorzeitige Ausführungs-
anordnung). 

(2) Wird der vorzeitig ausgeführte Flur-
bereinigungsplan rechtskräftig geändert, so 
wirkt diese Änderung in rechtlicher Hin-
sicht auf den in der Ausführungsanordnung 
festgesetzten Tag zurück. Die tatsächliche 
Ausführung der Änderung regelt die Flur-
bereinigungsbehörde durch Überleitungs-
bestimmungen. Die Änderung ist den Be-
teiligten bekanntzugeben. 

§ 64 
Die Flurbereinigungsbehörde kann den 

Flurbereinigungsplan auch nach der Ausfüh-
rungsanordnung (§§ 62, 63) ändern oder er-
gänzen, wenn öffentliche Interessen oder 
wichtige wirtschaftliche Bedürfnisse der Be-
teiligten es erfordern oder wenn ihr eine 
rechtskräftige Entscheidung der ordentlichen 
Gerichte bekannt wird. Für das Verfahren 
gelten die §§ 59 his 63 sinngemäß; § 63 
Abs. 2 gilt auch, wenn die Ausführung des 
Flurbereinigungsplanes gemäß § 62 Abs. 1 
und 2 angeordnet war. Die Beteiligten 
können für Land geringfügigen Umfanges 
in Geld abgefunden werden. 

Fünfter Abschnitt 

Vorläufige Besitzeinweisung 

§ 65 
(1) Die Beteiligten können in den Besitz 

der neuen Grundstücke vorläufig eingewiesen 
werden, wenn deren Grenzen in die Örtlich-
keit übertragen worden sind und endgültige 
Nachweise für Fläche und Wert der neuen 
Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis 
der Abfindung zu dem von jedem Beteiligten 
Eingebrachten feststeht. Die neue Feldeintei-
lung ist den Beteiligten bekannt zu geben und 

auf Antrag örtlich zu erläutern. Die vorläufige 
Besitzeinweisung kann auf Teile des Flur-
bereinigungsgebietes beschränkt werden. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde ordnet 
die vorläufige Besitzeinweisung an. Die An-
ordnung bedarf der Zustimmung der oberen 
Flurbereinigungsbehörde. Sie ist öffentlich 
bekanntzumachen. Die Vorschriften des § 62 
Abs. 4, 5 sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 66 

(1) Mit dem in den Überleitungsbestim-
mungen bestimmten Zeitpunkt gehen der 
Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der 
neuen Grundstücke auf den in der Anord-
nung der vorläufigen Besitzeinweisung zu 
benennenden Empfänger über. Soweit an 
Erzeugnissen oder sonstigen Bestandteilen be-
sondere Rechtsverhältnisse bestehen können, 
gilt der Empfänger als Eigentümer der neuen 
Grundstücke. Insbesondere treten die Er-
zeugnisse der neuen Grundstücke in recht-
licher Beziehung an die Stelle der Erzeug-
nisse der alten Grundstücke. Die Flur-
bereinigungsbehörde kann Abweichendes be-
stimmen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 69 bis 71 sind 
sinngemäß anzuwenden. 

(3) Die rechtlichen Wirkungen der vor-
läufigen Besitzeinweisung enden mit der Aus-
führung des Flurbereinigungsplanes (§§ 62, 
63). 

§ 67 

(1) Ausgleiche, Abfindungen und Ent-
schädigungen in Geld sind möglichst an-
schließend an die Anordnung nach § 65 Abs, 2 
zu leisten, soweit nicht Rechte Dritter nach 
den Vorschriften der §§ 74 bis 78 zu wahren 
sind. 

(2) Beträge, die nach den endgültigen Fest-
setzungen im Flurbereinigungspian in anderer 
Höhe oder von anderen Beteiligten zu zahlen 
sind, sind nach Ausführung des Flurbereini-
gungsplanes auszugleichen. 

Sechster Abschnitt 

Wahrung der Rechte Dritter 

§ 68 
(1) Die Landabfindung tritt hinsichtlich 

der Rechte an den alten Grundstücken und 
der diese Grundstücke betreffenden Rechts- 



verhältnisse, die nicht abgelöst oder aufge-
hoben werden (§ 49), an die Stelle der alten 
Grundstücke. 

(2) Wird eine Landabfindung für mehrere 
alte Grundstücke oder Berechtigungen ge-
geben, die verschiedenen Rechtsverhältnissen 
unterliegen, so hat die Flurbereinigungs-
behörde zu bestimmen, welche neuen Grund-
stücke oder Bruchteile von neuen Grund-
stücken an die Stelle der einzelnen alten 
Grundstücke oder Berechtigungen treten. 

(3) Auf Antrag und, soweit erforderlich, 
auch von Amts wegen, hat die Flurbereini-
gungsbehörde an Stelle der nach Absatz 2 
bestimmten Bruchteile besondere Grundstücke 
auszuweisen. Das gilt nicht hinsichtlich der 
Bruchteile von Berechtigungen der in § 49 
Abs. 1 Satz 6 bezeichneten Art. 

§ 69 

(1) Der Nießbraucher erhält die Nutzung 
der Landabfindung, die für die dem Nieß-
brauch unterliegenden alten Grundstücke oder 
Berechtigungen ausgewiesen ist. 

(2) Der Nießbraucher hat dem Eigentümer 
die diesem zur Last fallenden Beiträge (§ 19) 
zum angemessenen Zinssatz vom Zahlungstage 
ab zu verzinsen. Entsprechend ist eine Aus-
gleichszahlung zu verzinsen, die der Eigen-
tümer für eine dem Nießbrauch unterliegende 
Mehrzuteilung von Land geleistet hat. 

(3) Auf Antrag des Nießbrauchers oder des 
Eigentümers hat die Flurbereinigungsbehörde 
die Höhe und die Fälligkeit der Zinsen zu 
regeln. 

§ 70 

(1) Der Pächter erhält die Nutzung der 
neuen Grundstücke. 

(2) Wenn Verpächter und Pächter über die 
Regelung des Pachtverhältnisses nicht einig 
sind und einer von ihnen die Regelung durch 
die Flurbereinigungsbehörde beantragt, gilt 
folgendes: 

1. Betrifft der Pachtvertrag nicht das gesamte 
der Flurbereinigung unterliegende Grund-
eigentum des Verpächters, so ist aus den 
neuen Grundstücken eine dem verpachteten 
Grundstück möglichst gleichwertige und 
gleichartige Fläche für den Pächter auszu-
sondern. 

2. Ein Wertunterschied zwischen dem alten 
und dem neuen Pachtbesitz ist durch Er-
höhung oder Minderung des Pachtzinses 
oder in anderer Weise auszugleichen. 

3. Werden Pachtgrundstücke durch die Flur-
bereinigung so erheblich geändert, daß dem 
Pächter die Fortsetzung des Pachtverhält-
nisses nicht zugemutet werden kann, so hat 
die Flurbereinigungsbehörde auf Antrag des 
Pächters zu bestimmen, daß das Pachtver-
hältnis am Ende des bei Erlaß der Ausfüh-
rungsanordnung laufenden Pachtjahres auf-
gelöst wird. Die Auflösung des Pachtver-
hältnisses begründet keinen Anspruch auf 
Entschädigung. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten nur insoweit, als der Pachtvertrag nichts 
Abweichendes bestimmt. 

71 

Anträge auf Regelung des Nießbrauches 
(§ 69) und des Pachtverhältnisses (§ 70) 
müssen innerhalb eines Monats nach Erlaß der 
Ausführungsanordnung (§§ 62, 63) bei der 
Flurbereinigungsbehörde gestellt werden. 
Über die von der Flurbereinigungsbehörde ge-
troffene Regelung ist den Beteiligten ein 
schriftlicher Bescheid zu erteilen. 

§ 72 

(1) Wird ein Teilnehmer nur in Geld ab-
gefunden, so sind die Inhaber von Hypo-
theken, Grundschulden, Rentenschulden und 
Reallasten an den alten Grundstücken sowie 
die Gläubiger von Rückständen öffentlicher 
Lasten und als Last auf den alten Grund-
stücken ruhenden Renten auf die Geldabfin-
dung angewiesen. 

(2) Wird eine Geldabfindung für mehrere 
alte Grundstücke oder Berechtigungen ge-
geben, die verschiedenen Rechtsverhältnissen 
unterliegen, so hat die Flurbereinigungsbehörde 
zu bestimmen, welche Teilbeträge der Geld-
abfindung an die Stelle der alten Grundstücke 
oder Berechtigungen treten. 

§ 73 

(1) Wird ein Teilnehmer nur in Geld ab-
gefunden, so sind Altenteilsberechtigte sowie 
Inhaber von Erwerbsrechten an den alten 
Grundstücken oder von dinglichen oder per-
sönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur 
Nutzung dieser Grundstücke berechtigen oder 
die Nutzung dieser Grundstücke beschränken, 
gesondert zu entschädigen. Die Vorschriften 
des § 49 Abs. 1 Satz 3 bis 6 gelten ent-
sprechend. 



(2) Soweit die Rechte der gesondert zu ent-
schädigenden Berechtigten den Wert der alten 
Grundstücke mindern, ist dies bei der Fest-
setzung der Geldabfindung für die alten 
Grundstücke zu berücksichtigen. 

§ 74 

(1) Wird ein Teilnehmer nur in Geld ab-
gefunden, so hat die Flurbereinigungsbehörde 
die Rechte der Hypotheken-, Grundschuld- 
und Rentenschuldgläubiger und der Reallast-
berechtigten, soweit sie aus dem Grundbuch 
ersichtlich oder ihr sonst bekannt sind, nach 
Maßgabe der folgenden Absätze zu wahren. 

(2) Sind die Rechte nicht streitig, Teilneh-
mer und Berechtigte über die Auszahlung 
einig und macht kein Dritter dingliche Rechte 
an der Geldabfindung geltend, so weist 
die Flurbereinigungsbehörde die Teilnehmer-
gemeinschaft an, das Geld den Berechtigten 
auszuzahlen. 

(3) Sind die Rechte streitig oder Teilnehmer 
und Berechtigte über die Auszahlung nicht 
einig oder macht ein Dritter dingliche Rechte 
an der Geldabfindung geltend, so weist 
die Flurbereinigungsbehörde die Teilnehmer-
gemeinschaft an, das Geld zu Gunsten des in 
Geld abgefundenen Teilnehmers, der Berech-
tigten und des Dritten bei dem Amtsgericht 
unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme 
zu hinterlegen. Nach der Hinterlegung können 
Ansprüche wegen der Geldabfindung im Flur-
bereinigungsverfahren nicht mehr geltend ge-
macht werden. Das Amtsgericht hat den hin-
terlegten Betrag nach Maßgabe des § 75 zu 
verteilen. § 107 ist nicht anzuwenden. 

(4) Für die Hinterlegung und für die Ver-
teilung ist das Amtsgericht zuständig, in dessen 
Bezirk die mit den Rechten belasteten Grund-
stücke liegen. Liegen die belasteten Grund-
stücke in den Bezirken verschiedener Amts-
gerichte, so ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk die größere Fläche der belaste-
ten Grundstücke liegt. In Zweifelsfällen be-
stimmt das im Rechtszuge zunächst höhere 
Gericht eines der Amtsgerichte zur Hinter-
legungsstelle. Dieses Amtsgericht soll die an-
deren Amtsgerichte von der Anordnung in 
Kenntnis setzen. § 37 der Zivilprozeßordnung 
ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Hypotheken, Grundschulden, Renten-
schulden und Reallasten, die aus der Geld-
abfindung nicht befriedigt werden, erlöschen. 

§ 75 

(1) Nach dem Eintritt der rechtlichen Wir-
kungen des Flurbereinigungsplanes kann jeder 
Hinterlegungsbeteiligte sein Recht an der 
hinterlegten Summe gegen einen Mitbeteilig-
ten, der dieses Recht bestreitet, vor den or-
dentlichen Gerichten geltend machen oder die 
Einleitung eines gerichtlichen Verteilungsver-
fahrens beantragen. 

(2) Auf das Verteilungsverfahren sind die 
Vorschriften über die Verteilung des Erlöses 
im Falle der Zwangsversteigerung mit folgen-
den Abweichungen sinngemäß anzuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Be-
schluß zu eröffnen. 

2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlagnahme 
im Sinne des § 13 des Zwangsversteige-
rungsgesetzes. Ist das Grundstück schon in 
einem Zwangsversteigerungs- oder Zwangs-
verwaltungsverf ahren beschlagnahmt, so 
hat es hierbei sein Bewenden. 

3. Das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung 
des Verfahrens von Amts wegen das Grund-
buchamt um die im § 19 Abs. 2 des Zwangs-
versteigerungsgesetzes bezeichneten Mittei-
lungen zu ersuchen; in die beglaubigte Ab-
schrift des Grundbuchblattes sind die im 
Zeitpunkt des Eintritts des neuen Rechts-
zustandes (§ 61 Satz 2) vorhandenen Ein-
tragungen über Hypotheken, Grundschul-
den, Rentenschulden und Reallasten sowie 
die später eingetragenen Veränderungen 
und Löschungen aufzunehmen. 

4. Ansprüche auf wiederkehrende Neben-
leistungen sind nur bis zum Zeitpunkt der 
Hinterlegung zu berücksichtigen. 

§ 76 

(1) Erhält ein Teilnehmer neben einer 
Landabfindung eine Geldabfindung und über-
steigt diese den Betrag von 300 Deutsche 
Mark oder den zwanzigsten Teil des Wertes 
(§§ 28, 29) der belasteten alten Grundstücke, 
so hat die Flurbereinigungsbehörde die Ab-
findung den in § 74 Abs. 1 bezeichneten Be-
rechtigten mit dem Hinweis bekanntzugeben, 
daß ihre Rechte an der Geldabfindung im 
Flurbereinigungsverfahren nur gewahrt wer-
den, wenn sie dies binnen eines Monats be-
antragen. 

(2) Wird rechtzeitig ein Antrag gestellt, so 
hat die Flurbereinigungsbehörde das Recht des 



Antragstellers, soweit es unter Berücksichti-
gung der im Range vorgehenden Rechte durch 
den Wert der Landabfindung für die belaste-
ten alten Grundstücke nicht gesichert ist, und 
die im Range nachstehenden Rechte entspre-
chend den Vorschriften des § 74 Abs. 2 bis 4 
zu wahren. Dies gilt nicht, wenn der Teilneh-
mer binnen einer von der Flurbereinigungs-
behörde zu bestimmenden Frist die geschmä-
lerte Sicherheit dadurch wiederherstellt, daß 
er im Range vorgehende Rechte beseitigt, an-
dere Grundstücke den Abfindungsgrund-
stücken als Bestandteile zuschreiben läßt oder 
das Abfindungsgrundstück dauerhaft ver-
bessert. 

§ 77 

Die Vorschriften der §§ 74 bis 76 gelten 
einsprechend, wenn Rechte Dritter an den 
Rechten bestehen, die nach § 74 zu wahren 
sind oder deren Inhaber nach § 49 oder § 73 
Abs. 1 in Geld abgefunden werden. 

§ 78 

Die Teilnehmergemeinschaft hat Geld-
abfindungen bis zu ihrer Verwendung für die 
Empfangsberechtigten auf Sonderkonto bei 
einem Kreditinstitut bereitzuhalten. 

Siebenter Abschnitt 

Berichtigung der öffentlichen Bücher 

§ 79 

(1) Nach Eintritt des neuen Rechtszustan-
des (§ 61 Satz 2) sind die öffentlichen Bücher 
auf Ersuchen der Flurbereinigungsbehörde 
nach dem Flurbereinigungsplan zu berichtigen. 

(2) Für Rechtsänderungen, die durch Be-
schwerden gegen den Flurbereinigungsplan 
berührt werden, ist das Ersuchen erst nach 
rechtskräftiger Entscheidung über die Be-
schwerden zu stellen. 

§ 80 

Dem Ersuchen um Berichtigung des Grund-
buches sind eine Bescheinigung über den Ein-
tritt des neuen Rechtszustandes und ein be-
glaubigter Auszug aus dem Flurbereinigungs-
plan beizufügen, der nachweisen muß: 

1. die Eigentümer der zum Flurbereinigungs

-

gebiet gehörenden Grundstücke; 

2. ihre alten Grundstücke und Berechtigungen 
sowie die dafür zugeteilten neuen Grund-
stücke; 

3. die sonstigen Landzuteilungen, die gemein-
schaftlichen und die öffentlichen Anlagen 
sowie ihre Eigentümer; 

4. die zu löschenden, die auf neue Grundstücke 
zu übertragenden und die neu einzutragen-
den Rechte. 

§ 81 

(1) Bis zur Berichtigung des Liegenschafts-
katasters dient der Flurbereinigungsplan als 
amtliches Verzeichnis der Grundstücke (§ 2 
Abs. 2 der Grundbuchordnung). 

(2) Hat die Flurbereinigungsbehörde die 
Unterlagen zur Berichtigung des Liegenschafts-
katasters an die für die Führung des Liegen-
schaftskatasters zuständige Behörde abge-
geben, so ist für die Fortführung der Unter-
lagen auch vor Abschluß der Berichtigung 
diese Behörde zuständig. 

§ 82 

Solange die Flurbereinigungsbehörde die 
Berichtigung des Grundbuches noch nicht ver-
anlaßt hat, kann ein Teilnehmer, dessen 
Rechte durch Beschwerden gegen den Flur-
bereinigungsplan voraussichtlich nicht berührt 
werden, beantragen, daß die Flurbereinigungs-
behörde das Grundbuchamt sogleich ersucht, 
das Grundbuch durch Eintragung seiner neuen 
Grundstücke zu berichtigen. Dem Ersuchen 
sind außer der Bescheinigung über den Ein-
tritt des neuen Rechtszustandes nur die Nach-
weise über die alten und neuen Grundstücke 
des Antragstellers beizufügen. 

§ 83 
Nachträgliche Änderungen, Ergänzungen 

oder Berichtigungen des Flurbereinigungs

-

planes  (§§ 64, 132) werden nach den §§ 79 ff. 
in das Grundbuch übernommen. 

VIERTER TEIL 
Besondere Bestimmungen 

Erster Abschnitt 
Waldgrundstücke 

§ 84 

Ländlicher Grundbesitz im Sinne dieses 
Gesetzes sind auch Waldgrundstücke. 



§ 85 

Für die Einbeziehung von Waldgrund-
stücken in ein Flurbereinigungsverfahren 
gelten folgende Sondervorschriften: 

1. In den Fällen des § 5 Abs. 2, des § 38 
und des § 41 Abs. 2 ist die forstwirtschaft-
liche Berufsvertretung entsprechend zu be-
teiligen. 

2. Zur Einbeziehung einer geschlossenen 
Waldfläche von mehr als zehn Hektar 
Größe ist die Zustimmung der Forstauf-
sichtsbehörde erforderlich. 

3. Für größere Waldgrundstücke, die einer 
Zusammenlegung nicht bedürfen und von 
der Flurbereinigung keinen wesentlichen 
Vorteil haben, sind Beiträge (§ 19) nicht 
zu erheben. 

4. Ist die Schätzung eines Holzbestandes er-
forderlich, so ist sein Wert nach den 
Grundsätzen der Waldwertrechnung zu 
ermitteln. 

5. Vom Flurbereinigungsbeschluß bis zur Aus-
führungsanordnung bedürfen Holzein-
schläge, die den Rahmen einer ordnungs-
mäßigen Bewirtschaftung übersteigen, der 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde; 
die Zustimmung darf nur im Einverneh-
men mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt 
werden. 

6. Sind Holzeinschläge entgegen der Vor-
schrift der Nr. 5 vorgenommen worden, so 
kann die Flurbereinigungsbehörde anord-
nen, daß derjenige, der das Holz gefällt 
hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche 
nach den Weisungen der Forstaufsichts-
behörde wieder ordnungsmäßig in Be-
stand zu bringen hat. 

7. Eine geschlossene Waldfläche von mehr als 
drei Hektar Größe darf nur mit Zu-
stimmung des Eigentümers oder der Forst-
aufsichtsbehörde wesentlich verändert 
werden. 

8. Nur wenn der Eigentümer zustimmt oder 
der Zweck der Flurbereinigung in anderer 
Weise nicht erreicht werden kann, darf 
eine Waldfläche einem anderen gegeben 
werden. Für aufstehendes Holz ist, soweit 
möglich, Abfindung in Holzwerten zu 
geben. 

9. Die Teilung von Waldgrundstücken, die 
in gemeinschaftlichem Eigentum stehen 

(§ 48 Abs. 1), und die Ablösung von 
Dienstbarkeiten (§ 49 Abs. 1) bedarf der 
Zustimmung der Forstaufsichtsbehörde. 

10.  § 50 gilt entsprechend, 

Zweiter Abschnitt 

Vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren 

§ 86 

(1) Ein Flurbereinigungsverfahren kann in 
kleineren Teilen einer oder mehrerer Gemein-
den durchgeführt werden, um die durch An-
legung, Änderung oder Beseitigung von Eisen-
bahnen, Straßenbahnen, Autobahnen, Wegen, 
Wasserläufen oder durch ähnliche Maßnah-
men für die allgemeine Landeskultur ent-
stehenden oder entstandenen Nachteile zu be-
seitigen oder um die Durchführung eines 
Bodenreform- oder Siedlungsverfahrens oder 
anderer Aufbaumaßnahmen zu erleichtern. 
Dabei gelten an Stelle der Vorschriften des 
§ 4 Abs. 2, des § 6 Abs. 2, 3, des § 48 Abs. 1, 
des § 49 Abs. 1, des § 62 Abs. 3 und 5 fol-
gende Sonderbestimmungen: 

1: Die Flurbereinigungsbehörde ordnet die 
Flurbereinigung durch Beschluß an und 
stellt das Flurbereinigungsgebiet fest. Der 
Beschluß ist zu begründen. 

2. Der entscheidende Teil des Beschlusses kann 
den Beteiligten in Abschrift übersandt oder 
öffentlich bekanntgemacht werden. 

3. Die Bekanntgabe der Schätzungsergebnisse 
kann mit der Bekanntgabe des Flurbereini-
bereinigungsplanes verbunden werden. 

4. Von der Aufstellung der Vorplanungen 
(§ 38) und des Wege- und Gewässerplanes 
(§ 41) kann abgesehen werden. 

5. Die Ausführungsanordnung und die Ober-
leitungsbestimmungen können den Beteilig-
ten in Abschrift übersandt oder öffentlich 
bekanntgemacht werden. 

(2) Dem Unternehmer einer Anlage können 
die Ausführungskosten (§ 104) entsprechend 
den durch die Herstellung, Änderung oder 
Beseitigung der Anlage entstandenen Nach-
teilen auferlegt werden, soweit die Nach-
teile in einem Planfeststellungsverfahren nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften nicht abge-
golten sind. 

(3) Das vereinfachte Flurbereinigungsver-
fahren ist auch zulässig für Weiler, für Ge- 



meinden kleineren Umfanges, in Gebieten mit 
Einzelhöfen (Einödhöfen) sowie in bereits 
flurbereinigten Gemeinden, in denen eine 
stärkere Zusammenlegung der Grundstücke 
erforderlich geworden ist. Die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 brauchen nicht vorzuliegen. 

Dritter Abschnitt 

Bereitstellung von Land in großem Umfang 
für Unternehmen 

§ 87 
(1) Werden in einem Enteignungsverfahren 

nach dem festgestellten Plan ländliche Grund-
stücke in großem Umfange benötigt, so kann 
der den Betroffenen entstehende Landverlust 
im Wege eines Flurbereinigungsverfahrens auf 
einen größeren Kreis von Eigentümern verteilt 
werden. In diesem Falle wird auch die Ent-
eignung im Wege des Flurbereinigungsverfah-
rens durchgeführt. 

(2) Das Flurbereinigungsverfahren kann 
bereits angeordnet werden, wenn der Plan im 
Enteignungsverfahren vorläufig festgestellt ist. 

§ 88 
Für das Flurbereinigungsverfahren in den 

Fällen des § 87 gelten folgende Sonderbestim-
mungen: 

1. In dem Flurbereinigungsbeschluß (§ 4 
Abs. 2) und bei der Aufklärung der 
Grundeigentümer (§ 5 Abs. 1) ist auf den 
besonderen Zweck des Verfahrens hinzu-
weisen. Die Voraussetzungen des § 1 
brauchen nicht vorzuliegen. 

2. Der Enteignungsunternehmer ist Neben-
beteiligter (§ 10 Nr. 2). 

3. Eine vorläufige Anordnung gemäß § 36 
ist zu Gunsten des Enteignungsunterneh-
mers zulässig. Die Anordnung kann mit 
Auflagen verbunden oder von Bedingun-
gen, insbesondere von der Leistung einer 
Sicherheit, abhängig gemacht werden. 

4. Die für das Unternehmen erforderlichen 
Flächen sind von den Teilnehmern nach 
dem Verhältnis des Wertes ihrer alten 
Grundstücke (§§ 27 ff.) aufzubringen. Für 
diese Flächen hat die Teilnehmergemein-
schaft den Teilnehmern Geldabfindung zu 
leisten. Die Höhe der Geldabfindung 
richtet sich nach der von dem Enteignungs

-

unternehmen zu zahlenden Entschädigung. 
§ 47 Abs. 3 gilt entsprechend. 

5. Der Enteignungsunternehmer hat für die 
ihm zugewiesenen Flächen Geldentschädi-
gung zu leisten. Die Geldentschädigung ist 
an die Teilnehmergemeinschaft zu zahlen. 
Die Höhe der Geldentschädigung richtet 
sich nach dem Enteignungsgesetz, auf 
Grund dessen der Plan festgestellt wor-
den ist. 

6. Der Enteignungsunternehmer hat die Schä-
den, die Beteiligten durch das Unter-
nehmen entstehen, zu beheben oder durch 
Geld zu ersetzen. Der Schadensersatz-
betrag ist an die Teilnehmergemeinschaft 
zu zahlen. Die Teilnehmergemeinschaft 
hat die Schadensersatzbeträge zur Beseiti-
gung der Schäden zu verwenden und, so-
weit die Schäden nicht beseitigt werden, 
den ersatzberechtigten Beteiligten auszu-
zahlen. Sie kann Schadensersatzbeträge 
gegen die von den ersatzberechtigten Be-
teiligten zu leistenden Beiträge (§ 19) ver-
rechnen. 

7. Der Enteignungsunternehmer hat der Teil-
nehmergemeinschaft den Betrag der Geld-
entschädigung und die Schadensersatz-
beträge in der von der Flurbereinigungs-
behörde festgestellten Höhe vorzuschießen. 
Ergibt sich nach rechtskräftiger Fest-
setzung der Geldabfindung und der Scha

-

densersatzbeträge, daß die Vorschüsse zu 
ihrer Deckung nicht ausreichen, so ist der 
festgestellte Betrag entsprechend zu er-
höhen; der Enteignungsunternehmer hat 
den erhöhten Betrag zu zahlen. 

8. Die Entscheidung über die Höhe der Geld-
abfindung und des Schadensersatzbetrages 
sowie der Geldentschädigung kann im 
ordentlichen Rechtsweg angefochten wer-
den, wenn die Landabfindung rechtskräftig 
feststeht. Der Rechtsstreit ist in den Fällen 
der Geldabfindung und des Schadens-
ersatzbetrages zwischen dem abfindungs

-
oder ersatzberechtigten Beteiligten und 
dem Enteignungsunternehmer, im Falle 
der Geldentschädigung zwischen dem Ent-
eignungsunternehmer und der Teilnehmer-
gemeinschaft zu führen. 

9. Die obere Flurbereinigungsbehörde be-
stimmt nach Anhörung des Enteignungs-
unternehmers den Anteil an den Kosten 
des Flurbereinigungsverfahrens, der er-
forderlich ist, um die zugewiesenen Flächen 



bereitzustellen, die durch das Unternehmen 
entstandenen Schäden zu beseitigen und 
die durch das Unternehmen nötig gewor-
denen gemeinschaftlichen Anlagen auszu-
führen. Der Enteignungsunternehmer hat 
die diesem Anteil entsprechenden Ausfüh-
rungskosten (§ 104) an die Teilnehmer-
gemeinschaft zu zahlen. Ist Unternehmer 
eine Verwaltung des Bundes oder eines 
Landes, so bedarf die Bestimmung des 
Anteils ihrer Zustimmung. 

10. Die Steuerfreiheit nach § 107 gilt nicht 
für die Grunderwerbsteuer und die Wert-
zuwachssteuer bei dem Übergang von 
Grundstücken auf den Enteignungsunter-
nehmer. 

11. Das vereinfachte Flurbereinigungsverfah-
ren (§ 86) und das beschleunigte Zu-
sammenlegungsverfahren (§§ 90 bis 102) 
sind nicht anzuwenden. 

§ 89 

Wenn für ländliche Grundstücke eine 
Grundabtretung nach berggesetzlichen Vor-
schriften in großem Umfange durchgeführt 
oder zulässig ist und die Grundstückseigen-
tümer den begründeten Anspruch erheben, 
daß der Bergwerksunternehmer das Eigentum 
an den Grundstücken erwirbt, kann der den 
Betroffenen entstehende Landverlust im Wege 
eines Flurbereinigungsverfahrens auf einen 
größeren Kreis von Eigentümern verteilt 
werden. In diesem Falle erwirbt der Berg-
werksunternehmer das Eigentum durch den 
Flurbereinigungsplan. Die Bestimmungen des 
§ 88 sind sinngemäß anzuwenden. 

FÜNFTER TEIL 

Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren 

§ 90 
Um den durch die Zusammenlegung der 

Grundstücke in der Flurbereinigung erstrebten 
betriebswirtschaftlichen Erfolg möglichst rasch 
herbeizuführen, kann in Gemarkungen, in 
denen die Anlage eines neuen Wegenetzes und 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen zunächst 
nicht erforderlich sind, eine Zusammenlegung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
stattfinden. 

§ 91 
(1) Die Zusammenlegung ist ein durch die 

Flurbereinigungsbehörde geleitetes Verfahren, 

in dem innerhalb eines bestimmten Gebietes 
(Zusammenlegungsgebiet) der zersplitterte 
ländliche Grundbesitz mehrerer Eigentümer 
unter Mitwirkung der Gesamtheit der be-
teiligten Grundstückseigentümer wirtschaftlich 
zusammengelegt wird. 

(2) Auf die Zusammenlegung finden die 
Vorschriften über die Flurbereinigung sinn-
gemäß Anwendung, soweit sich nicht aus dem 
Zweck der Zusammenlegung und den §§ 92 
bis 102 Abweichungen ergeben. 

§ 92 

(1) Die Zusammenlegung kann für solche 
Gebiete angeordnet werden, in denen nach 
§ 1 eine Flurbereinigung zulässig ist. Sie 
kann auf den Grundbesitz oder Teile des 
Grundbesitzes bestimmter Eigentümer be-
schränkt werden. 

(2) Die Zusammenlegung ist zulässig, 
wenn die nach der Fläche berechnete Mehrheit 
der Grundstückseigentümer des Zusammen-
legungsgebietes ihre Einleitung beantragt. 

(3) Die landwirtschaftliche Berufsvertre-
tung, die Gemeinde und die Gemeindeauf-
sichtsbehörde sollen vor der Anordnung der 
Zusammenlegung gehört werden. 

(4) Sind die Voraussetzungen der Absätze 
1 und 2 gegeben, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde durch Beschluß die Zusammen-
legung anordnen und das Zusammenlegungs-
gebiet feststellen (Zusammenlegungsbeschluß). 
Der Beschluß ist zu begründen. Die Vor-
schriften des § 6 Abs. 1 und des § 86 Abs. 1 
Nr. 2 sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) Ein nach Absatz 2 zulässiges Verfahren 
ist einzuleiten, wenn die landwirtschaftliche 
Berufsvertretung den Antrag stellt, eine Ent-
lastung der Flurbereinigungsbehörde gemäß 
§ 98 Abs. 2 gesichert ist und die technischen 
Voraussetzungen nach § 90 vorliegen. 

§ 93 

(1) Nachträgliche Änderungen des Zu-
sammenlegungsgebietes sind nur mit Zustim-
mung des Vorstandes der Teilnehmergemein-
schaft und der betroffenen Grundstückseigen-
tümer zulässig. 

(2) Die Einstellung des Verfahrens kann 
nach Anhörung des Vorstandes der Teil-
nehmergemeinschaft und der landwirtschaft-
lichen Berufsvertretung von der Flurbereini-
gungsbehörde mit Zustimmung der oberen 



Flurbereinigungsbehörde angeordnet werden, 
wenn seine Durchführung unzweckmäßig er-
scheint. § 92 Abs. 4 ist sinngemäß anzu-
wenden. 

§ 94 

Die Bildung eines Vorstandes der Teil-
nehmergemeinschaft kann unterbleiben. In 
diesem Falle obliegen die Aufgaben des Vor-
standes der Versammlung der Teilnehmer. 
Den Vorsitz in dieser führt der von den Teil-
nehmern gewählte Vorsitzende der Teil-
nehmergemeinschaft. Die §§ 21 bis 26 gelten 
sinngemäß. 

§ 95 

Die Bewertung der Teilnehmerrechte ist 
in einfacher Weise vorzunehmen. Die Be-
kanntgabe der Ergebnisse kann mit der Be-
kanntgabe des Zusammenlegungsplanes (§ 99) 
verbunden werden. 

§ 96 

Der zersplitterte Grundbesitz ist groß-
zügig zusammenzulegen. Nach Möglichkeit 
sollen ganze Flurstücke gegeneinander aus-
getauscht werden. Die Veränderung und 
Neuanlage von Wegen und Gewässern sowie 
Bodenverbesserungen sollen sich auf die 
nötigsten Maßnahmen beschränken. Ein 
Wege- und Gewässerplan (§ 41) wird nicht 
aufgestellt. 

§ 97 
Für die Abfindung gelten die Grundsätze 

der §§ 44 his 55 mit der Einschränkung, daß 
die in § 45 aufgeführten Grundstücke nur 
mit Zustimmung ihrer Eigentümer verändert 
werden dürfen und § 48 Abs. 1 und § 49 
Abs. 1 nicht anzuwenden sind. 

§ 98 
(1) Die Abfindungen sind nach Möglich-

keit durch Vereinbarung mit den Beteiligten 
zu bestimmen. Die Vereinbarungen bedürfen 
der Genehmigung der Flurbereinigungs-
behörde. Zu ihrer Wirksamkeit genügt die 
schriftliche Form (§ 126 BGB). 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann ge-
eignete Stellen, insbesondere die landwirt-
schaftliche Berufsvertretung oder Dienst-
stellen der landwirtschaftlichen Verwaltung 
mit deren Zustimmung oder sachkundige 
Personen beauftragen, die Verhandlungen 
zur Erzielung einer Vereinbarung mit den 
Beteiligten zu führen und einen Zusammen

-legungsplan vorzulegen. Der Auftrag kann 
zurückgezogen werden. 

(3) Ist eine Vereinbarung nicht zu erzielen, 
so werden die Abfindungen von Amts wegen 
durch die Flurbereinigungsbehörde bestimmt. 
Die Vorschriften der §§ 38 und 56 sind nicht 
anzuwenden. 

§ 99 
An die Stelle des Flurbereinigungsplanes 

tritt der Zusammenlegungsplan. Auf diesen 
sind die Vorschriften der §§ 58 bis 60 sinn-
gemäß anzuwenden. Gemeindegrenzen sollen 
jedoch nicht geändert werden. 

§ 100 

Die Ausführungsanordnung (§§ 62, 63), 
die Anordnung der vorläufigen Besitzein-
weisung (§ 65) und die Überleitungsbestim-
mungen können den Beteiligten in Abschrift 
übersandt oder öffentlich bekanntgemacht 
werden. 

§ 101 

Die Durchführung eines Zusammenlegungs-
verfahrens schließt die spätere Durchführung 
eines Flurbereinigungsverfahrens nicht aus. 

§ 102 
Die Länder können eine von den Vor-

schriften der §§ 91 bis 100 abweichende Re-
gelung treffen. Das Gesetz des Landes Bayern 
über die Zusammenlegung von landwirt-
schaftlichen Grundstücken (Arrondierungs-
gesetz) vom 10. Mai 1949 (Bayer. Gesetz-
und Verordnungsblatt S. 112) und die Zweite 
Verordnung des Staatsministeriums des 
Landes Württemberg-Hohenzollern zur 
Durchführung des Bodenreformgesetzes 
(Agrarreformverordnung) vom 16. Dezem-
ber 1949 (Regierungsblatt für Württemberg

-

Hohenzollern 1950 S. 7) bleiben in Kraft. 

SECHSTER TEIL 

Kosten 

§ 103 

Die persönlichen und sächlichen Kosten 
der Behördenorganisation (Verfahrenskosten) 
trägt das Land. 

§ 104 
Die zur Ausführung der Flurbereinigung 

erforderlichen Aufwendungen (Herstellung 



der gemeinschaftlichen Anlagen, Brücken, 
Durchlässe, Einfriedigungen, Änderung der 
Art des Wirtschaftsbetriebes nach § 44 Abs. 5 
u. dgl.), die bei der Schätzung, Vermessung 
und Abmarkung der Grundstücke entstehen-
den Kosten für Arbeiterlöhne, Grenzsteine, 
Pfähle, Stangen usw. sowie die Aufwendun-
gen zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
fallen der Teilnehmergemeinschaft zur Last 
(Ausführungskosten). 

§ 105 
Eigentümern von Grundstücken, die nicht 

zum Flurbereinigungsgebiet gehören, aber 
von der Flurbereinigung wesentliche Vorteile 
haben, kann durch den Flurbereinigungsplan 
ein den Vorteilen entsprechender Beitrag zu 
den Ausführungskosten auferlegt werden. 
Der Beitrag haftet als öffentliche Last auf 
den Grundstücken, für die er festgesetzt ist. 

§ 106 
(1) Ist die Erledigung eines Antrages zur 

Durchführung des Flurbereinigungsver-
fahrens nicht erforderlich, so trägt der  An-
tragsteller die Kosten. Die Flurbereinigungs-
behörde setzt den zu erhebenden Kosten-
betrag unter Berücksichtigung der wirklich 
erwachsenen Kosten fest. Sie kann von dem 
Kostenpflichtigen einen Vorschuß erheben, 
der nach der Höhe der voraussichtlich ent-
stehenden Kosten zu bemessen ist; wird der 
Vorschuß nicht innerhalb der von der Flur-
bereinigungsbehörde bestimmten Frist be-
zahlt, so kann der Antrag zurückgewiesen 
werden. 

(2) Kosten, die durch Vereitelung von Ter-
minen oder anderen zur Durchführung des 
Verfahrens erforderlichen Maßnahmen sowie 
durch Versäumung (§ 134) verursacht wer-
den, können dem zur Last gelegt werden, der 
sie verschuldet hat. 

§ 107 
(1) Geschäfte und Verhandlungen, die der 

Durchführung der Flurbereinigung dienen, 
einschließlich der Berichtigung der öffent-
lichen  Bücher, sind frei von allen Gebühren, 
Steuern, Kosten und Abgaben des Bundes, 
der Länder und anderer Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Unberührt bleiben die 
bestehenden Regelungen hinsichtlich der 
Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungs-
kreis, wie z. B. der Grunderwerbsteuer und 
der Wertzuwachssteuer, und hinsichtlich der 

Gebühren, Kosten und Abgaben, die auf 
landesrechtlichen Vorschriften beruhen. 

(2) Die Gebühren-, Steuer-, Kosten- und 
Abgabefreiheit ist von der zuständigen Be-
hörde ohne Nachprüfung anzuerkennen, 
wenn die Flurbereinigungsbehörde versichert, 
daß ein Geschäft oder eine Verhandlung der 
Durchführung der Flurbereinigung dient. 

SIEBENTER TEIL 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 108 

Soweit nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes die landwirtschaftliche oder die forst-
wirtschaftliche Berufsvertretung zu hören 
oder zu beteiligen ist, bestimmt die für die 
Landwirtschaft zuständige oberste Landes-
behörde die Organisation und deren Organ, 
das im Einzelfall zu beteiligen ist. 

§ 109 

Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen 
öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen in 
den Flurbereinigungsgemeinden und in den 
angrenzenden Gemeinden, wenn dort mehrere 
Beteiligte, Vertreter, Bevollmächtigte oder 
Empfangsbevollmächtigte wohnen, nach den 
für die öffentliche Bekanntmachung von Ver-
fügungen der Gemeinden bestehenden Rechts-
vorschriften. Behörden, Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und der Vorsitzende der 
Teilnehmergemeinschaft sollen Abschriften 
der Bekanntmachungen erhalten. 

§ 110 

(1) Ladungen und andere Mitteilungen 
können, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, in jeder Form bekanntgegeben 
werden. Sollen Ladungen und andere Mit-
teilungen  in Flurbereinigungs- oder an-
grenzenden Gemeinden mehreren Beteiligten 
bekanntgegeben werden, so kann die Be-
kanntgabe, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
vorschreibt, durch öffentliche Bekannt-
machung erfolgen. 

(2) Die Bekanntgabe ist urkundlich nach-
zuweisen, wenn Rechtsfolgen an die Nicht-
beachtung der Ladung oder Mitteilung ge-
knüpft werden sollen. 

(3) Bekanntgaben an Beteiligte, die nicht 
in Flurbereinigungs- oder angrenzenden Ge- 



meinden wohnen, und an Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sollen außerdem schrift-
lich erfolgen. 

§ 111 

(1) Zustellungen werden ausgeführt: 

1. durch Übergabe an den Empfänger gegen 
Empfangsschein, auf dem der Tag des 
Empfangs vemerkt werden muß; 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rück-
schein; 

3. unter sinngemäßer Anwendung der Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung über 
die Zustellung von Amts wegen. 

(2) Die Zustellung nach Absatz 1 Nr. 3 
kann jeder Beamte ausführen. Die öffent-
liche Zustellung wird von der Flurbereini-
gungsbehörde oder der oberen Flurbereini-
gungsbehörde verfügt. Die zuzustellende Aus-
fertigung ist an der Tafel der Behörde anzu-
heften. Enthält das Schriftstück eine Ladung, 
so ist außerdem ein Auszug in das Bekannt-
machungsblatt der Landesregierung einzu-
rücken. 

(3) Durch dieses Gesetz zugelassene öffent-
liche Bekanntmachungen gelten als Zu-
stellung, wenn hierauf in der Bekannt-
machung hingewiesen ist. 

§ 112 

(1) Mehreren Beteiligten in einer Ge-
meinde kann auch durch Umlauf zugestellt 
werden. In diesem Fall ist das Schriftstück 
den Beteiligten, denen es zuzustellen ist, zur 
Kenntnis vorzulegen oder vorzulesen. Eine 
beglaubigte Abschrift ist bei der Gemeinde 
oder bei einem der Beteiligten, an die der 
Umlauf gerichtet ist, niederzulegen. Die 
Niederlegung ist in dem zuzustellenden 
Schriftstück zu vermerken. 

(2) Auf die Zustellung durch Umlauf 
finden die Vorschriften der .Zivilprozeßord-
nung über die Zustellung von Amts wegen 
sinngemäß Anwendung, jedoch mit folgender 
Maßgabe: 

1. Kann einem im Umlauf angegebenen Be-
teiligten nicht selbst zugestellt werden, so 
ist der Person, an welche die Ersatz-
zustellung (§ 181 ZPO) erfolgt, eine 
schriftliche Anzeige des Inhalts zu über-
geben, wo die beglaubigte Abschrift des 
zuzustellenden Schrifstückes niedergelegt 
wurde. 

2. Kann die Zustellung weder an den Be-
teiligten selbst, noch an eine zu seinem 
Haushalt gehörende erwachsene Person, 
an den Hauswirt oder Vermieter ausge-
führt werden, so ist der Person, der zuge-
stellt werden soll, die Niederlegung -des 
Schriftstückes schriftlich mitzuteilen. Diese 
Mitteilung kann unter der Anschrift des 
Empfängers in der bei gewöhnlichen 
Briefen üblichen Weise abgegeben, oder 
falls dies nicht tunlich ist, an der Tür der 
Wohnung befestigt oder einer in der 
Nachbarschaft wohnenden Person zur" 
Weitergabe an den Empfänger ausgehän-
digt werden. Der Vorgang ist in der Zu-
stellungsurkunde zu vermerken. 

3. Wird die Kenntnisnahme von der Ladung 
oder die Annahme der Anzeige ver-
weigert, so genügt der Vermerk der Ver-
weigerung in der Zustellungsurkunde. 
(3) Die Zustellung durch Umlauf kann 

jeder Beamte ausführen. 
(4) Einspruchs- und Beschwerdebescheide 

der oberen Flurbereinigungsbehörde dürfen 
nicht durch Umlauf zugestellt werden. 

§ 113 

(1) In den Ladungen muß auf den Gegen-
stand der Verhandlung und die gesetzlichen 
Folgen des Ausbleibens hingewiesen werden. 

(2) Zwischen der Bekanntgabe der Ladung 
und dem Terminstage soll, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt, eine Frist von 
einer Woche liegen. Erfolgt eine Ladung 
durch öffentliche Bekanntmachung, so be-
trägt die Ladungsfrist zwei Wochen. 

(3) Die Beteiligten können auf die Ein-
haltung der gesetzlichen Ladungsfristen und 
der anderen Vorschriften für die Ladung ver-
zichten. Als Verzicht gilt es, wenn ein Be-
teiligter im Termin erscheint und nicht vor 
der Verhandlung über seine Sache den Mangel 
rügt. 

§ 114 

(1) Die gesetzlichen Fristen beginnen mit 
der Bekanntgabe (Zustellung), wenn öffent-
liche Bekanntmachung erfolgt, mit dem 
ersten Tage der Bekanntmachung. 

(2) Für die Berechnung der Fristen gelten 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches. Fällt das Ende einer Frist auf einen 
Sonntag oder einen allgemeinen Feiertag, so 
endet die Frist mit Ablauf des nächstfolgen-
den Werktages. 



§ 115 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde und die 
obere Flurbereinigungsbehörde können das 
persönliche Erscheinen der Beteiligten an-
ordnen, Sachverständige und Zeugen ver-
nehmen und den nach ihrem Ermessen er-
forderlichen Beweis in vollem Umfange er-
heben. Sie können anordnen, daß Beteiligte 
die in ihrem Besitz befindlichen, zur Auf-
klärung notwendigen Urkunden, Hypo-
theken-, Grundschuld- und Rentenschuld-
gläubiger die in ihrem Besitz befindlichen 
Hypotheken-, Grundschuld- und Renten-
schuldbriefe vorlegen. 

(2) Die Beeidigung der Zeugen und Sach-
verständigen sowie die Bestrafung im Falle 
einer Verweigerung der Eidesleistung steht 
nur dem Flurbercinigungsgericht zu. Dieses 
kann von den Flurbereinigungsbehörden im 
Wege der Rechtshilfe um Vornahme dieser 
Amtshandlungen ersucht werden. Der Vor-
sitzende des Flurbereinigungsgerichts kann die 
Befugnis zur Beeidigung und Bestrafung im 
Falle der Eidesverweigerung auf Beamte der 
Flurbereinigungsbehörden übertragen, die die 
Befähigung zum Richteramt oder zum höhe-
ren Verwaltungsdienst besitzen. Die Be-
stimmungen der Zivilprozeßordnung finden 
sinngemäß Anwendung. § 135 Abs. 1 Satz 1 
bleibt unberührt. 

§ 116 

(1) Die Ordnung bei den Verhandlungen 
wahrt der Verhandlungsleiter. 

(2) Er kann Personen, die seine Anordnun-
gen zur Wahrung der Ordnung nicht befol-
gen, vorn Verhandlungsort entfernen lassen. 

(3) Gegen Personen, die sich einer Un-
gebühr schuldig machen oder seine Anord-
nungen zur Wahrung der Ordnung nicht 
befolgen, kann er, vorbehaltlich der straf-
rechtlichen Verfolgung eine Ordnungsstrafe 
bis zu 150 Deutsche Mark festsetzen. Für 
die Anordnung einer Ersatzhaftstrafe gilt 
§ 138 Abs. 1 Nr. 2. 

(4) Die Entfernung von Personen, die 
Festsetzung von Strafen und ihr Anlaß sind 
in - die Verhandlungsniederschrift aufzu-
nehmen. 

§ 117 

(1) Hat ein Beteiligter einen gesetzlichen 
Vertreter, Vormund oder Pfleger oder ist ein 
Nachlaßpfleger bestellt, so bedürfen diese für 
die von ihnen abzugebenden Erklärungen 

keiner Genehmigung des Vormundschafts-
oder Nachlaßgerichts, des Gegenvormunds, 
des Beistandes oder des Familienrates. 

(2) Vertreter einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts bedürfen keiner Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde, der Konkursverwalter 
bedarf nicht der Genehmigung des Gläubiger-
ausschusses oder der Gläubigerversammlung. 

§ 118 

Die Ehefrau wird durch den Ehemann ver-
treten, solange sie nicht widerspricht. 

§ 119 

(1) Die Flurbereinigungsbehörde und die 
obere Flurbereinigungsbehörde können einen 
Vertreter bestellen: 

1. für einen geschäftsunfähigen oder be-
schränkt geschäftsfähigen Beteiligten, der 
ohne Vertreter ist; 

2. für einen abwesenden volljährigen Be-
teiligten, dessen Aufenthalt unbekannt ist 
oder dessen Aufenthalt bekannt ist, der 
aber an der Rückkehr und an der Be-
sorgung seiner Vermögensangelegenheiten 
verhindert ist; 

3. für Miteigentümer oder gemeinschaftliche 
Eigentümer von Grundstücken, sofern sie 
der Aufforderung, einen gemeinsamen 
Bevollmächtigten zu bestellen, innerhalb 
der ihnen gesetzten Frist nicht nach-
kommen; 

4. bei herrenlosen Grundstücken zur Wahr-
nehmung der sich aus dem Eigentum er-
gebenden Rechte und Pflichten. 
(2) Die in den §§ 1780 und 1781 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches genannten Per-
sonen dürfen nicht zum Vertreter bestellt 
werden. 
(3) Die Bestellung des Vertreters nach Ab-

satz 1 Nr. 1, 2 ist dem Vormundschaftsgericht 
mitzuteilen. 

(4) Die Flurbereinigungsbehörde hat den 
von ihr bestellten Vertreter zu entlassen, 
wenn der Grund für seine Bestellung weg-
gefallen ist. Die Vertretungsmacht des be-
stellten Vertreters endet in dem Zeitpunkt, 
in dem ihm die Mitteilung über seine Ent-
lassung zugeht. 

§ 120 

(1) Beteiligte können sich durch Bevoll-
mächtigte vertreten lassen und zu Verhand-
lungen mit einem Beistand erscheinen. 



(2) Das von einem Beistand Vorgetragene 
gilt als von dem Beteiligten vorgebracht, so-
weit es dieser nicht unverzüglich in der Ver-
handlung widerruft oder berichtigt. 

§ 121 

Bevollmächtigte und Beistände, die nicht 
unbeschränkt geschäftsfähig sind, denen die 
Fähigkeit zum Vortrage fehlt oder die den 
Fortgang des Verfahrens erschweren, können 
zurückgewiesen werden. 

§ 122 

Auf Rechtsanwälte, Verwaltungsrechtsräte 
und Personen, denen das Auftreten vor Ge-
richten, Verwaltungsbehörden oder Verwal-
tungsgerichten von der zuständigen Behörde 
gestattet ist, sind § 116 Abs. 2 bis 4 und 
§ 121 nicht anzuwenden. 

§ 123 

(1) Der Bevollmächtigte hat sich durch eine 
schriftliche Vollmacht auszuweisen und sie 
der Flurbereinigungsbehörde oder der oberen 
Flurbereinigungsbehörde auf Anordnung zu 
übergeben. 

(2) Auf Verlangen der Flurbereinigungs-
behörde oder der oberen Flurbereinigungs-
behörde muß die Unterschrift öffentlich be-
glaubigt werden. 

§ 124 

Handelt jemand für einen Beteiligten als 
Bevollmächtigter ohne Beibringung einer 
formgültigen Vollmacht, so kann er zu Er-
klärungen einstweilen zugelassen werden. 
Sie werden unwirksam, wenn nicht innerhalb 
der dafür gesetzten Frist die Vollmacht bei-
gebracht wird oder der Vertretene die für 
ihn abgegebenen Erklärungen genehmigt. 

§ 125 

(1) Die für die Flurbereinigung erteilte 
Vollmacht ermächtigt zu allen das Ver-
fahren betreffenden Handlungen, zur Be-
stellung eines Vertreters für einzelne Hand-
lungen, zum Abschluß von Vereinbarungen, 
zur Übernahme von Verpflichtungen, zum 
Verzicht auf eine Sache oder ein Recht,  so-
fern  sich aus dem Inhalt der Vollmacht nichts 
anderes ergibt. 

(2) Die nach diesem Gesetz von der Flur-
bereinigungsbehörde bestellten Vertreter sind 
zu allen Handlungen nach Absatz 1 er-
mächtigt. 

§ 126 

(1) Die Vollmacht erlischt nicht durch den 
Tod des Vollmachtsgebers oder durch eine 
Veränderung in seiner Geschäftsfähigkeit 
oder seiner gesetzlichen Vertretung. 

(2) Widerruft der zum Widerruf Berech-
tigte die Vollmacht, so wird das Erlöschen der 
Vollmacht erst durch Anzeige an die Flur-
bereinigungsbehörde rechtswirksam. 

§ 127 

(1) Wohnen Beteiligte außerhalb des Ge-
biets der Flurbereinigungs- oder der angren-
zenden Gemeinden und haben sie keinen im 
Bundesgebiet wohnenden Bevollmächtigten 
bestellt, so müssen sie auf Anordnung der 
Flurbereinigungsbehörde innerhalb ange-
messener Frist eine im Gebiet der Flur-
bereinigungs- oder der angrenzenden Ge-
meinden wohnende Person zum Empfang der 
für sie bestimmten Ladungen und anderen 
Mitteilungen bevollmächtigen und der Flur-
bereinigungsbehörde benennen (Empfangs-
bevollmächtigter). In der Anordnung ist auf 
die Folgen der unterbliebenen Benennung 
(Abs. 2) hinzuweisen. 

(2) Solange der Anordnung nicht ent-
sprochen wird, kann die Flurbereinigungs-
behörde Ladungen und andere Mitteilungen 
durch Aufgabe zur Post bestellen. Die Zu-
stellung wird mit Ablauf des dritten Tages 
nach der Aufgabe zur Post als bewirkt an-
gesehen, selbst wenn die Sendung als unbe-
stellbar zurückkommt. 

§ 128 

(1) Wohnen Beteiligte außerhalb des Bun-
desgebietes, so sind sie aufzufordern, inner-
halb angemessener Frist einen im Bundes-
gebiet wohnenden Bevollmächtigten zu be-
stellen. 

(2) Wird der Aufforderung nicht entspro-
chen, so müssen die Beteiligten die Verhand-
lungen und Festsetzungen gegen sich gelten 
lassen. Hierauf ist in der Aufforderung hin-
zuweisen. 

§ 129 

(1) Über Verhandlungen ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen. Sie soll den wesent-
lichen Hergang der Verhandlungen ent-
halten. 

(2) Der Aufnahme in die Verhandlungs-
niederschrift steht die Aufnahme in eine 



Schrift gleich, die ihr als Anlage beigefügt 
und als solche bezeichnet ist. Auf die Anlage 
ist in der Niederschrift hinzuweisen. 

§ 130 

(1) Die Niederschrift ist den an der Ver-
handlung Beteiligten vorzulesen oder vorzu-
legen. In der Niederschrift ist zu vermerken, 
daß dies geschehen und ob sie genehmigt ist 
oder welche Einwendungen gegen sie er-
hoben sind. 

(2) Verweigert ein Beteiligter die Geneh-
migung der Verhandlungsniederschrift, ohne 
ihre Vervollständigung oder Berichtigung zu 
beantragen, so gilt diese Niederschrift als 
genehmigt, hierauf ist der Beteiligte hinzu-
weisen. 

(3) Die Verhandlungsniederschrift ist von 
dem Verhandlungsleiter zu unterschreiben. 

§ 131 

Die Beobachtung der für die Verhandlung 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann nur 
durch die Verhandlungsniederschrift bewie-
sen werden. Gegen ihren diese Förmlichkei-
ten betreffenden Inhalt ist nur der Nachweis 
der Fälschung zulässig. 

§ 132 

Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten ih Verhandlungs-
niederschriften, im Flurbereinigunsplan, in 
Anordnungen, Beschlüssen und Bescheiden 
können von Amts wegen berichtigt werden. 
Dies gilt auch für solche unerheblichen Feh-
ler im Flurbercinigungsplan, die auf unrich-
tigen Vermessungsunterlagen beruhen. 

§ 133 

Jedem Beteiligten müssen auf Verlangen 
gegen Erstattung der Kosten Abschriften aus 
Verhandlungsniederschriften und Flurberei-
nigungsnachweisen sowie Abzeichnungen aus 
Karten, auf Antrag in beglaubigter Form, 
erteilt werden, soweit er ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft macht. 

§ 134 

(1) Versäumt ein Beteiligter einen Termin 
oder erklärt er sich nicht bis zum Schluß . des 
Termins über den Verhandlungsgegenstand, 
so wird angenommen, daß er mit dem Ergeb-
nis der Verhandlung einverstanden ist; hier-

auf ist der Beteiligte in der Ladung oder im 
Termin hinzuweisen. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde kann nach 
Lage des einzelnen Falles spätere Erklärun-
gen trotz Versäumung zulassen. Sie muß dies 
tun, wenn bei unverschuldeter Versäumung 
Erklärungen unverzüglich nach Behebung 
des Hindernisses nachgeholt werden. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten 
entsprechend, wenn Beschwerden oder An-
träge trotz Versäumung einer gesetzlichen 
Frist vorgebracht werden. 

(4) Das Verschulden eines Vertreters oder 
Bevollmächtigten steht dem eigenen Ver-
schulden des Vertretenen gleich. 

§ 135 

(1) Die Gerichte und die Behörden des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und Ge-
meindeverbände sowie andere Körperschaf- . 

 ten des öffentlichen Rechts gewähren den 
Flurbereinigungsbehörden die erforderliche 
Rechts- und Verwaltungshilfe, erteilen ins-
besondere Auskünfte und leisten bei der Er-
mittlung der Beteiligten, bei Bekanntmachun-
gen und Zustellungen, bei der Vollstreckung 
und bei der Anwendung von Zwang Unter-
stützung. Die Katasterbehörden sind ver-
pflichtet, auf Ersuchen der Flurbereinigungs-
behörde Abdrucke oder Lichtpausen von 
Katasterkarten und Zusammendrucke in ein-
heitlichem Maßstab unverzüglich anzufer-
tigen und Bücher, Karten und andere Kata-
sterdokumente vorübergehend zu überlassen. 

(2) Kosten der Rechts- und Verwaltungs-
hilfe — ausgenommen für Zusammendrucke 
nach Absatz 1 — werden nicht erstattet; das 
gilt nicht bei der Vollstreckung und Anwen-
dung von Zwang durch Gemeinden und Ge-
meindeverbände. 

§ 136 

(1) Mit  Zwang können vollstreckt werden: 

1. Anordnungen, Festsetzungen und Ent-
scheidungen der Flurbereinigungsbehörde 
und der oberen Flurbereinigungsbehörde, 
die rechtskräftig sind oder deren sofortige 
Ausführung angeordnet worden ist; 

2. in eine Verhandlungsniederschrift dieser 
Behörde aufgenommene Verpflichtungser-
klärungen und Vereinbarungen; 

3. Ansprüche der Teilnehmergemeinschaft, 
wenn sie von der Flurbereinigungsbehörde 
festgesetzt sind. 



(2) Vollstreckungsbehörde ist die Flur-
bereinigungsbehörde. 

§ 137 

Geldbeträge werden wie Gemeindeabgaben 
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

§ 138 

(1) Für die Erzwingung von Handlungen 
oder Unterlassungen gilt folgendes: 

1. Kann die zu erzwingende Handlung durch 
einen anderen vorgenommen werden, so 
ist dies anzuordnen und der vorläufig zu 
bestimmende Kostenbetrag nötigenfalls im 
Zwangswege von dem Verpflichteten ein-
zuziehen. 

2. Kann die zu erzwingende Handlung nicht 
durch einen anderen vorgenommen wer-
den oder ist anzunehmen, daß die aus der 
Vornahme durch einen anderen entstehen-
den Kosten von dem Verpflichteten nicht 
einzubringen sind, oder soll eine Unter-
lassung erzwungen werden, so kann ein 
Zwangsgeld bis zu 150 Deutsche Mark 
festgesetzt werden. Kann das Zwangsgeld 
nicht beigetrieben werden, so kann das 
Flurbereinigungsgericht anordnen, daß der 
Verpflichtete zur Vornahme der Handlung 
oder zu deren Unterlassung durch Haft 

 anzuhalten sei. Die Dauer der Haft darf 
sieben Tage nicht überschreiten. Die 
Zwangsmittel können wiederholt werden, 
bis die zu erzwingende Handlung vorge-
nommen ist. Soll eine Unterlassung er-
zwungen werden, so können die Zwangs-
mittel für jeden Fall der Nichtbefolgung 
festgesetzt werden. 

(2) Der Ausführung durch einen anderen 
und der Festsetzung eines Zwangsmittels 
muß eine schriftliche Androhung vorher-
gehen. In dieser sind die Kosten in vorläu-
fig geschätzter, das Zwangsgeld in bestimm-
ter Höhe anzugeben und es ist, wenn eine 
Handlung erzwungen werden soll, die Frist 
zu bestimmen, innerhalb der die Ausführung 
gefordert wird. 

(3) Unmittelbarer Zwang darf nur ange-
wendet werden, wenn ohne ihn die Hand-
lung oder Unterlassung nicht durchgesetzt 
werden kann. 

(4) Zwangsgeld und Haft dürfen erst voll-
streckt werden, wenn die Androhung und 
Festsetzung nicht mehr anfechtbar sind. 

(5) Gegen die Teilnehmergemeinschaft ist 
die Vollstreckung nur im Wege der Ersatz-
vornahme gemäß Absatz 1 Nr. 1 zulässig. 

§ 139 
(1) Die Flurbereinigungsbehörde kann sich 

zur Durchführung von unmittelbarem Zwang 
der Polizeibehörden, im übrigen der Voll

-

streckungsbeamten der staatlichen Behörden, 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
bedienen. Haft ist von der Polizeibehörde 
oder der Staatsanwaltschaft zu vollstrecken, 
in deren Bezirk der Verpflichtete seinen 
Wohnsitz oder bei dessen Fehlen seinen Auf-
enthalt hat. 

(2) Der Auftrag wird von der Flurberei-
nigungsbehörde schriftlich erteilt und ist bei 
der Vollstreckung vorzuzeigen. Seine Aus-
fertigung muß handschriftlich unterzeichnet 
oder beglaubigt und mit dem Dienststempel 
der Flurbereinigungsbehörde versehen sein. 
In dem Auftrag muß angegeben werden, zu 
welchem Zweck die Vollstreckung betrieben 
wird und gegen wen sie sich richtet. Ihm ist 
eine beglaubigte Abschrift der Festsetzung 
mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit 
beizufügen. 

ACHTER TEIL 

Rechtsmittelverfahren 

§ 140 

(1) In jedem Lande ist bei dem obersten 
Verwaltungsgericht ein Senat für Flurberei-
nigung (Flurbereinigungsgericht) einzurich-
ten. Für die Gerichtsverfassung und das Ver-
fahren gelten die Vorschriften über die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit, soweit in den §§ 141 
bis 150 nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Mehrere Länder können durch Staats-
vertrag ein gemeinschaftliches Flurbereini-
gungsgericht einrichten. In den Ländern 
Bremen und Hamburg können die Aufgaben 
des Flurbereinigungsgerichts auf ein anderes 
Gericht übertragen werden. 

§ 141 

(1) Das Flurbereinigungsgericht besteht 
aus einem Richter und Beisitzern sowie 
ihren Stellvertretern. Es verhandelt und ent-
scheidet in der Besetzung von einem Richter 
und zwei Beisitzern; Vorsitzender ist der 
Richter. 



(2) Der Richter und sein Stellvertreter 
müssen die Befähigung zum Verwaltungs-
richter besitzen. Der Richter und ein Bei-
sitzer sowie deren Stellvertreter müssen zum 
höheren Dienst der Flurbereinigungsbehör-
den befähigt und sollen mindestens drei 
Jahre in Flurbereinigungsangelegenheiten tä-
tig gewesen sein; hiervon kann abgesehen 
werden, wenn geeignete Personen nicht vor-
handen sind, die diese Voraussetzung erfül-
len. Der Richter und der in Satz 2 genannte 
Beisitzer sowie deren Stellvertreter werden 
auf Vorschlag der für die Landwirtschaft zu-
ständigen obersten Landesbehörde ernannt, 
der Richter auf Lebenszeit, der Beisitzer und 
die Stellvertreter auf die Dauer von fünf 
Jahren. 

(3) Der andere Beisitzer und seine Stellver-
treter müssen Inhaber eines landwirtschaft-
lichen Betriebes sein und besondere Erfah-
rungen in der landwirtschaftlichen Betriebs-
wirtschaft haben. Ihre Berufung richtet sich 
nach Landesrecht; ist danach eine Wahlkör-
perschaft zu bilden, so muß sie aus Land-
wirten und Forstwirten bestehen. 

S 142 

Das Flurbereinigungsgericht entscheidet in 
allen Streitigkeiten, die durch ein Flurberei-
nigungsverfahren hervorgerufen und vor der 
Schlußfeststellung anhängig geworden sind, 
soweit hierfür der Verwaltungsrechtsweg ge-
geben ist. Für das Verfahren sind auch die 
§§  117 bis 128 sinngemäß anzuwenden. 

§ 143 

(1) Bei der Anfechtung eines Verwaltungs-
aktes der Flurbereinigungsbehörde ist als 
Voraussetzung der Klage an Stelle des Ein-
spruchs die Beschwerde an die obere Flur-
bereinigungsbehörde einzulegen; die Be-
schwerdefrist beträgt zwei Wochen. Die Be-
stimmung des § 59 Abs. 2 bleibt unberührt. 

(2) Die obere Flurbereinigungsbehörde hat 
begründeten Beschwerden abzuhelfen. Für 
die Beiladung Dritter sind die für das Ver-
fahren vor dem Verwaltungsgericht gelten-
den Vorschriften sinngemäß anzuwenden. 
§  60 Abs. 1 Satz 3 und. 4 gilt entsprechend. 

(3) Die obere Flurbereinigungsbehörde ent-
scheidet nach ihrer freien, aus den gesamten 
Verhandlungen und Ermittlungen gewon-
nenen Überzeugung durch einen mit Grün-
den versehenen Bescheid. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß zu 
Entscheidungen der oberen Flurbereinigungs-
behörde über Beschwerden gegen die Ergeb-
nisse der Schätzung oder den Flurbereini-
gungsplan zwei Landwirte ehrenamtlich zu-
zuziehen sind, für deren Bestellung § 141 
Abs. 3 entsprechend anzuwenden ist. 

§ 144 

(1) Landesrechtliche Vorschriften, die gegen 
Verwaltungsakte der oberen Flurbereini-
gungsbehörde den Einspruch vorschreiben 
oder die Anfechtungsklage ohne vorherige 
Erhebung des Einspruchs zulassen, bleiben 
unberührt; die Frist für den Einspruch oder 
die Anfechtungsklage beträgt zwei Wochen. 

(2) Die Anfechtungsklage gegen einen Be-
schwerdebescheid oder einen Einspruchsbe-
scheid der oberen Flurbereinigungsbehörde 
muß innerhalb von zwei Wochen nach der 
Eröffnung oder Zustellung des Bescheides 
erhoben werden. 

(3) Hat die obere Flurbereinigungsbehörde 
eine Beschwerde oder einen Einspruch inner-
halb einer Frist von sechs Monaten nicht be-
schieden, so gilt dies als ablehnender Be-
scheid. Die Erhebung der Klage ist in die-
sem Falle nur bis zum Ablauf von neun Mo-
naten seit Einlegung der Beschwerde oder 
des Einspruchs zulässig. 

(4) In den Fällen des § 32 und des § 59 
Abs. 2 braucht der Klageantrag nach Art, 
Umfang und Höhe nicht bestimmt zu sein. 

(5) Im Verfahren vor dem Flurbereini-
gungsgericht wird das Land durch die obere 
Flurbereinigungsbehörde vertreten. 

§ 145 
Der Vorsitzende des Flurbereinigungs-

gerichts nimmt die Ermittlungen und Ver-
handlungen vor, die er zur Vorbereitung der 
Entscheidung für erforderlich hält. Er kann 
einen Beisitzer oder seinen Stellvertreter, 
eine Flurbereinigungsbehörde sowie mit Zu-
stimmung ihrer Dienststelle auch einen 
höheren Beamten einer oberen Flurbereini-
gungsbehörde oder einen höheren staatlichen 
kulturbautechnischen Beamten mit der Vor-
nahme dieser Ermittlungen und Verhandlun-
gen beauftragen und von ihnen gutachtliche 
Äußerungen  fordern.  Die im Rahmen dieser 
Vorschrift tätigen Personen haben gleiche 
Rechte und Pflichten wie ein beauftragter 
Richter. Soweit sie nicht Mitglieder des Ge- 



richts sind, können sie von dem Vorsitzen-
den als Berichterstatter ohne Stimmrecht zu 
den Sitzungen des Gerichts zugezogen 
werden. 

§ 146 
(1) Soweit das Flurbereinigungsgericht die 

Klage für begründet hält, kann es den ange-
fochtenen Verwaltungsakt durch Urteil än-
dern. Es kann den Verwaltungsakt ganz oder 
teilweise aufheben und, wenn dies erforderlich 
ist, zur anderweitigen Verhandlung und Ent-
scheidung an die obere Flurbereinigungs-
behörde zurückverweisen. 

(2) Die obere Flurbereinigungsbehörde hat 
die Beurteilung, die der Aufhebung zugrunde 
gelegt ist, auch ihrer Entscheidung zugrunde 
zu legen. 

§ 147 

(1) Der Vorsitzende kann namens des Flur-
bereinigungsgerichts die Anfechtungsklage 
ohne mündliche Verhandlung durch einen mit 
Gründen versehenen Bescheid abweisen, wenn 
das Sach- und Rechtsverhältnis genügend ge-
klärt und die Klage offensichtlich unbegrün-
det ist. 

(2) Die Beteiligten können innerhalb von 
zwei Wochen nach der Zustellung des Be-
scheides mündliche Verhandlung beantragen; 
auf dieses Recht ist im Bescheid hinzuweisen. 
Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, so gilt 
der Bescheid als nicht ergangen; andernfalls 
gilt er als rechtskräftiges Urteil. 

§ 148 

In den Fällen des §  32 und des § 59 Abs. 2 
gelten folgende Sonderbestimmungen: 

1. Das Flurbereinigungsgericht ist an Anträge 
der Beteiligten nicht gebunden. 

2. Das Flurbereinigungsgericht hat zu prüfen, 
ob die Flurbereinigungsbehörde oder die 
obere Flurbereinigungsbehörde in zweck-
mäßiger Weise von ihrem Ermessen Ge-
brauch gemacht haben. 

3. Das Flurbereinigungsgericht hat mehrere bei 
ihm anhängige Klagen zu gemeinsamer 
Verhandlung und Entscheidung zu ver-
binden. 

§ 149 
(1) Für die abweisende Entscheidung im 

Verwaltungsgerichtsverfahren wird ein Pausch

-

satz erhoben, der unter Berücksichtigung der 

durch das Verfahren entstandenen baren Aus-
lagen zu berechnen ist. Außerdem kann eine 
Gebühr festgesetzt werden. 

(2) Ist die Entscheidung nur zum Teil ab-
weisend, so kann dem anfechtenden Beteilig-
ten ein entsprechender Teil der Kosten nach 
Absatz 1 auferlegt werden. 

(3) Wird eine Klage zurückgenommen, so 
können dem anfechtenden Beteiligten die ent-
standenen Auslagen auferlegt werden. 

(4) Gebühren eines Rechtsanwaltes oder 
eines Verwaltungsrechtsrates sind nur inso-
weit erstattungsfähig, als diese für die Wahr-
nehmung der mündlichen Verhandlung vor 
dem Flurbereinigungsgericht zu zahlen sind. 

(5) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 
gelten sinngemäß für das Beschwerdeverfahren 
vor der oberen Flurbereinigungsbehörde. 

§ 150 
Für die Vollstreckung der Urteile des Flur-

bereinigungsgerichts gelten die §§  136 bis 139 
entsprechend. 

NEUNTER TEIL 

Abschluß des Flurbereinigungsverfahrens 

§  151 
(1) Die Flurbereinigungsbehörde schließt 

das Verfahren durch die Feststellung (Schluß

-

feststellung) ab, daß die Ausführung nach 
dem Flurbereinigungsplan bewirkt ist und 
daß den Beteiligten keine Ansprüche mehr zu-
stehen, die im Flurbereinigungs verfahren 
hätten berücksichtigt werden müssen; sie stellt 
fest, ob die Aufgaben der Teilnehmergemein-
schaft abgeschlossen sind. Die Schlußfest-
stellung ist öffentlich bekanntzumachen. Gegen 
die Schlußfeststellung steht auch dem Vor-
stand der Teilnehmergemeinschaft die Be-
schwerde an die obere Flurbereinigungs-
behörde zu. 

(2) Die Schlußfeststellung ist dem Vorstand 
der Teilnehmergemeinschaft zuzustellen, nach-
dem sie rechtskräftig geworden ist und nach-
dem über Anträge auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens, die bis zum Ablauf der Frist für 
Beschwerden gegen die Schlußfeststellung ge-
stellt worden sind, entschieden ist. 

(3) Mit der Zustellung an den Vorstand der 
Teilnehmergemeinschaft ist das Flurbereini- 



gungsverfahren beendet. Die beteiligten Be-
hörden sollen eine Abschrift der Schlußfest-
stellung erhalten. 

(4) Die Teilnehmergemeinschaft erlischt, 
wenn ihre Aufgaben in der Schlußfeststellung 
für abgeschlossen erklärt sind. 

§ 152 

(1) Der Gemeinde oder ihrer Aufsichts-
behörde sind zur Aufbewahrung zu über-
senden: 

1. eine Ausfertigung der die neue Feldeintei-
lung nachweisenden Karte; 

2. ein Verzeichnis der neuen Grundstücke und 
der gemeinschaftlichen und öffentlichen 
Anlagen mit Kartenbezeichnung und Größe; 

3. eine Zusammenstellung der Bestimmungen 
des Flurbereinigungsplanes, die dauernd 
von allgemeiner Bedeutung und nicht in das 
Grundbuch oder in andere öffentliche 
Bücher übernommen sind; 

4. eine Abschrift der Schlußfeststellung. 

(2) Jeder Beteiligte und jeder, der ein be-
rechtigtes Interesse darlegt, kann die in Ab-
satz 1 aufgeführten Unterlagen einsehen. 

(3) Erstreckt sich das Flurbereinigungsgebiet 
auf mehrere Gemeinden, so bestimmt die 
Flurbereinigungsbehörde die Gemeinde. 

ZEHNTER TEIL 

Die Teilnehmergemeinschaft nach der 
Beendigung des Flurbereinigungsverfahrens 

§ 153 

Die Teilnehmergemeinschaft bleibt als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts bestehen, 
solange über die Beendigung des Flurbereini-
gungsverfahrens hinaus Aufgaben der Teil-
nehmergemeinschaft, insbesondere Verbind-
lichkeiten aus Darlehensverträgen, zu erfüllen 
sind. Die Aufsichtsbefugnisse der Flurbereini-
gungsbehörde gehen auf die Gemeindeauf-
sichtsbehörde über. 

§ 154 

Für die Verteilung von Einkünften der 
Teilnehmergemeinschaft gilt § 19 Abs. 1 sinn-
gemäß. Sie findet nur insoweit statt, als die 
Einkünfte nicht zur Deckung von Verbindlich-
keiten der Teilnehmergemeinschaft benötigt 

werden oder die Verteilung nicht wegen un-
verhältnismäßiger Kosten oder aus anderen 
Gründen unzweckmäßig erscheint. 

§ 155 

(1) Die Gemeindeaufsichtsbehörde hat die 
Teilnehmergemeinschaft aufzulösen, wenn 
ihre Aufgaben erfüllt sind. Die Auflösung ist 
ö ffentlich bekanntzumachen. 

(2) Die nach dem Bayerischen Flurbereini-
gungsgesetz in der Fassung vom 11. Februar 
1932 (Bayer. Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 73) noch bestehenden Flurbereinigungs-
genossenschaften können durch Beschluß des 
Vorstandes aufgelöst werden, wenn das Un-
ternehmen abgeschlossen ist und ihre Auf-
gaben erfüllt sind. 

ELFTER TEIL 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 156 

Mit einer Geldbuße von 3 bis 1 000 Deut-
sche Mark kann belegt werden, wer ohne die 
erforderliche Zustimmung entgegen der Vor-
schrift des § 34 Abs. 1 Nr. 3 Obstbäume, 
Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, 
einzelne Bäume, Hecken, Feld- oder Ufer-
gehölze beseitigt oder entgegen der Vorschrift 
des § 85 Nr. 5 Holzeinschläge auf Wald-
flächen vornimmt. 

§ 157 
(1) Das Umlegungsgesetz vom 26. Juni 

1936 (Reichsgesetzbl. I S. 518), die Reichs-
umlegungsordnung vom 16. Juni 1937 (Reichs-
gesetzbl. I S. 629), die Erste Verordnung zur 
Reichsumlegungsordnung vom 27. April 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 425), die Zweite Verord-
nung zur Reichsumlegungsordnung vorn 
14. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 366), 
das Bayerische Gesetz Nr. 24 über die Wieder-
einführung des bayerischen Flurbereinigungs-
rechts vom 15. Juni 1946 (Bayer. Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 185) und das Gesetz des 
Landes Rheinland-Pfalz über das Rechts-
mittelverfahren in Umlegungs-, Feld- und 
Flurbereinigungssachen vom 14. März 1951  
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz S. 47) treten außer 
Kraft. 

(2) Soweit in Gesetzen und Verordnungen 
des Bundes und der Länder auf Bestimmungen 



des Umlegungsgesetzes, der Reichsumlegungs-
ordnung sowie der Ersten und Zweiten Ver-
ordnung zur Reichsumlegungsordnung ver-
wiesen .ist, gilt dies als Verweisung auf die 
entsprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes. 

§ 158 

Auf anhängige Verfahren, in denen die 
Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes oder 
der ihm gleichstehenden Urkunde begonnen 
hat, ist dieses Gesetz nicht anzuwenden. Die 
nach dem Bayerischen Flurbereinigungsrecht 
(S 157 Satz 1) begonnenen Verfahren können 
nach dem bisherigen Recht zu Ende geführt 
werden. Im übrigen ist die Rechtswirksamkeit 
von Anordnungen, Festsetzungen und Ent-
scheidungen der Behörden und Spruchstellen 
aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieses Ge

-

setzes nach dem bisherigen Recht zu beurteilen. 
Anhängige Rechtsmittelverfahren gehen auf 
die nach diesem Gesetz zuständigen Rechts-
mittelinstanzen über. 

§ 159 

Werden Grundstücke in ein Flurbereini-
gungs- oder Zusammenlegungsgebiet eines be-
nachbarten Landes einbezogen (§ 3 Abs. 2 
Satz 3), so gelten die auf Grund von Er-
mächtigungen dieses Gesetzes ergangenen 
Bestimmungen des Landes auch für die ge-
nannten Grundstücke. 

§ 160 

Dieses Gesetz tritt am 	  
in Kraft. 

Begründung 

1. Allgemeines 
Aufgabe der Flurbereinigung ist es, die Zer-
splitterung des ländlichen Grundbesitzes und 
ihre arbeitserschwerenden und produktions-
hemmenden Folgen zu beseitigen und durch 
eine zweckmäßige Neueinteilung der Gemar-
kung sowie die im Zusammenhang damit 
durchzuführenden Maßnahmen der Landes-
kultur die landwirtschaftliche Erzeugung zu 
steigern. 

Nach den Berichten der Länderverwaltungen 
ist zur Zeit noch fast die Hälfte der land-
wirtschaftlich genutzten Fläche des Bundes-
gebietes von der . Besitzzersplitterung be-
troffen. Die Beseitigung dieser Zersplitterung 
durch eine möglichst starke Zusammenlegung 
des Grundbesitzes und die Erleichterung der 
Bewirtschaftung der Felder durch den Bau 
von Wegen schaffen in weiten Teilen des 
Bundesgebietes erst die Voraussetzungen für 
die Verwendung von Schleppern und anderen 
neuzeitlichen Geräten, also für eine den tech-
nischen und betriebswirtschaftlichen Erforder-
nissen entsprechende moderne Landwirtschaft, 
die. allein den Anforderungen des Wett-
bewerbs mit den hoch entwickelten Landwirt-
schaften des Auslandes gewachsen sein kann. 
Die Flurbereinigung und die mit ihr ver

-bundenen Meliorationsmaßnahmen haben er-
fahrungsgemäß eine Steigerung der landwirt-
schaftlichen Produktion teilweise bis zu 30 % 
und mehr zur Folge. Die vermehrte Erzeugung 
vermindert unsere Einfuhrabhängigkeit und 
trägt so zu erheblicher Einsparung von De-
visen bei. Diese für die Ernährung unseres 
Volkes und die gesamte Volkswirtschaft so 
große und bedeutende Aufgabe kann nur mit 
Anspannung aller Kräfte gelöst werden. In 
den vergangenen Jahrzehnten war die Arbeit 
der Flurbereinigungsverwaltungen starken 
Schwankungen unterworfen. Sie ist nicht nur 
von zwei Weltkriegen unterbrochen und jahre-
lang von deren Nachwirkungen behindert 
worden, sondern hat auch durch das man-
gelnde Interesse der Offentlichkeit hinter oft 
nur zeitbedingten Aufgaben zurückstehen 
müssen. Die Umlegungserfolge in den einzel-
nen Ländern waren außerordentlich unter-
schiedlich, da die Arbeit durch fehlende Mittel 
und durch nicht ausreichende Verfahrensvor-
schriften in ihrer Entfaltung gehemmt war. 
In einigen Ländern des Bundesgebietes be-
schränkt sich das Verfahren auf die Schaffung 
von Wegen und Gräben (Wegregelung), und 
es fehlte die gesetzliche Möglichkeit, den zer-
splitterten Grundbesitz zusammenlegen zu 
können. 



Im- Jahre 1937 wurde erstmalig die Rechts-
zersplitterung durch die Reichsumlegungsord-
nung (RUO) beseitigt, die an die Stelle zahl-
reicher, großen Teils veralteter und schwer-
fälliger Landesgesetze getreten ist. Zahlreiche 
bewährte Einrichtungen des Feld- und Flur-
bereinigungsrechts der süddeutschen Länder 
sind darin aufgegangen. Es ist daher erklär-
lich, daß die Länder des Bundesgebietes bis-
her an der RUO festgehalten haben. Nur das 
Land Bayern hat, davon ausgehend, daß das 
Bayerische Flurbereinigungsrecht dem Volks-
charakter seines Bauerntums und den örtlichen 
Besonderheiten besser entspreche, seine frühe-
ren Landesgesetze wieder eingeführt. 

Das Reichsumlegungsrecht ist gemäß Art. 125 
Nr. 1 des Grundgesetzes Bundesrecht gewor-
den. Es umfaßt: 

Umlegungsgesetz vom 26. Juni 1936 
(RGBl. I S. 518), 

Reichsumlegungsordnung vom 16. Juni 
1937 (RGBl. I S. 629), 

Erste Verordnung zur Reichsumlegungs-
ordnung vom 27. April 1938 (RGBl. I 
S. 425), 

Zweite Verordnung zur Reichsumlegungs-
ordnung vom 14. Februar 1940 (RGBl. I 
S. 366). 

Die RUO enthält über den fachlichen Inhalt 
hinaus zahlreiche Bestimmungen, die im 
Widerspruch zu dem Grundgesetz stehen. Das 
gilt insbesondere für die zu einseitige Beach-
tung des Erbhofrechts zu Ungunsten anderer 
Teilnehmer und den betont autoritären Ein-
fluß der Behörden. Diese Bestimmungen 
müssen, soweit sie gegenstandslos geworden 
sind, beseitigt und im übrigen geändert und 
dem Grundgesetz angepaßt werden. 

Weitere Bestimmungen der RUO stehen ihrem 
sachlichen Inhalt nach nicht mehr im Einklang 
mit dem Grundgesetz. Hierbei handelt es sich 
um die Bestimmungen, die die Enteignung be-
rühren, z. B. die Abfindung in Geld statt in 
Land für geringfügigen Grundbesitz und ge-
wisse Kleinbetriebe auch ohne Zustimmung 
des Eigentümers (§ 53 RUO), die zwangs-
weise Landabgabe zur Kostendeckung nach 
§ 136 RUO, die Entscheidung über Beschwer-
den gegen die Höhe der Geldentschädigung 
bei Landentzug für große Unternehmen durch 
die Spruchstellen der Umlegungsbehörden an 
Stelle der ordentlichen Gerichte (§ 57 RUO), 
ferner um Bestimmungen über den Ausschluß 
des Rechtsweges bei bestimmten Maßnahmen 

der Umlegungsbehörden (z. B. §§ 5, 41, 65, 
66, 67 RUO). Auch die Einrichtung der 
Spruchstellen zur Entscheidungüber Be-
schwerden entspricht wegen ihrer engen per-
sönlichen und sachlichen Bindung an die Be-
hörden nicht mehr den Voraussetzungen, die 
nach den für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
maßgebenden Gesetzen gefordert werden 
müssen, um ihnen die Anerkennung als Ver-
waltungsgerichte zu sichern. 

Schließlich bedingen die auf eine stärkere Mit-
arbeit der Teilnehmergemeinschaft gerichteten 
Bestrebungen, die Beteiligung der landwirt-
schaftlichen Berufsvertretung an den entschei-
denden Abschnitten des Verfahrens und die 
Forderung nach einem beschleunigten Zu-
sammenlegungsverfahren die Änderung der 
RUO. 

Bei der Vielzahl der erforderlichen Änderun-
gen und Ergänzungen erscheint eine bloße 
Änderung der RUO nicht möglich und nicht 
zweckmäßig. Sie machen vielmehr die Er-
setzung der RUO durch ein neues Gesetz er-
forderlich. 

Die Verwaltung für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes hat im Einvernehmen mit den 
zuständigen Länderministerien bereits im 
Jahre 1949 dem Wirtschaftsrat den Entwurf 
eines Flurbereinigungsgesetzes zugeleitet. Die-
ser Entwurf ist vom Wirtschaftsrat für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet am 23. Juni 1949 
einstimmig als Gesetz verabschiedet worden. 
Auch der Länderrat hat dem Gesetz zuge-
stimmt. Das Gesetz hat jedoch nicht mehr die 
Zustimmung der Alliierten Hohen Kommis-
sion gefunden. Die Entscheidung hierüber ist 
vielmehr im Hinblick auf das inzwischen in 
Kraft getretene Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland vom 23. Mai 1949 dem 
Bund überlassen worden. Die dargelegten tat-
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse und 
die Entscheidung der Alliierten Hohen Kom-
mission machen es daher erforderlich, das 
Recht der Umlegung ländlichen Grundbesitzes 
(Flurbereinigung) durch ein Bundesgesetz neu 
zu ordnen. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Gesetz-
gebung auf dem Gebiet der Flurbereinigung 
beruht auf Art. 74 Nr. 18 des Grundgesetzes. 
Auch wenn man davon ausgeht, daß der 
zuständige Ausschuß des Parlamentarischen 
Rates es seinerzeit abgelehnt hat, das Gebiet 
der Flurbereinigung in einen der Zuständig-
keitskataloge der Art. 73 bis 75 des Grund- 



gesetzes ausdrücklich aufzunehmen, so ist doch 
das materielle Recht der Flurbereinigung durch 
den Begriff des Bodenrechts Art. 74 Nr. 18 
mitumfaßt und hierdurch Gegenstand der 
konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes geworden. Sie ergibt sich auch aus 
Art. 74 Nr. 17 des Grundgesetzes. Die Flur-
bereinigung ist, wie dargelegt, eines der 
wesentlichsten Mittel zur Förderung der land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugung sowie 
zur Sicherung der Ernährung. Diese Gesetz-
gebungsbefugnis des Bundes kann sich auch 
auf die Regelung des bei der Flurbereinigung 
anzuwendenden behördlichen Verfahrens so-
wie auf die Einrichtung der Flurbereinigungs-
behörden selbst erstrecken (Art. 84 Abs. 1 
GG). Die Befugnis des Bundes zur gesetz-
lichen Regelung des gegen Entscheidungen der 
Flurbereinigungsbehörden zulässigen verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens beruht auf 
Art. 74 Nr. 1 des Grundgesetzes. 

Schon im Hinblick darauf, daß die Verwal-
tungsgerichte in einer Reihe von Fällen die 
Zuständigkeit der bisherigen Spruchstellen für 
Umlegung zur endgültigen Entscheidung von 
Streitfällen verneint haben, ist eine baldige 
Neuregelung des Umlegungsrechts unentbehr-
lich. In den meisten Ländern würden sich 
große Schwierigkeiten ergeben, wenn sie ge-
zwungen wären, zwecks Ablösung der RUO 
ein neues Landesrecht für Flurbereinigung zu 
entwickeln. Daraus ergibt sich, daß die Flur-
bereinigung durch die Gesetzgebung der Län-
der nicht wirksam geregelt werden kann 
(Art. 72 Nr. 1 GG). 

Das Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Re-
gelung der Flurbereinigung ist auch deshalb 
gegeben, weil die Voraussetzungen des 
Art. 72 Nr. 3 des Grundgesetzes vorliegen. 
Denn die Aufgaben, die die Flurbereinigung 
zu lösen hat, sind in den Ländern die gleichen. 
Nur auf der Grundlage eines einheitlichen 
Rechts, das die Gewähr für eine einheitliche 
Handhabung und Durchführung der Flur-
bereinigung gibt, können vom Bunde wirk-
same Finanzierungs- und andere Förderungs-
maßnahmen getroffen werden. 

Die landwirtschaftlichen Berufsvertretungen 
haben daher wiederholt und dringend ein 
Bundesgesetz über die Flurbereinigung gefor-
dert. Der Bundestag hat dieser Forderung 
dadurch Rechnung getragen, daß er in seiner 
81. Sitzung vorn 28. juli 1950 den Beschluß 
gefaßt hat, die Bundesregierung zu ersuchen, 
beschleunigt ein Gesetz über die Flurbereini-
gung vorzulegen und für die Bereitstellung 

von Mitteln Vorsorge zu tragen, die zu einer 
schnellen Inangriffnahme nötig sind. Er hat 
in seiner Sitzung vom 25. März 1951 noch-
mals die beschleunigte Vorlage des Gesetzes 
gefordert. 

Einzelbegründung 

ERSTER TEIL 

Grundlagen der Flurbereinigung 

Der erste Teil des Entwurfs enthält grund-
sätzliche Bestimmungen über den Zweck und 
die Zulässigkeit der Flurbereinigung, die 
Organisation der Flurbereinigungsbehörden 
und den Kreis der zur Mitwirkung berufenen 
Organisationen und Behörden. 

Zu § 1. 

Die Vorschrift, die ihrem Inhalt nach mit § 1 
des Umlegungsgesetzes, § 1 der RUO und 
Art. 1 des Bayer. Flurber. Ges. übereinstimmt, 
umschreibt den Zweck und die Zulässigkeits-
voraussetzungen der Flurbereinigung und be-
zeichnet die in Betracht kommenden Flur-
bereinigungsmaßnahmen. 

Zu§ 2. 

Das Flurbereinigungsverfahren ist als ein be-
hördlich geleitetes Verfahren ausgestaltet, 
dessen Besonderheiten darin bestehen, daß den 
beteiligten Grundeigentümern und der land-
wirtschaftlichen Berufsvertretung ein weit-
gehendes Mitwirkungsrecht eingeräumt ist. 
Zur Durchführung der Flurbereinigung haben 
die Länder die erforderlichen Behörden zu 
schaffen und ihre Dienstbezirke festzusetzen. 
Aus der Bedeutung der Flurbereinigung er-
gibt sich für die Länder die Pflicht, alle Maß-
nahmen zur Schaffung einer leistungsfähigen 
Organisation und zur finanziellen Förderung 
zum Zwecke einer beschleunigten Durch-
führung zu ergreifen. 

Zu § 3. 

Abs. 1 entspricht dem bisherigen Recht. 
Abs. 2 sieht eine einfache Regelung für den 
Fall vor, daß Grundstücke in mehreren 
Länder liegen und das Verfahrensgebiet sich 
aus diesem Grunde über die Landesgrenze 
hinaus erstreckt. Es erscheint nicht ange-
bracht, diesen geringfügigen Vorgang der 



schwerfälligen Prozedur eines Staatsvertrages 
zu überlassen und so eine erhebliche Ver-
zögerung des Verfahrens zu bewirken. 

Zu § 4. 

In Abweichung von der bisherigen Regelung 
der RUO ist vorgesehen, daß die Initiative 
zur Einleitung des Verfahrens in erster Linie 
nicht von der Behörde ausgeht, diese viel-
mehr in der Regel auf Grund eines Antrages 
tätig werden soll. Es ist davon abgesehen 
worden, den Kreis der Antragsberechtigten 
festzulegen, um auch den an der Durch-
führung der Flurbereinigung interessierten 
landwirtschaftlichen Berufsvertretungen und 
Organisationen die Möglichkeit zu geben, auf 
die Einleitung eines Flurbereinigungsver-
fahrens hinzuwirken. Den Ländern bleibt es 
überlassen, im Bedarfsfall das Recht, An-
träge zu stellen, durch Vorschriften zu regeln. 
Die Zulässigkeit der Einleitung der Verfahren 
von Amts wegen stimmt mit dem bisherigen 
Recht überein. 

Zu § 5. 
Das Recht der beteiligten Grundeigentümer, 
über Zweck und Ziel des einzelnen Flur-
bereinigungsverfahrens aufgeklärt zu werden, 
ist in Abs. 1 sichergestellt. Der Kreis der bei 
der Einleitung eines Flurbereinigungsver-
fahrens zu hörenden Behörden und Organi-
sationen ist von dem für die Landwirtschaft 
zuständigen Landesminister zu bestimmen. 
Den besonderen Interessen der landwirt-
schaftlichen und der forstwirtschaftlichen 
(§ 85) Berufsvertretungen sowie der Gemein-
den und Gemeindeverbände wird durch ihre 
Hervorhebung im Gesetz Rechnung getragen. 
Die Berücksichtigung der großräumigen 
Planungen anderer Stellen entspricht der bis-
herigen Praxis, verpflichtet aber auch diese 
Stellen zur unverzüglichen Bekanntgabe ihrer 
Absichten. 

Zu § 6. 
Durch diese Bestimmung wird die Öffent-
lichkeit des Verfahrens und die Wahrneh-
mung der Rechte sämtlicher Beteiligten ein-
schließlich der Nebenberechtigten sicher-
gestellt. Im Gegensatz zu § 5 RUO ist ent-
sprechend den Bestimmungen des Grund-
gesetzes künftig auch der Einleitungsbeschluß 
wie jeder Verwaltungsakt anfechtbar. 

Zu §§ 7 bis 9. 
Die Vorschriften entsprechen der bisherigen 
Regelung der RUO. 

ZWEITER TEIL 

Die Beteiligten und ihre Rechte 

Die Beteiligung am Flurbereinigungsver

-

fahren ergibt sich aus dem Eigentum an den 
zum Verfahrensgebiet gehörenden Grund-
stücken und den vom Verfahren betroffenen 
Rechten. Im einzelnen werden im zweiten 
Teil des Entwurfs die Voraussetzungen für 
die Beteiligung, die rechtliche Gestaltung der 
Teilnehmergemeinschaft, deren Organisation 
und Funktionen sowie die Bewertung und 
zeitweilige Einschränkung der Rechte der 
Beteiligten geregelt. 

Zu § 10. 

Diese Bestimmung gehört zu den wesent-
lichsten des Gesetzes. Sie legt den Kreis der 
am Verfahren Beteiligten fest. Die Gliede-
rung der Beteiligten in Teilnehmer und 
Nebenbeteiligte, die im Bayer. Flurbereini-
gungsrecht nicht vorgesehen ist, hat sich bis-
her als durchaus zweckmäßig erwiesen. Als 
Teilnehmer kommen auch künftig nur 
Eigentümer von Grundstücken und Erbbau-
berechtigte in Frage; in dem Bayer.Flurber.-
Ges. sind sie als „Beteiligte" bezeichnet. Alle 
übrigen am Verfahren interessierten natür-
lichen und juristischen Personen können nur 
Nebenbeteiligte am Verfahren sein. Im Ver-
hältnis zur RUO ist der Kreis der Neben-
beteiligten -mit Rücksicht auf Art. 19 Abs. 4 
des Grundgesetzes wesentlich erweitert wor-
den. Hierbei sind nicht nur die Gemeinden, 
die öffentlichen Verbände und die Inhaber 
bergbaulicher Rechte, sondern auch Erwerber 
von Siedlungsland berücksichtigt worden. Der 
Kreis der Inhaber von Rechten ist nicht mehr 
auf dingliche Rechte beschränkt geblieben, 
sondern auch auf obligatorische Rechte, die 
sich auf Grundstücke erstrecken, ausgedehnt 
worden. 

Zu §§ 11 bis 15. 

Die Bestimmungen regeln das Verfahren zur 
Feststellung der Beteiligten und entsprechen 
dem bisherigen Recht. 

ZU §§ 16, 17. 

Die Ausgestaltung der Teilnehmergemein

-

schaft als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist beibehalten worden. Sie ist in 
dieser Gestalt elastischer als juristische Per-
sonen des bürgerlichen Rechts. Dies entspricht 



auch dem Charakter der Bayer. Flurbereini-
gungsgenossenschaft. Es ist jedoch davon ab-
gesehen worden, sie als Genossenschaft zu 
bezeichnen, weil dieser Begriff üblicherweise 
und nach dem geltenden Handelsrecht für 
Vereinigungen zu Erwerbszwecken ange-
wendet wird. Die Rechtsform des Verbandes 
hingegen, wie sie z. B. in der Wasserverbands-
verordnung vorgesehen ist, sollte nur Orga-
nisationen mit ständigen Aufgaben vorbe-
halten bleiben. Für die vorübergehende 
Existenz der Teilnehmergemeinschaft, die 
nach Beendigung des Verfahrens nur in Aus-
nahmefällen unter Anlehnung an die Ge-
meinden und unter deren Aufsicht bestehen 
bleiben soll, erscheint die Körperschaft des 
öffentlichen Rechts als einfachste und beste 
Lösung. 

Zu § 18. 

Der Aufgabenbereich der Teilnehmergemein-
schaft nach Abs. 1 entspricht der bisherigen 
Regelung in § 19 RUO. Da die Durchfüh-
rung des Verfahrens der Flurbereinigungs-
behörde als hoheitliche Aufgabe obliegt, war 
die Übertragung weiterer Aufgaben auf die 
Teilnehmergemeinschaft nach der RUO bis-
her nicht zulässig. Um die Teilnehmerge-
meinschaft stärker als bisher zur Mitarbeit 
heranzuziehen und den vom Gesetz er-
strebten Zweck, eine Beschleunigung der Flur-
bereinigung zu erreichen, wird in Abs. 2 die 
Flurbereinigungsbehörde ausdrücklich er-
mächtigt, weitere Aufgaben auf die Teil-
nehmergemeinschaft zu übertragen. 

Zu §§ 19, 20. 

Das Recht der Teilnehmergemeinschaft, die 
Teilnehmer zu Geld- und Sachbeiträgen 
(Hand- und Spanndienste) heranzuziehen, 
entspricht einem alten und bewährten Her-
kommen. Diese Form der Beitragsleistung 
ist auch als die wirtschaftlich zweckmäßigste 
anzusehen, da sie den Teilnehmern die Mög-
lichkeit gibt, die Beiträge durch eigene Arbeit 
anstatt in Geld zu leisten und die Durch-
führung der Flurbereinigung wesentlich zu 
erleichtern. § 19 Abs. 1 entspricht in seiner 
Fassung dem § 79 der Ersten Wasserverbands-
verordnung vom 3. September 1937 (RGBl. I 
S. 933). 

Zu §§ 21 bis 26. 

Die Vorschriften über die Bildung des Vor

-

standes der Teilnehmergemeinschaft ent

-sprechen der Regelung, wie sie bereits in dem 
vom Wirtschaftsrat beschlossenen Gesetz -ent-
halten war. Die Bestimmung des Vorstandes 
durch Mehrheitswahl entspricht den demo-
kratischen Grundsätzen, insbesondere ist im 
Gegensatz zu der früheren Regelung die 
Wahl des Vorsitzenden in die Hände des 
Vorstandes gelegt. Auch die für Ausnahme-
fälle vorgesehene Bestellung eines Vorstandes 
durch die Behörde nach Anhörung der land-
wirtschaftlichen Berufsvertretung (§ 21 
Abs. 3) unterliegt der Kontrolle der Versamm-
lung der Teilnehmer, da diese nach § 23 
Abs. 1 Mitglieder des Vorstandes ab-
berufen kann. In ähnlicher Weise ist das' 
Recht der Behörde zur Abberufung von Vor-
standsmitgliedern nach § 23 Abs. 2 durch die 
Möglichkeit der Anfechtung des behördlichen 
Verwaltungsaktes mittels einer Beschwerde 
des Vorstandes unter Kontrolle gestellt. Mit 
Rücksicht auf örtliche Besonderheiten ist es 
den Ländern durch § 21 Abs. 6 überlassen 
worden. die Bildung und Zusammensetzung 
des Vorstandes abweichend zu regeln. 
Im Gegensatz zur RUO und in Anlehnung . 
an das Wirtschaftsratgesetz ist in § 22 Abs. 3 
der Teilnehmergemeinschaft das Recht ein-
geräumt, die Befugnisse der Versammlung 
und das Verfahren bei der Wahl durch eine 
Satzung zu regeln. Die Pflicht der Flur-
bereinigungsbehörde, den Vorstand laufend 
zur Mitarbeit heranzuziehen, ist über die 
Fassung des Wirtschaftsratgesetzes hinaus 
verstärkt worden. 

Zu §§ 27 bis 33. 

Die Bewertung der alten Grundstücke der 
Teilnehmer bildet die Grundlage für eine ge-
rechte Abfindung bei der Zuteilung der 
neuen Grundstücke und gleichzeitig den 
Maßstab für die Leistung der Beiträge. Die 
kurz und einfach gehaltenen Vorschriften der 
§§ 27 bis 33 sind die Grundlage für die Be-
wertungsverfahren. Hierbei sind die Ergeb-
nisse der Reichsbodenschätzung nach Mög-
lichkeit zu verwerten. Die Methode der 
Wertermittlung ergibt sich für das einzelne 
Verfahren aus den örtlichen Verhältnissen. 
Um sicherzustellen, daß die Schätzer bei den 
Teilnehmern das erforderliche Vertrauen 
genießen, ist bestimmt, daß die Flurbereini-
gungsbehörde den Vorstand der Teilnehmer-
gemeinschaft vor ihrer Auswahl zu hören 
hat. Zur Stärkung dieses Vertrauens und zur 
Aktivierung der Mitarbeit dient auch die Be-
stimmung, daß der Vorstand der Schätzung 



beiwohnen soll. In Abweichung von der Re-
gelung nach der RUO ist nunmehr vor-
gesehen, die Nachweisungen über die Er-
gebnisse der Schätzung nur noch zur Ein-
sichtnahme für die Beteiligten auszulegen. 
Den Beteiligten wird Gelegenheit gegeben, 
in einem Anhörungstermin Aufklärungen zu 
fordern und Einwendungen zu erheben. 
Nach der Behebung von begründeten Ein-
wendungen stellt die Behörde die Ergebnisse 
der Schätzung fest und macht dies öffentlich 
bekannt. Diese Feststellung kann als Ver-
waltungsakt mit den im Gesetz zugelassenen 
Rechtsmitteln angefochten werden. 

Mit Rücksicht darauf, daß das Schätzungs-
verfahren in Bayern abweichend von dem 
der RUO geregelt war und die Entwicklung 
der Besonderheiten dieses Verfahrens im 
Hinblick auf die durch das Grundgesetz ge-
schaffene Rechtslage sich zur Zeit noch nicht 
übersehen läßt, ist in § 33 die Ermächtigung 
zu einer abweichenden Regelung durch die 
Länder aufgenommen. 

Zu §§ 34 bis 36. 
Im Hinblick darauf, daß das Eigentum durch 
das Grundgesetz gewährleistet ist, sind Be-
stimmungen erforderlich, die durch zeit-
weilige Einschränkung dieses Rechts den 
Flurbereinigungsbehörden ihre Arbeit er-
möglichen. Hierzu gehört nicht nur das Be-
treten der Grundstücke, sondern auch die 
Ausführung der zur Neugestaltung des Flur-
bereinigungsgebietes erforderlichen Maßnah-
men (Vermessung, Ausbau der Wege und 
Gräben u. dgl.). Von besonderer Bedeutung 
sind die vorausgehenden Einschränkungen in 
der Nutzung der Grundstücke, die erforder-
lich sind, um die Bodenfruchtbarkeit und den 
Bestand an Bäumen, Sträuchern usw. zu er-
halten und willkürliche Eingriffe einzelner 
Teilnehmer auszuschließen. Hierdurch wird 
den aus den Kreisen der Landwirtschaft, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege mit 
Nachdruck erhobenen Forderungen Rech-
nung getragen. 

DRITTER TEIL 

Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes 
Dieser Teil des Gesetzes hat für die Durch-
führung der Flurbereinigung größte Bedeu-
tung. In den §§ 37, 38 werden für die Neu-
gestaltung des Flurbereinigungsgebietes all-
gemeine Grundsätze aufgestellt, wobei ins-
besondere der Notwendigkeit der Förderung 

und Steigerung der landwirtschaftlichen Er-
zeugung Rechnung getragen wird. 
Der erste Abschnitt (§§ 39 bis 43) enthält 
Vorschriften darüber, welche Aufgaben bei 
der Neugestaltung im gemeinschaftlichen 
Interesse der Beteiligten und im öffentlichen 
Interesse zu erfüllen sind. 
Der zweite Abschnitt (§§ 44 bis 55) dient 
der Wahrung der Interessen der Beteiligten 
bei der Gestaltung ihrer Abfindungen. 
Die Abschnitte 3 bis 7 (§§ 56 bis 83) enthal-
ten grundlegende Vorschriften hinsichtlich 
der Aufstellung des Flurbereinigungsplanes, 
seiner Ausführung einschl. der Wahrung der 
Rechte Dritter und der Übernahme seiner 
Ergebnisse in die öffentlichen Bücher. 

Zu §§ 37,38. 

Die Vorschrift stellt eine der grundsätzlich-
sten Normen des Gesetzes dar. Sie gibt den 
Rahmen, in dem die Neugestaltung des Flur-
bereinigungsgebietes vor sich gehen soll. Das 
Wohl der Allgemeinheit und die Interessen 
der Beteiligten sind gegeneinander abzuwä-
gen, um die zweckdienlichste Lösung zu fin-
den. Die Flurbereinigungsbehörde hat die 
Pflicht, unter Ausnutzung der mit öffent-
licher Hilfe gebotenen einmaligen Gelegen-
heit dafür zu sorgen, daß die Neuordnung 
des Flurbereinigungsgebietes den neuzeit-
lichen betriebswirtschaftlichen Erkenntnissen 
entspricht und auf lange Sicht den wirtschaft-
lichen Erfordernissen der Teilnehmer und 
der Gemeinde Rechnung trägt. Dabei 
ergeben sich zahlreiche Berührungspunkte 
mit anderen Dienststellen, Organisationen 
und Verbänden. Die Aufgabe der Flur-
bereinigungsbehörde ist es, die von ihnen 
vertretenen Interessen zu einem Ausgleich 
zu bringen. Es kann nicht ausbleiben, 
daß Planungen anderer Stellen von der Neu-
gestaltung berührt werden. Das gilt insbe-
sondere für Baugebietspläne, Bebauungspläne 
und ähnliche Planungen. Notwendige Ände-
rungen sind mit den zuständigen Stellen ab-
zustimmen, denen ihre Feststellung gemäß 
§ 41 Abs. 3 Satz 3 überlassen bleibt. Daraus 
ergibt sich die besondere Bedeutung der in 
S 38 neu aufgenommenen Bestimmung über 
die Beteiligung der landwirtschaftlichen Be-
rufsvertretung, der Behörden und öffent-
lichen Verbände an den Vorplanungen. 

Zu §§ 39 bis 42. 

Die Schaffung gemeinschaftlicher Anlagen 
bildet seit jeher ein Kernstück des Flurberei- 



nigungsverfahrens. Sie war nicht nur in der 
RUO, sondern auch in den früheren Landes

-

rechten verankert und dient den Interessen 
aller. Das Gesetz bestimmt daher, daß der 
hierüber aufzustellende Plan (Wege- und Ge-
wässerplan) mit den daran interessierten 
Stellen (§ 41 Abs. 2) zu erörtern ist. Die 
Unterrichtung der einzelnen Teilnehmer ist 
Sache des Vorstandes der Teilnehmergemein-
schaft (vgl. § 22 Abs. 2). 

Nach § 42 Abs. 2 werden die gemeinschaft-
lichen Anlagen Eigentum der Teilnehmer-
gemeinschaft. Diese Regelung entspricht dem 
bisherigen Recht der RUO und des Bayer. 
Flurber. Ges. Die mit der ersten Verordnung 
zur RUO eingeführte Bestimmung, daß die 
gemeinschaftlichen Anlagen nur mit Zustim-
mung des Bürgermeisters oder seiner Auf-
sichtsbehörde der Gemeinde zugeteilt wer-
den können, war seinerzeit als Schutzbestim-
mung gegen die zwangsweise Übertragung 
des Eigentums gedacht, wie sie in der ur-
sprünglichen Fassung der RUO vorgesehen 
war. Die durch die Erste Verordnung zur 
RUO in § 45 Abs. 2 Satz 2 eingeführte Be-
stimmung, auf Grund deren der Bürgermeister 
die Zuteilung an die Gemeinde verlangen 
konnte, ist mit Rücksicht auf die durch das 
Grundgesetz geänderte Rechtslage nicht mehr 
beizubehalten, weil eine Übereignung an die 
Gemeinde gegen den Willen der Teilnehmer 
eine Enteignung sein würde. Wenn auch das 
Weiterbestehen der Teilnehmergemeinschaft 
über den Abschluß des Verfahrens hinaus 
nicht wünschenswert ist, so kann doch die 
an sich zweckmäßige Übereignung der ge-
meinschaftlichen Anlagen an die Gemeinde 
nur im Einvernehmen mit der Teilnehmer-
gemeinschaft erfolgen. 

Zu § 43. 

Die Zuständigkeit der Flurbereinigungs-
behörde zur Bildung und Beaufsichtigung 
von Wasser- und Bodenverbänden während 
eines Flurbereinigungsverfahrens hat sich so 
bewährt, daß die Beibehaltung dieser Rege-
lung einem praktischen Bedürfnis entspricht. 
Aus finanziellen Gründen und zur Vermei-
dung eines unzeitgemäßen Überganges der 
Aufsichtsbefugnisse ist nunmehr die Zustän-
digkeit der Flurbereinigungsbehörde bis zur 
Fertigstellung der Anlagen festgelegt, auch 
wenn diese erst nach dem Abschluß der Flur-
bereinigung erfolgt. Die Rechte der Wasser-
wirtschaftsämter als technische Fachbehörden 

sind durch ihre Beteiligung gemäß § 118 der 
Ersten Wasserverbandsordnung gewahrt. 

Zu § 44. 
Während in § 38 die Grundsätze für die 
Neugestaltung des gesamten Flurbereini-
gungsgebietes enthalten sind, gibt § 44 die 
Grundsätze für die Gestaltung der Land-
abfindung der einzelnen Teilnehmer. Die Be-
deutung dieses Verfahrensabschnittes hat da-
zu Veranlassung gegeben, diese Grundsätze 
in Abweichung vom Wirtschaftsratgesetz 
schon in die vorgesehene Vorplanung (§ 38) 
einzugliedern. 

Der nach Abs. 6 zulässige Austausch von 
Abfindungsansprüchen zwischen zwei Flur-
bereinigungsgebieten hat sich in jahrzehnte-
langer Übung bewährt. Die bei einem Aus-
tausch sich ergebenden rechtlichen Verhält-
nisse werden in den gegenüber der RUO 
neu eingefügten Bestimmungen in den Sätzen 
2 und 3 klargestellt und damit nicht nur die 
Rechte der Grundstückseigentümer, sondern 
auch die Rechte Dritter in der Übergangszeit 
gesichert. 

Zu § 45. 
Die Vorschrift ist im Verhältnis zu der Vor-
schrift der RUO und des Wirtschaftsrat

-

gesetzes neu gegliedert und damit den zu 
berücksichtigenden wirtschaftlichen Interessen 
entsprechend angepaßt. Die in Abs. 2 auf-
genommenen öffentlichen Anlagen und Bo-
denschätze erfordern ihrer Natur nach eine 
andere Behandlung als die in Abs. 1 aufge-
führten Grundstücke. Die Vorschrift des 
Abs. 3 trägt der aus Kreisen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege gegebenen 
Anregung eines verstärkten Schutzes der 
Landschaft Rechnung. 

Zu §§ 46,47. 
Die Bestimmungen entsprechen dem bisheri-
gen Recht der RUO. 

Zu §§ 48, 49. 
Die Vorschriften des § 48 Abs. 1 und des 
§ 49 Abs. 1 entsprechen dem bisherigen 
Recht (§ 54 Abs. 1, 2 und 4 RUO, Art. 16 
bis 18 Bayer. Flurber. Ges.). 

Die Vorschrift des § 49 Abs. 1 berücksichtigt 
die Erweiterung des Kreises der Nebenbetei-
ligten (§ 10 Nr. 2 f) und ihre zu wahrenden 
Rechte. 



Zu §§ 50,51. 

Die Vorschriften entsprechen dem bisherigen 
Recht. Sie werden in § 50 Abs. 2 Satz 4 er-
weitert hinsichtlich der Rebstöcke, die nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zu besei-
tigen sind. Das ist insbesondere erforderlich 
wegen der reblausverseuchten Weinbau-
gebiete, deren Neuaufbau schon wegen der 
damit verbundenen Kosten zweckmäßig nur 
in Verbindung mit einer Flurbereinigung 
durchgeführt werden kann. 

Zu § 52, 53. 

Die bisher nach § 53 RUO für geringfügigen 
Grundbesitz zugelassene Abfindung in Geld 
statt in Land ist von der Praxis durchweg 
als eine zweckmäßige Maßnahme beurteilt und 
bei vernünftiger Handhabung als brauch-
bares Mittel zur Verbesserung der Besitz-
verhältnisse angesehen worden. Die Bestim-
mung kann jedoch im Hinblick auf die im 
Verhältnis zu Art. 153, 154 der Weimarer 
Verfassung engere Fassung des Art. 14 des 
Grundgesetzes nicht beibehalten werden. 

Des weiteren mußte die in § 136 Abs. 1 
RUO vorgesehene, sehr umstrittene Befugnis 
der Oberen Umlegungsbehörde zur Anord-
nung einer Landabgabe bis zu 7 1 /2 v. H. 
des Wertes der Grundstücke anstelle von 
Kostenbeiträgen, als im Widerspruch zum 
Grundgesetz stehend, beseitigt werden. Die 
Zweckmäßigkeit einer Abfindung in Geld 
soll jedoch nicht ausgeschaltet werden. 
Die Bestimmungen des 5 52 sollen es daher 
auch weiterhin ermöglichen, daß Teilnehmer 
in geeigneten Fällen mit ihrer Zustimmung 
ganz oder teilweise in Geld' abgefunden 
werden. Das Verfahren der Geldabfindung 
wird durch die Bestimmungen des § 52 Abs. 2 
und § 53 vereinfacht und ermöglicht es, den 
Teilnehmer frühzeitig in den Besitz der 
Geldabfindung zu bringen. Zur Sicherung 
des Landübernehmers, der in der Regel zu-
nächst die Teilnehmergemeinschaft sein wird, 
dienen die in die Abs. 2 und 3 des §. 53 auf-
genommenen Schutzbestimmungen. 

Zu § 54. 

Die im früheren Recht und auch im Wirt-
schaftsratsgesetz an verschiedenen Stellen ent-
haltenen Bestimmungen über die Angemes-
senheit von Geldentschädigungen sind hier 
in einer grundsätzlichen Bestimmung zusam-
mengefaßt und durch den Hinweis auf die 

bei der Festsetzung ihrer Höhe zugrunde zu 
legenden Vorschriften des Bewertungsver-
fahrens schärfer herausgehoben. Gleichzeitig 
wird die Verrechnung von Geldabfindungen 
und Geldentschädigungen gegen Beiträge er-
möglicht. 

Dem gleichen Grundgedanken einer Zusam

-

menfassung dient die Vorschrift des Abs. 2. 

Zu 55. 

Die Flurbereinigung als agrarpolitisch bedeu-
tendste Maßnahme zur Neugestaltung einer 
Gemeinde kann an der Frage einer Bereit-. 
stellung von Land für Siedlungszwecke nicht 
vorbeigehen, wenn sich dies ohne Verzöge-
rung mit den Zielen der Flurbereinigung 
vereinbaren läßt. Schon die RUO hat die 
Verwertung anfallenden Landes für die Sied-
lung ermöglicht (§§ 50, 53, 136 RUO). In 
verstärktem Maße haben die Gesetze zur Be-
schaffung von Siedlungsland und zur Boden-
reform für die Länder der amerikanischen 
Besatzungszone (vgl. für Bayern Art. IV 
Abs. 3 und Art. VI Abs. 3 des Gesetzes vom 
18. September 1946 - GVBl. S. 326 — mit 
gleichem Wortlaut für die Länder Hessen 
und Württemberg-Baden) die Verbindung 
der Bodenreform mit der Flurbereinigung 
vorgesehen, um einer weiteren Besitzzer-
splitterung vorzubeugen. Die Verbindung 
mit der Flurbereinigung ist in diesen Fällen 
auch im Interesse einer stärkeren Zusammen-
legung der Grundstücke zu bejahen und hat 
sich in der bisherigen Praxis bewährt. 

Auch bei der in § 52 vorgesehenen freiwil-
ligen Landhergabe kann es sich als nützlich 
erweisen, zur Finanzierung des Landüber-
ganges zunächst eine Siedlungsgesellschaft 
einzuschalten. Zur Vereinfachung des Ver-
fahrens erscheint es deshalb angebracht, den 
Übergang des Landes auf den Enderwerber 
im Flurbereinigungsverfahren zu ermöglichen 
und durch eine abschließende Regelung im 
Flurbereinigungsplan den Grundstücksver-
kehr zu entlasten. 

Die Finanzierung soll durch die Bestimmun-
gen der Abs. 2 bis 4, die dem S 1 des Ge-
setzes zur Ergänzung des Reichssiedlungs-
gesetzes vom 4. Januar 1935 (RGBl. I S. 1) 
entsprechen, erleichtert werden. 

Zu§ 56. 

Der Inhalt dieser Vorschrift war bereits nach 
dem Entwurf der Dritten Verordnung zur 
RUO in das Wirtschaftsratgesetz aufgenom- 



men. Die Grenzanerkennung, die auf Grund 
von Verwaltungsanordnungen schon immer 
stattfand, war bisher nicht gesetzlich gere-
gelt. Die vorgesehene Regelung ermöglicht 
der Flurbereinigungsbehörde, die erforder-
lichen Festsetzungen von Amts wegen zu 
treffen. Die Rechte der Angrenzer sind ge-
sichert, da sie nach § 10 Nr. 2 h Nebenbetei-
ligte sind und als solche von den Rechtsmit-
teln dieses Gesetzes Gebrauch machen kön-
nen. 

Zu§ 57, 58. 

Die Vorschriften entsprechen dem bisherigen 
Recht der RUO. 

Zu§ 59. 

Die Vorschrift weicht von der RUO ab. Sie 
ordnet lediglich an, daß der Flurbereinigungs-
plan  den  Beteiligten bekanntzugeben ist, 
überläßt jedoch die Art der Bekanntmachung 
der landesüblichen Praxis mit der Einschrän-
kung, daß die neue Feldeinteilung auf Antrag 
örtlich zu erläutern ist und jeder Teilneh-
mer einen Auszug aus dem Flurbereinigungs-
plan über seine Abfindung erhält. 

Mit Rücksicht auf das bisher in Bayern üb-
liche Verfahren wird in Abs. 5 anstelle oder 
neben der Beschwerde im Anhörungstermin 
auch die schriftliche Beschwerde zugelassen; 
dies bedarf jedoch einer besonderen landes-
rechtlichen Regelung. 

Zu§ 60. 

Ober Beschwerden (Einwendungen) gegen 
den Flurbereinigungsplan entschied nach dem 
bisherigen Recht der RUO die Flurbereini

-

gungsbehörde als Spruchstelle, nach dem 
Bayer. Ges. das Flurbereinigungsamt m 
Spruchausschuß. In jedem Fall gingen der 
Entscheidung Bemühungen um eine Abhilfe 
der Beschwerden voraus. Die Regelung der 
RUO, nach der die gleiche Instanz, die den 
Flurbereinigungsplan vorgelegt hatte, die 
erste Beschwerdeentscheidung fällte, wurde 
von vielen Seiten nicht mehr für tragbar ge-
halten. Die erste Entscheidung wird daher 
nach diesem Entwurf der Oberen Flurberei-
nigungsbehörde übertragen. Der in der 
Praxis bewährte Grundsatz, begründeten Be-
schwerden zunächst abzuhelfen, hat dazu 
Veranlassung gegeben, die Flurbereinigun gs-
behörde gesetzlich zu verpflichten, für eine  
gütliche Beilegung der Beschwerden bemüht 

zu sein. Die gleiche Pflicht obliegt nach § 145 
Abs. 2 der Oberen Flurbereinigungsbehörde. 

Die vorgesehene Möglichkeit, die Ladungs-
frist auf 3 Tage abzukürzen, dient der Be-
schleunigung; sie ist unbedenklich, da es sich 
bei den Planänderungen im Gegensatz zu der 
Planvorlage nach § 59 nur um Nachträge 
handelt, über die vorher mit den Beteiligten 
verhandelt ist und die ihnen daher bekannt 
sind. 

Zu §§ 61 bis 64. 
Die Vorschriften über die Rechtskraft und 
die Ausführung des Flurbereinigungsplanes 
entsprechen dem bisherigen Recht mit der 

 Einschränkung, daß die frühere Unanfecht-
barkeit der Ausführungsanordnung entfällt. 
Aus der Natur der Flurbereinigung ergibt 
sich, daß der neue Zustand nicht mit der 
Rechtskraft des Flurbereinigungsplanes be-
reits vorhanden sein kann, sondern daß hier-
für Ausführungsarbeiten erforderlich sind. 
Auch das bisherige Recht hat deshalb be-
stimmt, daß der neue Zustand in tatsächlicher 
und rechtlicher Beziehung herbeizuführen ist 
(vgl. § 65 RUO und Art. 79 Bayer. Flurber. 
Ges.). Die Grundlage hierfür bildete die Aus-
führungsanordnung bzw. Vollziehbarkeits-
erklärung. Nach beiden Gesetzen war der 
Tag des Eintritts der rechtlichen Wirkung 
besonders zu bestimmen. Die RUO enthielt 
darüber hinaus in § 68 noch eine Erläuterung 
der rechtlichen Wirkungen der Umlegung, 
die mit der Rechtskraft nach §§ 64 ff. RUO 
herbeigeführt wurden. Da die in § 68 RUO 
bzw. Wirtschaftsratgesetz aufgezählten Wir-
kungen bereits im Flurbereinigungsplan im 
einzelnen bestimmt sein müssen, erscheint die 
in § 61 Satz 2 aufgenommene Bestimmung 
über den Zeitpunkt des Eintritts des neuen 
Rechtszustandes als ausreichend. 

Zu §§ 65 bis 67. 

lm Wirtschaftsratgesetz waren für den be-
schleunigten Besitzübergang zwei Möglich-
keiten vorgesehen, die Beschränkte Ausfüh-
rungsanordnung nach § 67 und die Vorläufige 
Besitzeinweisung der §§ 74 bis 77. Die Vor-
läufige Besitzeinweisung ist in Anlehnung an 
die Zweite Verordnung zur RUO seinerzeit 
in das Wirtschaftsratgesetz aufgenommen 
worden. Sie entstammt dem süddeutschen 
Flurbereinigungsrecht. Der mit beiden Mit-
teln zu erreichende Zweck ist so ähnlich, daß 
bei den Beratungen des jetzt vorliegenden 
Entwurfs auf die Aufnahme der beschränk- 



ten Ausführungsanordnung verzichtet wor-
den ist. Nach der Zweiten Verordnung zur 
RUO mußte der Flurbereinigungsplan fer-
tiggestellt sein. Die beschränkte Ausführungs-
anordnung des § 67 RUO setzt außerdem 
voraus, daß der Anhörungstermin über 
den Flurbereinigungsplan stattgefunden hat. 
Durch die Vorläufige Besitzeinweisung der 
Zweiten Verordnung konnte mithin einige 
Wochen Zeit gewonnen werden. Das genügt 
aber nicht den Bedürfnissen der Praxis. Da-
her sieht der Entwurf davon ab, daß der 
Flurbereinigungsplan bereits fertiggestellt 
sein muß. Es genügt, daß die neuen Grund-
stücke örtlich abgesteckt sind und daß die 
Verzeichnisse, die die neuen Grundstücke 
nach Fläche und Art sowie das Verhältnis 
der Gesamtabfindung zu den von jedem Be-
teiligten eingebrachten Nachweisen, herge-
stellt sind. Der Plantext mit der Beschreibung 
der rechtlichen Regelung braucht nicht fertig-
gestellt zu sein. Hierdurch kann einige Mo-
nate Zeit gewonnen werden, so daß der Be-
sitzübergang schon im Herbst stattfinden 
kann, obwohl der Flurbereinigungsplan erst 
im Laufe des Winters im vollen Text fertig 
wird. Der Besitzübergang kann also ein vol-
les Jahr früher erfolgen, ein volkswirtschaft-
lich äußerst wertvoller Zeitgewinn. Durch 
die Vorläufige Besitzeinweisung wird das Be-
schwerderecht der Beteiligten gegenüber dem 
Inhalt des Flurbercinigungsplanes, insbeson-
dere gegen ihre Abfindung, in keiner Weise 
beeinträchtigt. 

Zu §§ 68 bis 78. 
Die Berücksichtigung des durch Art. 19 des 
Grundgesetzes verstärkten Rechtsschutzes hat 
dazu geführt, den Kreis der Nebenbeteiligten 
in § 10 Nr. 2 f zu erweitern. Dies gab Ver-
anlassung, den bisherigen Abschnitt über die 
Wahrung dinglicher Rechte bei Geldabfin-
dung (§§ 75 bis 83 RUO, 79 bis 87 Wirt-
schaftsratgesetz) mit den Bestimmungen zu-
sammenzufassen, die den Schutz aller Rechte 
Dritter bezwecken. Die Vorschrift in § 68 
Abs. 1 stellt ,die Auswirkung der Rechtskraft 
des Flurbereinigungsplanes nach § 61 auf die 
Rechte Dritter klar. Aus ihr erklären sich 
die nachfolgenden Vorschriften. Abs. 2 und 3 
entsprechen dem bisherigen Recht (§ 69 
RUO). 

Zu §§ 69 bis 71. 

Die Bestimmungen entsprechen im wesent-
lichen denen der RUO und des Wirtschafts-
ratgesetzes (§§ 70 bis 72). Klargestellt ist je--

doch, daß dem Nießbrauch nur die für die 
belasteten alten Grundstücke oder Berech-
tigungen ausgewiesene Landabfindung unter-
liegt. In Übereinstimmung mit dem Wirt-
schaftsratgesetz ist davon abgesehen worden, 
die Leistung von Hand- und Spanndiensten 
dem Nießbraucher oder dem Pächter anstelle 
des Eigentümers aufzuerlegen. Die Hand- 
und Spanndienste sind eine Form der Bei-
träge der Beteiligten (§ 19). Es genügt, daß 
der Nießbraucher dem Eigentümer ,den Ka-
pitalwert der geleisteten Hand- und Spann-
dienste während der Dauer des Nießbrauchs 
verzinst. Es muß den Beteiligten überlassen 
bleiben, die Übernahme solcher Natural-
dienste durch freiwillige Vereinbarung zu 
regeln. 

Zu §§ 72 bis 78. 
Die Vorschriften bilden die erforderliche Er-
gänzung des § 52, um die Rechte Dritter 
bei einer Abfindung, die ganz oder teilweise 
in Geld erfolgt, sicherzustellen. Durch Be-
stimmung einer besonderen Entschädigung 
für Inhaber von persönlichen Besitz- oder 
Nutzungsrechten ist dem erweiterten Rechts-
schutz des Art. 19 des Grundgesetzes Rech-
nung getragen. 

Während die in § 72 aufgezählten Rechte 
auf Befriedigung aus dem Erlös des Grund-
stücks gerichtet sind, ihr Wert also in dem 
als Abfindung bestimmten Geldbetrag mit

-

enthalten ist, müssen die in § 73 enthaltenen 
Rechte eine andere Behandlung erfahren. Ein 
Recht dieser Art kann für den Inhaber einen 
größeren Wert besitzen als der Wegfall für 
das belastete Grundstück bedeutet. Daher 
muß die Entschädigung dieser Rechte geson-
dert vorgesehen werden. Desgleichen müssen 
diese Rechte bei der Festsetzung der Geld-
abfindung berücksichtigt werden, wenn der 
Wert der alten Grundstücke durch diese 
Rechte gemindert war. 

Zu §§ 79 bis 83. 
Die Bestimmungen über die Berichtigung 
der öffentlichen Bücher nach den Flurberei-
nigungsergebnissen entsprechen dem bisheri-
gen Recht. 

VIERTER TEIL 

Besondere Bestimmungen 

Im Interesse der Übersichtlichkeit des Gesetzes 
erscheint es angebracht, eine Reihe von Be

-

stimmungen, die bisher an verschiedenen 



Stellen der RUO enthalten waren, in einem 
besonderen Teil zusammenzufassen. Dies gilt 
insbesondere für die Behandlung der Wald-
grundstücke, aber auch für die Bereitstellung 
von Land in größerem Umfange für Unter-
nehmen. Als Sondervorschriften sind auch 
die Bestimmungen über das Vereinfachte 
Flurbereinigungsverfahren (§ 74 RUO) in 
diesen Teil aufgenommen. 

Zu § 84. 

Die Bestimmung stimmt mit § 1 Abs. 3 der 
RUO überein. 

Zu § 85. 

Entsprechend der Beteiligung der landwirt-
schaftlichen Berufsvertretung wird durch die 
Vorschrift der  Nr. 1 die Beteiligung der 
forstwirtschaftlichen Berufsvertretung sicher-
gestellt. Nach § 157 RUO sollte die Um-
legung von Waldflächen, die größer als 25 ha 
sind, durch besondere Verordnung geregelt 
werden. Eine solche Verordnung ist nicht 
erlassen worden. Die zwischenzeitliche Ent-
wicklung hat jedoch gezeigt, daß auch die 
Umlegung großer Waldflächen von erheb-
licher volkswirtschaftlicher Bedeutung ist. 
Durch die Vorschrift der Nr. 2 wird deshalb 
die Bereinigung großer Waldflächen ermög-
licht, die Einbeziehung geschlossener Wald-
flächen von mehr als 10 ha Größe jedoch 
von der Zustimmung der Forstaufsichts-
behörde abhängig gemacht. 

Die Flurbereinigungsarbeiten können in Ein-
zelfällen durch die Einbeziehung großer 
Waldflächen, die an sich einer Flurbereini-
gung nicht bedürfen, erleichtert werden. Das 
gilt insbesondere, wenn durch die Zuziehung 
solcher Flächen zwecks Vereinfachung der 
Vermessungsarbeiten die Kosten verbilligt 
werden. Obgleich in der Praxis in solchen 
Fällen auch bisher von der Erhebung von 
Kastenbeiträgen abgesehen wurde, ist nun-
mehr durch die Nr. 3 klargestellt, daß für 
derartige Waldflächen Kostenbeiträge nicht 
zu erheben sind. 

Die Schätzung von Waldgrundstücken ist 
nach der Vorschrift in § 37 Abs. 2 RUO, die 
auch in § 31 Abs. 2 des Entwurfs aufgenom-
men ist, durch besondere Sachverständige 
vorzunehmen, da sie Kenntnisse erfordert, 
die  über die allgemeine landwirtschaftliche 
Sachkunde hinausgehen. Darüber hinaus wird 
nunmehr bestimmt, daß bei der Schätzung 

eines Holzbestandes der Wert nach den 
Grundsätzen der Waldwertrechnung zu er-
mitteln ist. 

Die außerordentlich starke Inanspruchnahme 
der deutschen Waldbestände in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit und die hierdurch be-
dingten kostspieligen Wiederaufforstungen 
machen auch im Flurbereinigungsverfahren 
die Schonung und Erhaltung der vorhan-
denen Holzbestände erforderlich. Holzein-
schläge, die über den Rahmen einer ord-
nungsmäßigen Bewirtschaftung hinausgehen, 
dürfen auch künftig nur mit der im Einver-
nehmen mit der Forstaufsichtsbehörde zu er-
teilenden Zustimmung der Flurbereinigungs-
behörde vorgenommen werden (Nr. 5). Ent-
gegen dieser Vorschrift vorgenommene Holz-
einschläge müssen nach der neu eingefügten 
Vorschrift der Nr. 6 wieder ausgeglichen 
werden. 

Dem gleichen Zweck der Erhaltung des Wald-
bestandes dient auch die Vorschrift der Nr. 7, 
die über den Rahmen des § 49 Abs. 2 RUO 
hinaus wesentliche Veränderungen einer ge-
schlossenen Waldfläche von mehr als 5 ha 
Größe auch von der Zustimmung des Teil-
nehmers abhängig macht. 

Die Vorschriften der Nrn. 8 bis 10 stellen für 
Waldgrundstücke die erforderliche Ergän-
zung der in den §§ 45, 48 bis 50 gegebenen 
Vorschriften dar. 

Zu § 86. 

Das vereinfachte Flurbereinigungsverfahren 
stellt neben dem Zusammenlegungsverfahren 
des 5. Teiles eine weitere Möglichkeit zur Be-
schleunigung der Flurbereinigung dar. Es ist 
für zwei Gruppen von Verfahren gedacht: 

1. Flurbereinigungsverfahren, die zur Be-
seitigung landeskultureller Nachteile als 
Folge störender Eingriffe durch bestimmte 
Unternehmen oder zur Erleichterung von 
Bodenreform- und Siedlungsverfahren so-
wie, in Erweiterung der bisherigen Bestim-
mung, von sonstigen Aufbaumaßnahmen 
dienen. 

2. Flurbereinigungsverfahren, die unter be-
stimmten Voraussetzungen (Wieder

-

umlegung, Weilerbildung, Einödshöfe und 
kleinere Gemeinden) in erleichterter Form 
durchgeführt werden sollen. 

Sowohl die Ergänzung des § 86 durch die 
Aufnahme von Bodenreform- und Aufbau- 



maßnahmen als auch die Ausdehnung der 
Vorschrift des § 74 Abs. 2 RUO auf Wieder-
umlegungen, Gemeinden kleineren Umfan-
ges und Weiler entspricht den Bedürfnissen 
der Praxis. 

Die in Abs. 2 aufgenommene Kostenbestim-
mung entspricht der bisher in § 135 Abs. 2 
RUO enthaltenen Regelung mit der Ein-
schränkung, daß die Ausführungskosten dem 
Unternehmer einer Anlage nur insoweit auf-
erlegt werden können, als die Nachteile in 
einem Planfeststellungsverfahren nach ande-
ren gesetzlichen Vorschriften nicht abgegol-
ten sind. Die Unternehmer darüber hinaus 
zu belasten, besteht keine Veranlassung. 

Zu § 87. 

Die Vorschrift hält den agrarpolitisch be-
deutsamen Grundsatz fest, der schon im Um-
legungsgesetz vom 26. Juni 1936 und in § 1 
der RUO sowie im Bayer. Recht seinen 
Niederschlag gefunden hat, zu verhindern, 
daß durch Unternehmen, die große Land-
flächen in Anspruch nehmen, die wirtschaft-
liche Struktur von Gemeinden durch die Zer-
schneidung der Flur zerstört, eine vermehrte 
Zersplitterung des Grundbesitzes herbeige-
führt und bäuerliche Existenzen völlig ver-
nichtet werden. 

Zu § 88. 
Die bisher in der RUO an den verschieden-
sten Stellen enthaltenen Bestimmungen sind 
hier zusammengefaßt. 

In Nr. 5 Satz 3 ist festgelegt, daß sich die 
Höhe der Geldentschädigung für die dem 
Unternehmer zugewiesenen Flächen nach 
dem Enteignungsgesetz richtet, auf Grund 

 dessen der Plan festgestellt worden ist. Diese 
Bestimmung, die von der Fassung der RUO 
(§ 57 Buchst. c) abweicht, ist im Hinblick auf 
Art. 14 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes er-
forderlich, der .ausdrücklich auch die Rege-
lung von Art und Ausmaß der Entschädi-
gung als Voraussetzung für die Zulässigkeit 
einer Enteignung verlangt. 

Die Pflicht des Unternehmers zur Leistung 
der Geldentschädigung für das Land und 
zum Ersatz von Schäden ist in einer den 
praktischen Bedürfnissen entsprechenden 
Form in Nr. 7 neu geregelt. Nach den Vor-
schriften der RUO wird auch über die Höhe 
der Geldentschädigung für das vom Unter-
nehmer in Anspruch genommene Land und 
der Schadensersatzbeträge endgültig im Um

-legungsverfahren entschieden. Das Grund-
gesetz hat jedoch in Art. 14 Abs. 3 Satz 3 in 
Abweichung von  der Weimarer Verfassung 
wegen der Höhe der Entschädigung bei der 
Enteignung nur den Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten zugelassen. Dieser 
Rechtsänderung ist in Nr. 8 Rechnung ge-
tragen. Die Landabfindung jedoch, die die 
Beseitigung der landeskulturellen Nachteile 
und der Grundbesitzzersplitterung bezweckt, 
wird hierdurch nicht berührt. Die Entschei-
dung hierüber ergeht lediglich im Rechts-
mittelverfahren nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes. 

Zu § 89. 

Die schon im Wirtschaftsratgesetz (§ 4 Abs. 3) 
enthaltene Vorschrift über die Zulässigkeit 
eines Flurbereinigungsverfahrens bei berg-
rechtlichen Grundabtretungen großen Um-
fanges beruht auf Anregungen aus bergbau-
lichen Kreisen. Sie soll dem Bergwerksunter-
nehmer und dem Betroffenen die Möglich-
keit geben, die durch die Inanspruchnahme 
von landwirtschaftlich genutzten Flächen 
großen Umfanges für bergbauliche Zwecke 
(vgl. §§ 137 bis 139 des preuß. Berggesetzes 
vom 24. Juni 1865) hervorgerufenen Störun-
gen der Landeskultur zu beseitigen und ihre 
Auswirkungen auf die betroffenen Grund-
eigentümer zu mildern. Der besondere Cha-
rakter solcher Verfahren (Inanspruchnahme 
von Land großen Umfanges und Verteilung 
des Landverlustes auf einen großen Kreis von 
Eigentümern) begründet die sinngemäße 
Anwendung der Vorschriften des § 88, ins-
besondere im Hinblick auf die Gestaltung 
des Rechtsweges für die Entscheidung über 
die Höhe von Geldentschädigungen. 

FÜNFTER TEIL 

Beschleunigtes Zusammenlegungsverfahren 

Der fünfte Teil des Entwurfes enthält Be-
stimmungen, durch die eine möglichst rasche 
und großzügige Zusammenlegung des zer-
splitterten Grundbesitzes in einem weit-
gehend vereinfachten Verfahren ermöglicht 
werden soll. Er hat sein Vorbild in dem auf 
privater Initiative beruhenden, im Kriege 
durch den Reichsnährstand zur Entlastung 
der bäuerlichen Betriebe eingeführten Land-
nutzungstausch. Daß diesen Versuchen keine 
abschließenden Erfolge beschieden waren, ist 
in erster Linie darauf zurückzuführen, daß 
ihnen eine gesetzliche Grundlage und eine 



Verfahrensordnung gefehlt hat und die mit 
seiner Durchführung betrauten Personen 
oder Stellen oft nicht über genügende Erfah

-

rungen in der Umlegung verfügt haben. In 
der Zeit nach dem Kriege sind Bemühungen 
von vielen Seiten festzustellen, die darauf ab-
zielen, eine Beschleunigung und Verein-
fachung der Flurbereinigung herbeizuführen. 
Dieses Streben fand seine Begründung in der 
Überlegung, daß es den Ländern selbst bei 
größter Anstrengung kaum möglich sein 
wird, die Flurbereinigung in einem überseh-
baren Zeitraum durchzuführen. Der Wieder-
anschluß Deutschlands an die Weltwirtschaft 
wird auch die deutsche Landwirtschaft vor so 
große Aufgaben stellen, daß die Zusammen-
fassung aller Kräfte nötig sein wird, sie zu 
lösen. Die deutsche Landwirtschaft leidet 
aber unter den Folgen der ländlichen Grund-
besitzzersplitterung in derartigem Umfange, 
daß sie den an sie herantretenden Aufgaben 
nicht gewachsen sein wird, wenn es nicht ge-
lingt, diese produktionshemmenden Fak-
toren zu beseitigen und die durch zwecklose 
Arbeit bisher vergeudeten Energien nutzbar 
zu machen. 

Das Streben nach Vereinfachung des Flur-
bereinigungsverfahrens findet seine Grenze 
in der Achtung der von dem Verfahren be-
troffenen Rechte und in der Verantwortung 
für die Neugestaltung der künftigen betriebs-
wirtschaftlichen Grundlagen des zu bereini-
genden Grundbesitzes sowie in der häufig 
sehr großen Zahl der Beteiligten und den oft 
äußerst komplizierten örtlichen Verhältnis-
sen. Das Zusammenlegungsverfahren wird 
demnach zunächst für einfach gelagerte Ver-
fahren mit nicht zu großer Teilnehmerzahl 
in Frage kommen; es wird darauf ankom-
men, eine Neumes sung des Zusammen-
legungsgebietes, die Neuanlage eines Wege- 
und Gewässernetzes sowie kostspielige Me-
liorationen zu vermeiden. Seine Durchfüh-
rung hat auch die Erkenntnis der Teilnehmer 
von der Bedeutung der Flurbereinigung und 
ihre Bereitschaft zur Mitarbeit zur Voraus-
setzung. Unter diesem Gesichtspunkt ist das 
unter weitgehender Befreiung von bürokra-
tischen Fesseln gestaltete Verfahren des zehn-
ten Teils bei verständnisvoller Unterstützung 
durch die Fachbehörde geeignet, eine rasche 
und wirksame Bereinigung weiter Gebiete 
zu ermöglichen. 

Zu §§ 90 bis 93. 

Die Bestimmungen enthalten den Begriff und 
die Voraussetzungen für die Anordnung und 

etwaige Einstellung des Zusammenlegungs-
verfahrens sowie die nachträgliche Änderung 
des Verfahrensgebietes. Da es nicht ange-
bracht erschien, die Entscheidung über die 
Einleitung des Zusammenlegungsverfahrens 
lediglich in das Ermessen der Behörde zu 
legen, ist die Verpflichtung zur Einleitung 
für den Fall festgelegt worden, daß die in 
Abs. 5 des § 92 genannten Voraussetzungen 
vorliegen. 

Zu §§ 94, 95. 

Die Bildung und Tätigkeit des Vorstandes 
ist im Hinblick auf die manchmal nur ge-
ringe Zahl der Teilnehmer weitgehend er-
leichtert (§ 94), desgleichen die Bewertung 
der Teilnehmerrechte (§ 95). 

Zu § 96. 

Die Vorschriften enthalten den Rahmen für 
die Neugestaltung des Zusammenlegungs-
gebietes in einer dem § 37 entsprechenden 
Weise. 

Zu §§ 97,98. 

Durch die Bestimmungen soll die Durchfüh-
rung des Zusammenlegungsverfahrens mög-
lichst vereinfacht werden. Der in § 98 Abs. 2 
verankerte Grundzug des Verfahrens, daß 
die Zusammenlegung möglichst durch frei-
willige Vereinbarungen herbeigeführt wer-
den soll, tritt auch in der Bestimmung des 
§ 98 Abs. 1 hervor. 

Zur Entlastung der Flurbereinigungsbehör-
den, die in der Durchführung der ordent-
lichen Verfahren möglichst wenig behindert 
werden sollen, ist in § 98 Abs. 2 die Ermäch-
tigung zur Übertragung der Vorarbeiten für 
die Planerstellung auf andere Stellen vor-
gesehen. Damit wird auch einem Vorschlag 
des Bauernverbandes entsprochen. 

Zu §§ 99, 100. 

Die Vorschriften behandeln die hauptsäch-
lichsten Verfahrensabschnitte in einer dem 
ordentlichen Verfahren entsprechenden 
Weise. Der Eigentumsübergang auf Grund 
des rechtskräftigen Planes und die Berichti-
gung der öffentlichen Bücher ist durch die 
entsprechende Anwendung der Bestimmun-
gen über das Flurbereinigungsverfahren nach 
§ 91 Abs. 2 gesichert. 



Zu § 101. 
Die Zusammenlegung darf die spätere Durch-
führung eines ordentlichen Flurbereinigungs-
verfahrens nicht ausschließen, wenn die in 
§ 37 genannten Maßnahmen für einen vollen 
Erfolg in betriebswirtschaftlicher Hinsicht 
oder im Interesse der Allgemeinheit erfor-
derlich sind. 

Zu § 102. Die Berücksichtigung der Tat-
sache, daß auf Grund des Bayer. Arrondie-
rungsgesetzes vom 10. 5. 1949 (GVBl. S. 112) 
und der Agrarreformverordnung des Landes 
Württemberg-Hohenzollern vom 16. 12. 
1949 (Reg.Bl. 1950 S. 7) zahlreiche Verfahren 
eingeleitet worden sind, läßt es angezeigt er-
scheinen, dieses Landesrecht fortbestehen zu 
lassen. 

SECHSTER TEIL 

Kosten 

Die Vorschriften dieses Teils betreffen nur 
die den Beteiligten bei der Durchführung 
des Verfahrens vor der Verwaltungsbehörde 
entstehenden Kosten. Die Kostenpflicht bei 
Entscheidungen des Flurbereinigungsgerichts 
ist in § 149 im Zusammenhang mit dem 
Rechtsmittelverfahren geregelt. 

Zu § 103. 
Die Verpflichtung des Landes, die Verfah-
renskosten (persönliche und sächliche Kosten 
der Behördenorganisation) zu tragen, ent-
spricht der bisherigen Regelung; hingegen ist 
davon Abstand genommen, den Beteiligten 
einen Anteil an den Verfahrenskosten aufzu-
erlegen. Der Verzicht auf die Erhebung eines 
Kostenanteils bedeutet nicht nur eine wesent-
liche Vereinfachung der Verwaltung, son-
dern ist auch geeignet, die Bereitwilligkeit 
der Eigentümer zur Flurbereinigung wesent-
lich zu steigern. Der nach dem bisherigen 
Recht (§ 132 RUO, Art. 65 Bayer. Flurber. 
Ges.) von den Beteiligten zu, entrichtende 
Kostenanteil steht, wie langjährige Erhebun-
gen gezeigt haben, in keinem Verhältnis zu 
den Aufwendungen der Länder und des 
Bundes für die Förderung der Flurbereini-
gung. 

Zu §§ 104 bis 107. 
Die Vorschriften entsprechen dem bisherigen 
Recht (vgl. §§ 133, 135 Abs. 1, 137, 139 
RUO). 

SIEBENTER TEIL 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

Die allgemeinen Verfahrensvorschriften ent-
sprechen mit Ausnahme der nachstehend be-
handelten Fälle dem bisherigen Recht. Ihre 
Brauchbarkeit ist in langjähriger Praxis er-
wiesen. Mit Rücksicht auf die Besonderheit 
des Flurbereinigungsverfahrens und die große 
Zahl der Beteiligten kann im Interesse einer 
Beschleunigung auf diese Vorschriften, die 
im Vergleich zu anderen Verfahrensarten 
vereinfacht sind, nicht verzichtet werden. 
Das gilt insbesondere für die Bekannt

-

machung, die Zustellungen und die Ladun

-

gen, wobei hervorzuheben ist, daß die Zu-
stellung durch Umlauf (§ 112), die in ande-
ren Gesetzen nicht vorgesehen ist, sich be-
sonders bewährt hat. 

Zu § 108. 

Mit Rücksicht auf die Aufgabe der Flurberei-
nigung, der Landwirtschaft zu dienen, ist im 
Gesetz bestimmt, daß die landwirtschaftliche 
Berufsvertretung an den wichtigsten Ab-
schnitten des Verfahrens zu hören oder zu 
beteiligen ist. Da die Berufsvertretung in 
den Ländern verschieden organisiert ist, soll 
die zu beteiligende Organisation von dem 
für die Landwirtschaft zuständigen Landes-
minister bestimmt werden. 

Zu § 111. 

Die neu aufgenommene Vorschrift in Abs. 3 
bringt eine Klarstellung gegenüber dem bis-
herigen Recht. 

Zu § 112.  

Die Zustellung durch Umlauf erfährt durch 
die Vorschrift des Abs. 4 eine Einschränkung 
hinsichtlich der Einspruchs- und Beschwerde-
bescheide der Oberen Flurbereinigungs-
behörde. Diese Einschränkung ist erforder-
lich, weil durch diese Bescheide unmittelbar 
der Rechtsweg vor dem Flurbereinigungs-
gericht eröffnet wird. 

Zu § 113. 

Gegenüber dem Recht der RUO und dem 
Wirtschaftsratgesetz ist im Interesse der 
Rechtssicherheit von der Beibehaltung allzu 
kurzer Fristen und der Möglichkeit, sie noch 
abzukürzen, abgesehen worden. Es entspricht 
den Grundsätzen einer demokratischen Ver- 



waltung und genügt den Bedürfnissen der 
Praxis, wenn die Abkürzung einer Frist im 
Einvernehmen mit den Beteiligten entspre-
chend der Vorschrift des Abs. 3 erfolgt. 

Zu § 115. 
Die Vorschrift ist gegenüber der RUO da-
hin erweitert worden, daß die Flurbereini-
gungsbehörde nunmehr den nach ihrem Er-
messen erforderlichen Beweis in vollem Um-
fange erheben kann. Das in Abs. 2 vorge-
sehene Recht zur Beeidigung von Zeugen und 
Sachverständigen sowie zur Bestrafung im 
Falle der Eidesverweigerung ist in der RUO 
nicht enthalten, entspricht aber dem älteren 
Recht. Mit Rücksicht auf den richterlichen 
Charakter dieser Funktion müssen diese 
Rechte dem Flurbereinigungsgericht vorbe-
halten bleiben mit der aus Satz 3 sich er-
gebenden Einschränkung. 

Zu § 116. 
Den Grundsätzen des  Rechtsstaates dient 
auch die in Abweichung von § 109 RUO ge-
troffene Regelung in Abs. 3 Satz 2, nach der 
eine Ersatzhaftstrafe nur durch das Flur-
bereinigungsgericht angeordnet werden kann. 

Zu § 118. 
Die Regelung der Vertretung der Ehefrau 
durch den Ehemann nach § 112 RUO und 
§ 117 Wirtschaftsratgesetz ist mit der durch 
das Grundgesetz gewährleisteten Gleich-
berechtigung der Geschlechter nicht mehr 
vereinbar. Die Vorschrift ist nunmehr dem 
in Art. 3 des Grundgesetzes gewährleisteten 
Grundrecht entsprechend gestaltet. Ihre Fas-
sung entspricht dem in Art. 5 Abs. 4 des 
Bayer. Flurber. Ges. enthaltenen Gedanken, 
geht aber insofern über ihn hinaus, als sie 
die Entscheidung völlig dem Belieben der 
Frau überläßt. 

Zu § 119. 
Obgleich die Flurbereinigungsbehörden in 
ihrer Praxis die in den §§ 1780, 1781 des 
BGB enthaltenen Bestimmungen bereits an-
gewandt haben, erscheint es angebracht, die 
Beachtung der in diesen Bestimmungen ent-
haltenen Beschränkungen ausdrücklich zu 
sichern. 

Zu § 134. 
Die Regelung in Abs. 1 entspricht dem bis

-

herigen Recht und ist im Interesse der be

-

schleunigten Durchführung des Verfahrens 
unentbehrlich. Zur Wahrung des Rechts des 
einzelnen Beteiligten ist jedoch seine Beleh-
rung über die Folgen einer Versäumung der 
Behörde zur Pflicht gemacht. 
Die Vorschriften der Abs. 2 und 3 gehen 
von dem Grundgedanken aus, daß die Flur-
bereinigungsbehörde alles zu tun hat, um das 
bestmögliche Ergebnis der Flurbereinigung 
zu erzielen. Aus diesem Grunde soll sie ge-
halten sein, dieses Ergebnis herbeizuführen, 
auch wenn sie formal einem Beteiligten 
gegenüber wegen der eingetretenen Versäu-
mung hierzu nicht mehr verpflichtet ist. Die 
jetzige, von der RUO abweichende Fassung 
der Abs. 2 und 3 trägt dem vom Reichsver-
waltungsgericht zu dieser Frage entwickelten 
Grundsatz Rechnung. 

Zu § 135. 
Mit der neuen Fassung dieser Vorschrift soll 
die Koordinierung der Arbeiten sämtlicher 
Stellen, die an einem Flurbereinigungsverfah-
ren beteiligt sind oder mit ihm in Berührung 
kommen, sichergestellt werden. 

Zu § 138. 
Die gegenüber der RUO (§ 142) geänderte 
Fassung des Abs. 1 beruht auf dem in Art. 
104 Abs. 2 des Grundgesetzes verankerten 
Grundsatz, daß über die Zulässigkeit und 
Fortdauer einer Freiheitsentziehung nur der 
Richter zu entscheiden hat. Die Anordnung 
einer Haft zu dem Zweck, einen Verpflich-
teten zur Vornahme oder Unterlassung einer 
Handlung anzuhalten, wird folgerichtig nicht 
mehr der Flurbereinigungsbehörde, sondern 
dem Flurbereinigungsgericht übertragen. 

In Abs. 5 ist weiterhin klargestellt, daß 
gegenüber der Teilnehmergemeinschaft selbst 
eine Vollstreckung nur durch Ersatzvor-
nahme zulässig ist, wie es schon bisher in 
§ 18 Satz 3 RUO geregelt war. 

ACHTER TEIL 

Rechtsmittelverfahren 

Die mit dem Grundgesetz eingetretenen Ver-
änderungen machen eine grundsätzliche Um-
gestaltung der Rechtsmittel und der zur Ent-
scheidung darüber berufenen Instanzen er-
forderlich. Nach der RUO ergehen die Ent-
scheidungen über Einwendungen und Be-
schwerden der Beteiligten in einem dreifach 



gegliederten Instanzenzug. Im ersten Rechts-
zug sind die Umlegungsbehörden als Spruch-
stelle (§ 90 RUO), im zweiten Rechtszug die 
oberen Umlegungsbehörden als obere 
Spruchstellen (§ 95 RUO) für Umlegung 
tätig. Im dritten Rechtszug war das Reichs-
verwaltungsgericht zuständig (§ 96 RUO in 
Verbindung mit dem Führererlaß über die 
Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts 
vom 3. 4. 1941 — RGBl. I S. 201 —). Im 
ersten Rechtszuge sind Spruchstelle und Ver-
waltungsbehörde identisch. Im zweiten und 
dritten Rechtszuge sind obere Spruchstelle 
und Reichsverwaltungsgericht von der Ver-
waltung zwar getrennt, die beamteten Mit-
glieder aber für die Dauer ihres Hauptamtes 
bei der Verwaltungsbehörde bestellt mit 
Ausnahme des Vorsitzenden und seines Stell-
vertreters beim Reichsverwaltungsgericht, die 
hauptamtlich bestellt waren. Den Mitglie-
dern der Spruchstellen ist nur in sachlicher 
Hinsicht die richterliche Unabhängigkeit ge-
währleistet (§ 99 Abs. 1 RUO). Das Bayer. 
Flurber. Ges. hat zur Entscheidung von Strei-
tigkeiten und Widersprüchen folgenden 
Rechtsweg vorgesehen: 

a) Das Schiedsgericht (Art. 61). 

b) Den Spruchausschuß des Flurbereinigungs-
amtes (Art. 73). Die Entscheidungen des 
Schiedsgerichts sind schlechthin endgültig, 
ebenso die des Spruchausschusses mit Aus-
nahme der in Art. 73 Abs. 2 genannten Be-
schwerdefälle, für die die Anrufung des Ver-
waltungsgerichtshofes zugelassen ist. 

Auch nach der RUO sind bestimmte Be-
schlüsse (insbesondere der Einleitungsbeschluß 
§ 4 RUO) und Entscheidungen unanfechtbar. 

Seit geraumer Zeit ist die Befugnis der in 
beiden Gesetzen geschaffenen Rechtsmittel-
instanzen zur Entscheidung der im Flur-
bereinigungsverfahren auftretenden Streitig-
keiten nicht mehr unbestritten. Vielfach ist 
die Klage vor den Verwaltungsgerichten an-
gestrengt und zugelassen worden. Oberste 
Verwaltungsgerichte der Länder haben den 
Charakter der Spruchstellen nach der RUO 
als besondere Verwaltungsgerichte in Frage 
gestellt. Die hieraus sich ergebende Unsicher-
heit und die Gefahr einer nicht zu verant-
wortenden Verschleppung der Flurbereini-
gungsverfahren durch Anrufung verschiede-
ner Gerichte zwingt dazu, die Entscheidung 
der Streitfälle im ,Flurbereinigungsverfahren 
auf eine neue Rechtsgrundlage zu stellen. 

Des weiteren ist zu berücksichtigen, daß die 
in der RUO und im Bayer. Flurber. Ges. in 
Einzelfällen vorgesehene Unanfechtbarkeit 
von Verwaltungsakten oder von erstinstanz-
lichen Entscheidungen im Hinblick auf 
Art. 19 des Grundgesetzes nicht mehr auf-
rechterhalten werden kann. Der Gesetz-
entwurf sieht deshalb in § 142 für die Ent-
scheidung in allen Streitigkeiten, die durch 
ein Flurbereinigungsverfahren hervorgerufen 
und vor der Schlußfeststellung anhängig ge-
worden sind, soweit hierfür der Verwaltungs-
rechtsweg gegeben ist, ein besonderes Ver-
waltungsgericht vor. Das Rechtsmittelver-
fahren des achten Teiles baut sich auf dem in 
den Ländern des Bundesgebietes geltenden 
Landesrecht über die Verwaltungsgerichts-
barkeit auf. Entsprechend diesen Vor-
schriften wird für die Anfechtung von Ver-
waltungsakten der Flurbereinigungsbehörde 
in Anlehnung an die landesrechtliche Er-
mächtigung an Stelle des Einspruchs die Be-
schwerde an die Obere Flurbereinigungs-
behörde zugelassen. 

Der Entwurf sieht — mit der nach § 2 Abs. 3 
zugelassenen Ausnahme — grundsätzlich da-
von ab, die untere Verwaltungsbehörde 
(Flurbereinigungsbehörde) mit der Entsdiei-
dung von Streitigkeiten zu betrauen, um 
dem Vorwurf vorzubeugen, daß die mit 
der Durchführung der Flurbereinigung be-
trauten Personen mit den zur Entscheidung 
berufenen identisch seien. Diese Regelung 
schließt die in der Praxis bewährte Befugnis 
der Verwaltungsbehörde zur Abhilfe von 
Beschwerden, die auch in den Landesrechten 
verankert ist, und in den §§ 60, 143 Abs. 2 
beibehalten wird, nicht aus. Durch die Be-
trauung der Oberen Flurbereinigungsbehörde 
mit der Entscheidung im Verwaltungsverfah-
ren, die die Voraussetzung für die Anrufung 
des Verwaltungsgerichts (Flurbereinigungs-
gericht) bildet, wird nicht nur dem landes-
rechtlichen Grundsatz einer Nachprüfung des 
Verwaltungsaktes durch eine Verwaltungs-
behörde Genüge geleistet, sondern auch eine 
möglichste Vereinfachung und Beschleuni-
gung des Verfahrens angestrebt. 

Zu § 140. 

Zur Entscheidung über die danach verblei-
benden Streitigkeiten im Sinne des Art. 19 
des Grundgesetzes ist von den Ländern ein 
Senat für Flurbereinigung bei dem Obersten 
Verwaltungsgericht (Flurbereinigungsgericht) 
zu bilden, für dessen Gerichtsverfassung und 



Verfahren das Landesrecht gilt, soweit nicht 
im achten Teil abweichende Bestimmungen 
enthalten sind. 

Zu § 141. 

Die Entscheidung von Streitigkeiten setzt 
— wie von keiner Seite bestritten wird — 
besondere Kenntnisse und Erfahrungen vor-
aus. 

Die Vorschrift regelt die Besetzung des Flur-
bereinigungsgerichts. Für das richterliche 
Mitglied wird die Unabhängigkeit im Sinne 
des Art. 97 des Grundgesetzes abweichend 
von dem bisherigen Recht durch die Bestel-
lung auf Lebenszeit sichergestellt. Die sach-
liche richterliche Unabhängigkeit ergibt sich 
aus den Vorschriften der Länder über die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Die Besetzung 
mit einem Richter und zwei Beisitzern er-
scheint ausreichend. 

Die Eigenart der Flurbereinigung war der 
Anlaß, daß von jeher zur Entscheidung von 
Streitigkeiten besondere Stellen geschaffen 
und besonders geartete Verfahren entwickelt 
worden sind. Das gilt sowohl für das Landes-
recht als auch für die RUO. 

Dieser Forderung trägt auch der Entwurf 
Rechnung. Er macht deshalb die Berufung 
der Mitglieder des Gerichts von bestimmten 
Voraussetzungen (Abs. 2 und 3) abhängig. 
Die Berufung des landwirtschaftlichen Bei-
sitzers und seines Stellvertreters wird mit 
Rücksicht auf die Verschiedenheit der Un-
derrechte hinsichtlich der Berufung von 
ehrenamtlichen Mitgliedern der Verwal-
tungsgerichte den Ländern überlassen; jedoch 
ist durch die Vorschrift des Abs. 3 sicher-
gestellt, daß in Ländern, in denen die Be-
rufung durch eine Wahlkörperschaft erfolgt, 
diese aus Landwirten und Forstwirten be-
stehen muß. 

Zu § 143. 
Die Vorschrift regelt die oben erwähnte Be-
schwerde an die Obere Flurbereinigungs-
behörde als Voraussetzung für die Erhebung 
der Klage beim Flurbereinigungsgericht. 
Neben den formalen Bestimmungen in 
Abs. 1 und 2 wird in Abs. 3 die sachliche Un-
abhängigkeit der Oberen Flurbereinigungs-
behörde gegen Weisungen von übergeord-
neten Verwaltungsinstanzen bei der Entschei-
dung von Beschwerden gesichert. 

Durch die Vorschrift des Abs. 4 werden die 
Länder ermächtigt, die Obere Flurbereini

-

gungsbehörde als entscheidende Instanz über 
Beschwerden gegen die Schätzungsergebnisse 
und den Flurbereinigungsplan durch ehren-
amtliche Zuziehung von zwei Landwirten 
zu einem Kollegium auszugestalten. Dadurch 
soll den Grundsätzen einer demokratischen 
Verwaltung Rechnung getragen und das 
Vertrauen der Flurbereinigungsteilnehmer 
gestärkt werden. 

Zu §§ 144, 145. 

Die Vorschrift des § 144 Abs. 1 ist erforder-
lich wegen der vom Land Württemberg

-

Baden auf Grund des § 38 Abs. 2 seines Ver

-

waltungsgerichtsgesetzes durch die Verord

-

nung Nr. 147 (unter Nr. 7) eingeführten 
Sonderregelung. 

Im Gegensatz zu den Klagen vor den 
ordentlichen Gerichten und vor den Flur-
bereinigungsgerichten bringt es die Eigenart 
des Flurbereinigungsverfahrens mit sich, daß 
von den Beschwerdeführern in der Regel ein 
bestimmter Klageantrag nicht erwartet wer-
den kann. Es muß vielmehr zugelassen wer-
den, daß die Schätzungsergebnisse oder die 
Abfindung insgesamt beanstandet werden 
können, ohne daß der Beschwerdeführer ge-
halten ist, bestimmte Änderungen zu be-
antragen. Diese Abweichung von der son- 
stigen Rechtspraxis ist mit Rücksicht auf den 
weitgehenden Eingriff in die gesamten wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Teilnehmer un-
entbehrlich. Die übrigen Vorschriften der 
§§ 144 und 145 sind zur einheitlichen Aus-
gestaltung des Verfahrens erforderlich, weil 
hierauf bezügliche Vorschriften der Länder 
teils voneinander abweichen, teils überhaupt 
fehlen. 

Zu § 146. 
Nach dem bisherigen Recht waren die zur 
Entscheidung von Streitigkeiten berufenen 
Stellen (Spruchstellen, Spruchausschüsse) 
durch eine elastische Formulierung der ihre 
Zuständigkeit regelnden Vorschriften in der 
Lage, gerade in den für die Flurbereinigung 
charakteristischen Fällen der Beschwerden 
gegen den Flurbereinigungsplan, durch Hin-
zuziehung nichtbeschwerdeführender Be-
teiligter eine im Gesamtinteresse befriedi-
gende Lösung zu suchen. Die landesrecht-
lichen Vorschriften reichen nicht aus, um 
dem Flurbereinigungsgericht die vorstehend 
aufgezeigte und nötige Zuständigkeit zu 
geben. Sie beschränken in .der Regel die Ver-
waltungsgerichte auf die Befugnis, einen Ent- 



scheid aufzuheben, abzuändern oder eine 
Feststellung durch eine andere zu ersetzen. Bei 
dieser Beschränkung würde das Flurbereini-
gungsgericht außerstande sein, eine dem 
Sinn und Inhalt der §§  37 und 44 des  Ent-
wurfs entsprechende Entscheidung zu treffen, 
sobald es zu der hierzu erforderlichen Neu-
ordnung der Verhältnisse einen bisher an der 
Beschwerde nicht Beteiligten heranziehen 
muß. Wenn nunmehr durch die strenge 
Trennung der gerichtlichen Instanz von der 
behördlichen Organisation den Erfordernis-
sen des Rechtsstaates Genüge getan wird, 
so darf doch der Grundsatz, daß im Inter-
esse der Beteiligten und der Allgemeinheit 
ein Flurbereinigungsverfahren in der kürzest 
möglichen Zeit durchgeführt werden muß, 
nicht außer acht gelassen werden. Dem Flur-
bereinigungsgericht wird deshalb über die 
übliche Befugnis der Verwaltungsgerichte 
hinaus die Möglichkeit gegeben, den ange-
fochtenen Verwaltungsakt schlechthin zu än-
dern, u. a. auch den Flurbereinigungsplan so 
zu gestalten, daß die Abfindung des Be-
schwerdeführers unter Berücksichtigung der 
Voraussetzungen des 5  44 seinem Vorbesitz 
gleichwertig ist. Diese Befugnis schließt aber 
die Möglichkeit einer Zurückverweisung an 
die Obere Flurbereinigungsbehörde nicht aus 
(§ 146 Abs. 1 Satz 2), wenn das Gericht nach 
Lage der Sache eine nochmalige Verhandlung 
mit den Beteiligten für zweckdienlich er-
achtet. 
Die Vorschrift des Abs. 2 ist erforderlich, 
um bei dem verkürzten Verwaltungs-
gerichtsverfahren die im Landesrecht für die 
Vorinstanz verankerte Bindung an die Be-
urteilung des Gerichts in jedem Falle auch 
auf die Obere Flurbereinigungsbehörde zu 
erstrecken. 

Zu § 147. 
Dem gleichen Ziel einer beschleunigten 
Abwicklung des Beschwerdeverfahrens dient 
die in dieser Vorschrift dem Vorsitzenden 
des Flurbereinigungsgerichts erteilte Ermäch-
tigung, bei genügender Klärung des Sach- und 
Rechtsverhältnisses offensichtlich unbegrün-
dete Klagen durch Bescheid abzuweisen. Das 
Recht auf Entscheidung durch das Gericht ist 
durch die Bestimmung in Abs. 2 gewahrt. 

Zu § 148. 
Ergibt sich aus der Eigenart des Flurbereini-
gungsverfahrens, daß Klageanträge hinsicht-
lich der Schätzungsergebnisse und des Flur-
bereinigungspianes nach Art, Umfang und 

Höhe nicht bestimmt zu sein brauchen (§ 144 
Abs. 4), so ist andererseits daraus zu folgern, 
daß auch das Flurbereinigungsgericht nicht an 
Anträge der Beteiligten gebunden sein darf, 
wenn es in der Lage sein soll, eine gerechte 
Lösung zu finden, die den Interessen des 
Klägers und der übrigen Beteiligten ent-
spricht. Die Abweisung eines zwar bestimmt 
gehaltenen, aber nicht erfüllbaren Antrages 
wäre sonst auch in den Fällen unvermeidlich, 
in denen durch eine andere zweckmäßige 
Lösung dem berechtigten Interesse des Klä-
gers entsprochen werden könnte. 

Die Bewertung (§ 27 ff.) und die Zuteilung 
der neuen Grundstücke (5 44 ff.) sind Auf-
gaben, die weitgehend von den Kenntnissen 
und Erfahrungen der mit ihrer Durchfüh-
rung betrauten Personen abhängen und bei 
denen über die rechtlichen Voraussetzungen 
hinaus Umstände zu berücksichtigen sind, die 
nur aus dem Ermessen heraus beurteilt wer-
den können. Cher die landesgesetzlichen 
Vorschriften hinaus wird deshalb dem Flur-
bereinigungsgericht bei den zu seiner Ent-
scheidung kommenden Streitfällen die Pflicht 
auferlegt, auch ohne Antrag zu prüfen, ob 
von dem Ermessen in zweckmäßiger Weise 
Gebrauch gemacht ist. 

Nach den in den §§  37 und 44 niedergeleg-
ten Grundsätzen ist das Flurbereinigungs-
verfahren nicht nur eine dem Interesse des 
einzelnen, sondern auch aller Beteiligten 
dienende Aufgabe. Diesem Gesichtspunkt 
kann nur Rechnung getragen werden, wenn 
auch bei Klagen nicht nur der Einzelfall, son-
dern auch das Interesse aller berücksichtigt 
wird. Eine solche Gesamtlösung kann jedoch 
nur bei Verbindung sämtlicher anhängiger 
Klagen eines Flurbereinigungsverfahrens zu 
gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung 
erreicht werden. Insoweit geht die in Ziff. 3 
vorgeschriebene Verbindung von Streit-
sachen über die in den Landesgesetzen ent-
haltene Befugnis zur Verbindung von Kla-
gen hinaus. Eine getrennte Verhandlung 
dieser Klagen würde den Abschluß des Flur-
bereinigungsverfahrens überdies erheblich 
erschweren. 

Zu § 149. 

Die hier gegebenen Kostenbestimmungen 
gehten nicht so weit wie die Ländergesetze. 
Während nach diesen bei einer abweisenden 
Entscheidung die Kosten des Verfahrens in 
voller Höhe zu erheben sind, wird hier nur 



ein Pauschsatz erhoben, dem im allgemeinen 
nur die entstandenen baren Auslagen zu-
grunde gelegt werden. Dieser Gesichtspunkt 
trägt der Tatsache Rechnung, daß der Kläger 
in einem Verfahren, das notwendigerweise 
die Interessen aller Beteiligten berücksich-
tigen muß, nicht immer die Vertretbarkeit 
seines Begehrens erkennen kann, ihm also in 
der  Regel die Wahrnehmung eines berechtig-
ten Interesses zugebilligt werden muß. Zum 
Ausgleich der Kosten für die Inanspruch-
nahme der staatlichen Organisation ist des-
halb die Möglichkeit vorgesehen, neben dem 
Pauschsatz eine Gebühr festzusetzen. 

Der gleiche Grundsatz ist bei der Bestim-
mung über die Kostenpflicht für teilabwei-
sende Entscheidungen und die Zurück-
nahme von Klagen berücksichtigt. 

Die Einschränkung des Abs. 4 beruht dar-
auf, daß in der Regel nicht Rechtsfragen, 
sondern landwirtschaftliche Fragen Gegen-
stand des Streites sind. 

Die =sinngemäße Anwendung der Vorschrif-
ten der Abs. 1 bis 3 auf das Beschwerdever-
fahren vor der Oberen Flurbereinigungs-
behörde entspricht der bisherigen Hand-
habung und einem praktischen Bedürfnis  und 

 ist in den Verwaltungsgerichtsgesetzen der 
Länder entsprechend geregelt. 

Zu § 150. 

Die entsprechende Anwendung der Vor-
schriften über die Vollstreckung durch 
Zwang und die Erzwingung von Handlun-
gen (§ 136 bis 139) auf die Vollstreckung 
der Urteile des Flurbereinigungsgerichts er-
gibt sich aus der Besonderheit des Flurberei-
nigungsverfahrens. Auch die Vollstreckung 
der Urteile kann nur durch eine sachverstän-
dige Behörde, das ist die Flurbereinigungs-
behörde (§ 136 Abs. 2), erfolgen und muß 
deshalb ausdrücklich sichergestellt werden. 

NEUNTER TEIL 

Abschluß des Flurbereinigungsverfahrens 

Die Vorschriften der §§  151, 152 über den 
Abschluß des Flurbereinigungsverfahrens ent-
halten gegenüber dem bisherigen Recht fol-
gende Abweichungen: 

1. Neben den einzelnen Beteiligten wird 
auch dem Vorstand der Teilnehmer-
gemeinschaft das Recht der Beschwerde 

gegen die Schlußfeststellung zugebilligt 
(§ 151 Abs. 1 Satz 3). Das geschieht mit 
Rücksicht auf die Bedeutung des Verwal-
tungsaktes, um dem Vorstand wegen 
seiner Verantwortung gegenüber der Ge-
samtheit der Beteiligten und als ihrem 
Vertreter die Möglichkeit zu geben, seine 
Einwendungen vorzubringen, falls nach 
seiner Auffassung die Voraussetzungen für 
eine Schlußfeststellung noch nicht vor-
liegen. 

2. Die Zustellung der Schlußfeststellung an 
den Vorstand der Teilnehmergemeinschaft 
ist vorgesehen, um ihn von diesem in 
seiner Auswirkung für die Teilnehmer

-

gemeinschaft besonders bedeutsamen Ver

-

waltungsakt ausdrücklich in Kenntnis zu 
setzen. Abweichend von dem bisherigen 
Recht ist die Zustellung davon abhängig 
gemacht, daß 

a) die Schlußfeststellung rechtskräftig ge-
worden ist, 

b) über Anträge auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens, deren Zulässigkeit sich 
nach Landesrecht beurteilt, entschie-
den ist, insoweit sie bis zum Ablauf 
der Frist für Beschwerden gegen die 
Schlußfeststellung gestellt worden sind. 

ZEHNTER TEIL 

Die Teilnehmergemeinschaft nach Beendi

-

gung des Flurbereinigungsverfahrens 

Die möglichst rasche Durchführung der Flur-
bereinigung ist ein von jeher angestrebtes 
Ziel der mit ihr betrauten Behörden. Sie 
entspricht auch der von der Öffentlichkeit 
und insbesondere den daran interessierten 
Kreisen erhobenen Forderungen. Nicht alle 
Aufgaben, die sich im Rahmen eines Flur-
bereinigungsverfahrens ergeben, können je-
doch bis zu der Schlußfeststellung (§ 154) 
abgeschlossen werden. Das ergibt sich aus 
Art und Inhalt der Aufgabe, z. B. Unterhal-
tung der gemeinschaftlichen Anlagen. Das 
Bestehenbleiben der Teilnehmergemeinschaft 
über die Beendigung des Verfahrens hinaus 
muß deshalb für solche Fälle gesichert 
werden. 

Zu § 153. 

In Abweichung von der RUO wird davon 
abgesehen, die Vertretung der Teilnehmer

-

gemeinschaft dem Bürgermeister zu über- 



tragen; die Teilnehmergemeinschaft behält  
vielmehr auch über die Beendigung des Flur-
bereinigungsverfahrens hinaus einen Vor-
stand. In Anlehnung an die Regelung des  
Bayer. Flurbereinigungsrechtes sieht jedoch  
der Entwurf zur Entlastung der Flurbereini-
gungsbehörde den Übergang der Aufsichts-
befugnisse auf die Gemeindeaufsichtsbehörde 
vor. Dies entspricht auch der in § 58 Abs. 4  
getroffenen Regelung.  

Zu § 154.  

Die Fassung entspricht dem bisherigen Recht  
der RUO. 

Zu § 155.  

Die Vorschrift über die Auflösung der Teil-
nehmergemeinschaft in Abs. 1 entspricht 
dem bisherigen Recht der RUO. 

Die in Abs. 2 enthaltene Vorschrift war be-
reits Im Wirtschaftsratsgesetz enthalten. Ein  
Teil der nach dem Bayer. Flurber. Ges. in  
der Fassung vom 11. Februar 1932 begründe-
ten Flurbereinigungsgenossenschaften be-
steht noch fort, obgleich ihre Aufgaben  
längst durchgeführt sind. Ihre Auflösung ist  
dadurch erschwert, daß der Auflösungs-
beschluß der Zustimmung von drei Vierteln  
der Genossen und der Genehmigung des  
Flurbereinigungsamtes bedarf. Eine Zustim-
mung von drei Vierteln aller Genossen ist in  
der Gen ossenschaftsversammlung besonders  
bei Verfahren mit vielen Beteiligten fast nie  
zu erreichen. Die Genossenschaften bestehen  
also weiter, ohne noch Aufgaben zu haben.  
Eine Bereinigung ist auch hier erforderlich.  
Die Auflösung dieser Genossenschaften soll  
durch die eingefügte Bestimmung erleichtert  
werden.  

ELFTER TEIL  

Schluß- und Übergangsbestimmungen  

Zu § 156.  
Zur Erhaltung der charakteristischen Erschei-
nungsform einer Landschaft und zur Siche-
rung des geordneten Übergangs der Gemar-
kung in den neuen Zustand dienen die in  
§ 34 Abs. 1 enthaltenen zeitweiligen Ein-
schränkungen des Eigentums. Verstöße gegen  
die Schutzbestimmungen in 34 Abs. 1  
Nrn. 1, 2 können zum Nachteil der Zu-
widerhandelnden unberücksichtigt bleiben  
oder notfalls durch Maßnahmen der Flur-
bereinigungsbehörden ausgeglichen werden 

 (§ 34 Abs. 2, 3). Die Bedeutung der Schutz-
bestimmungen des 34 Abs. 1 Nr. 3 und  
des § 85 Nr. 5 wird durch die Androhung  
einer Geldbuße für den Fall der Zuwider-
handlung unterstrichen.  

Zu §§ 157, 158, 160.  
Diese Übergangsbestimmungen regeln das  
Außerkrafttreten des bisherigen Rechts, das  
Inkrafttreten des neuen Rechts und die  
Überleitung der anhängigen Verfahren in das  
neue Recht.  

zu § 159.  
Die Durchführung von Flurbereinigungsver-
fahren an den Landesgrenzen bringt es mit  
sich, daß Grundstücke eines benachbarten  
Landes in ein Verfahren einbezogen werden.  
Für diesen Fall muß sichergestellt werden,  
daß die auf Grund von Ermächtigungen die-
ses Gesetzes ergangenen Bestimmungen eines  
Landes, dessen Behörde das Verfahren durch-
führt, auch für die Grundstücke des Nach-
barlandes gelten, um die Behandlung aller  
in dem Verfahren beteiligten Grundstücke  
nach einheitlichem Recht sicherzustellen.  



Anlage 2 

DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Bonn, den 1. Februar 1952 

An den 
Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 10. Januar 1952 - 6 - 72001 -
2089/51 IV — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 77. Sitzung am 1. Februar 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Flurbereinigungsgesetzes 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen-

dungen. 

Der Bundesrat hat weiterhin folgende Entschließung gefaßt: 

„Um zu verhindern, daß die Ergebnisse der Flurbereinigung 
durch spätere Realteilung wieder beseitigt werden, und insbe-
sondere im Interesse eines zweckvollen Einsatzes der in den 
Flurbereinigungsverfahren eingesetzten öffentlichen Mittel, wird 
die Bundesregierung gebeten, beschleunigt Vorschriften zur Ver-
hütung von Realteilungen zu erlassen." 

Kopf 

 



— Anlage — 

1. In § 1 treten an die Stelle des Wortes: 

,,.. landwirtschaftlichen ..." die Worte: 
„.. . land- und forstwirtschaftlichen ...", 
und es wird hinter dem Wort: ,,... 
Grundbesitz ..." eingefügt: „... nach 
neuzeitlichen betriebswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten ...". 

Begründung: 

Die Ergänzung erscheint mit Rücksicht 
auf die Notwendigkeit auch reiner Wald-
umlegungen geboten. 

Die weitere Ergänzung ist notwendig, um 
§ 1 und § 37 in Einklang zu bringen. 

2. In § 1 wird vor den Worten: ,,... landes-
kulturelle Maßnahmen ..." eingefügt: 
„... andere ...". 

Begründung: 

Es handelt sich um eine notwendige 
logische Ergänzung des Entwurfs, weil die 
Zusammenlegung und die wirtschaftliche 
Gestaltung land- und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke gleichfalls landeskulturelle 
Maßnahmen darstellen. 

3. § 3 Abs. 2 Satz 3 wird durch folgenden 
neuen Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Erstreckt sich das Flurbereini-
gungsgebiet über die Bezirke mehrerer 
oberer Flurbereinigungsbehörden, so 
wird die zuständige obere Flurbereini-
gungsbehörde durch die für die Flur-
bereinigung zuständige oberste Landes-
behörde bestimmt. Sind die Flurbe-
reinigungsbehörden verschiedener Um -
der zuständig, so bestimmen die für 
die Flurbereinigung zuständigen ober-
sten Landesbehörden die zuständige 
Flurbereinigungsbehörde in gegen-
seitigem Einvernehmen." 

Begründung: 

Die Notwendigkeit der Änderung ergibt 
sich aus der Tatsache, daß in einer Reihe 
von Ländern mehrere obere Flurbereini-
gungsbehörden bestehen. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 
(1) Die Flurbereinigung kann einge-

leitet werden, wenn das Interesse der 
Beteiligten oder das Wohl der Allge-
meinheit es erfordert. 

(2) Hält die obere Flurbereinigungs-
behörde die Voraussetzungen für eine 
Flurbereinigung für gegeben, so kann 
sie diese anordnen ..." (weiter wie 
bisher). 

Begründung: 

Zu Abs. 1: 
Die Erwähnung eines formellen Antrags-
rechts der Beteiligten ist unzweckmäßig, 
weil der Antrag nach dem Regierungsent-
wurf für die Einleitung des Verfahrens 
ohnehin nicht entscheidend ist. Hiermit 
entfällt auch der Halbsatz 2. 

Zu Abs. 2: 
Es handelt sich um eine notwendige 
redaktionelle Änderung, weil sich die 
Voraussetzungen der Flurbereinigung 
nicht nur aus § 1 sondern auch aus Abs. 1 
des § 4 ergeben. 

5. a) In § 8 Abs. 1 wird hinter Satz 1 
folgender Satz 2 eingefügt: 

„§ 4 Abs. 2 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend." 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 des Ab-
satzes 1 werden Sätze 3 und 4. 

Begründung: 

Da die Anordnungen dieser Art nach 
der Reichsumlegungsordnung nicht an-
fechtbar waren, erscheint es erforder-
lich, die Anfechtbarkeit dadurch klarzu-
stellen, daß die Entscheidung in Beschluß

-
form ergehen muß. 

6. § 9 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Die Vorschriften des § 4 Abs. 2 Sätze 
2 und 3 ...." (weiter wie bisher). 

Begründung: 

Es erscheint notwendig, auch für den Ein-
stellungsbeschluß eine Begründung vorzu-
schreiben. 



6 a. In § 10 Abs. 1 Nr. 1 wird hinter dem 
Wort: ,,... Erbbauberechtigte . ." 
eingefügt „... sowie Unterhalts-
pflichtige der  in § 45 Abs. 2 Nr. 1 
benannten Anlagen." 

Begründung: 

Die Veränderung der in § 45 Abs. 2 Nr. 1 
benannten Anlagen bedarf außer der Zu-
stimmung der Eigentümer auch der-
jenigen der Unterhaltspflichtigen. Des-
halb ist es folgerichtig, daß die Unter-
haltspflichtigen neben den Eigentümern 
als Teilnehmer nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 
zum Verfahren gezogen werden. 

7. § 10 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: . 

„2. als Nebenbeteiligte: 
a) ... (wie Regierungsentwurf) 

b) ... (wie Regierungsentwurf) 
c) andere Körperschaften des öffent-

lichen Rechts, die Land für gemein-
schaftliche oder öffentliche Anlagen 
(SS 39, 40) erhalten oder deren 
Grenzen geändert werden (§ 58 
Abs. 2); 

d) Inhaber von Rechten an den zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken oder Rechten an 
solchen Rechten, oder von persön-
lichen Rechten, die zum Besitz oder 
zur Nutzung solcher Grundstücke 
berechtigen oder die Nutzung 
solcher Grundstücke beschränken; 

e) ... (wie Regierungsentwurf Buchst. 
h)..." 

Begründung: 

Zu Buchst. c) : 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
können nach § 39 Land auch für gemein-
schaftliche Anlagen erhalten. 
Zu Buchst. d): 
Rechte an Rechten sind im gleichen Maße 
berücksichtigenswert wie Rechte an 
Grundstücken. 

8. § 10 Abs. 3 (muß richtig heißen: Abs. 2) 
wird gestrichen. 

Begründung: 
Die Vorschrift erscheint überflüssig, weil 
ihr Tatbestand abschließend bereits in 
§ 19 Abs. 1 Satz 2 geregelt ist. 

9. § 11 erhält folgende Fassung: 
„§ 11 

Die Flurbereinigungsbehörde hat die 
Beteiligten nach Maßgabe der §§ 12 bis 
15 festzustellen." 

Begründung: 

Vgl. die Begründung zu Ziffer 13 dieser 
Empfehlungen. 

10. In § 12 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
gestrichen. 

Begründung: 

Die durch den Klammerzusatz zum Aus-
druck gebrachte Bezugnahme ist zu eng. 
§ 12 Satz 1 muß für jedes im Grundbuch 
eingetragene Recht gelten. 

11. In § 14 Abs. 1 werden die Sätze 2 und 3 
gestrichen und in Absatz 2 als Sätze 
1 und 2 eingefügt; die bisherigen Sätze 1 
bis 4 werden Sätze 3 bis 6. 

Begründung: 
Die Neuaufgliederung der Absätze 1 und 
2 ist notwendig, um eine Anwendung des 
Absatzes 2 auf Fälle des Streits um das 
Eigentum (Abs. 1) eindeutig auszu-
schließen. 

12. In § 14 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Die Bestimmungen der Absätze 
1 bis 3 gelten entsprechend auch für 
dingliche Rechte, die zum Besitz oder 
zur Nutzung eines Grundstücks berech-
tigen oder dessen Nutzung beschrän-
ken, sowie für Rechte, die zur Erhal-
tung der Wirksamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
der Eintragung nicht bedürfen." 

Begründung: 
Absatz 4 wird eingefügt, um die Regelung 
des § 14 auch auf Rechte an Grundstücken 
zu erstrecken, deren Inhaber aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich ist, oder 
die nicht im Grundbuch eingetragen sind, 
sei es, daß sie nicht eintragungsbedürftig 
sind, sei es, daß das Grundbuch unrichtig 
ist. 

13. § 15 erhält folgende Fassung: 
„§15 

(1) Beteiligte, die nicht nach Maß-
gabe der  55 12 bis 14 ermittelt werden, 



sind durch öffentliche Bekanntmachung 
aufzufordern, innerhalb von drei Mo-
naten Rechte, die aus dem Grundbuch 
nicht ersichtlich sind, aber zur Beteili-
gung am Flurbereinigungsverfahren be-
rechtigen, bei der Flurbereinigungsbe-
hörde anzumelden. 

(2) Werden Rechte nach Ablauf der 
Frist angemeldet, so kann die Flurbe-
reinigungsbehörde die bisherigen Ver-
handlungen und Festsetzungen gelten 
lassen. Bis zu diesem Zeitpunkt muß 
der Rechtsinhaber den Ablauf einer 
Frist ebenso gegen sich gelten lassen wie 
der Beteiligte, dem gegenüber die Frist 
durch Bekanntgabe des Verwaltungs-
aktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
In der Bekanntmachung ist darauf hin-
zuweisen." 

Begründung: 

Um unbedingten Notwendigkeiten der 
Praxis Rechnung zu tragen und die 
Durchführung des Verfahrens nicht un-
nötig zu erschweren, erscheint es mit 
Rücksicht auf den gegenüber der RUO. 
stark erweiterten Kreis der Nebenbe-
teiligten (§ 10 Abs. 1 Nr. 2) notwendig, 
die nicht aus dem Grundbuch ersicht-
lichen Beteiligten auf die Anmeldung 
ihrer Rechte zu verweisen. 

14. § 18 erhält folgende Fassung: 
„§ 18 

(1) .... (wie Regierungsentwurf 
Satz 1). Sie hat insbesondere die ge-
meinschaftlichen Anlagen herzustellen 
und zu unterhalten (5 42) und die er-
forderlichen Bodenverbesserungen aus-
zuführen, soweit nicht der Flurbereini-
gungsplan (5 58) anderes bestimmt, 
oder die Ausführung und Unterhaltung 
einzelnen Beteiligten oder einem 
Wasser- und Bodenverband überlassen 
werden. ... (Satz 3 wie Regierungs-
entwurf). 

(2) Die Länder können weitere Auf-
gaben und Befugnisse, die nach diesem 
Gesetz der Flurbereinigungsbehörde 
zustehen, der Teilnehmergemeinschaft 
übertragen. 

(3) Über Beschwerden gegen Verwal-
tungsakte der Teilnehmergemeinschaft 
entscheidet die Flurbereinigungsbe-
hörde." 

Begründung: 

Zu Absatz 1: 
Es muß dem pflichtgemäßen Ermessen 
der Flurbereinigungsbehörde überlassen 
bleiben, wen sie mit der Durchführung 
von Bodenverbesserungen beauftragen 
will. 

Zu Absatz 2: 
Die Änderung ist mit Rücksicht auf die 
besondere Organisation der bayerischen 
Flurbereinigungsverwaltung (Fehlen eines 
Landeskulturamtes, Flurbereinigungs-
ämter mit sehr großen Bezirken) erfor-
derlich, weil dort die Teilnehmergemein-
schaften in stärkerem Umfange Träger 
des Verfahrens sind als in den anderen 
Ländern. 

Zu Absatz 3: 
Die bisher in § 20 Abs. 2 enthaltene Vor-
schrift gehört systematisch zu § 18 und ist 
auf alle Verwaltungsakte der Teilnehmer-
gemeinschaft zu erstrecken. 

14 a. § 19 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) Bei der Einbeziehung von 
Bundesautobahnen, Bundesstraßen 
des Fernverkehrs, Landstraßen I. 
und II. Ordnung in ein Flurbereini-
gungsverfahren sind Beiträge von 
den Eigentümern und Straßenbau-
lastträgern nicht zu erheben, so-
weit diese keine wesentlichen Vor-
teile von der Flurbereinigung haben 
und die Straßen unverändert 
bleiben." 

Begründung: 

Der Zusatz ist zur Klarstellung der 
Rechtslage erforderlich. § 19 Abs. 3 ist 
als Ermessensvorschrift für Straßen nicht 
ausreichend. 

15. § 20 Abs. 2 wird gestrichen. 

Begründung: 

Diese Vorschrift wurde in neuer Fassung 
als Absatz 3 in 5  18 aufgenommen. 

16. § 22 Abs. 1 erhält folgenden neuen 
Satz 2: 
„Die Flurbereinigungsbehörde ist zu 
den Versammlungen einzuladen." 



Begründung: 

Die Teilnehmergemeinschaft steht unter 
Aufsicht der Flurbereinigungsbehörde. 
Diese muß also Gelegenheit haben, in den 
Versammlungen der Teilnehmergemein-
schaft zu Wort zu kommen. 

17.§ 23 Abs. 1 erhält folgenden neuen 
Satz 2: 
„Die Abberufung wird nur wirksam, 
wenn an Stelle der abberufenen Mit

-

glieder oder Stellvertreter neue Mit-
glieder oder Stellvertreter von der 
Mehrheit der anwesenden. Teilnehmer 
gewählt werden." 

Begründung: 

Die Anfügung dieses Satzes 2 ist erfor-
derlich, um zu verhindern, daß die Teil-
nehmergemeinschaften durch ein nicht 
konstruktives Mißtrauensvotum hand-
lungsunfähig werden. 

18. In § 23 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt; der bisherige Absatz 2 wird 
Absatz 3: 

(2) Die Länder können bei Anwen-
dung des § 18 Abs. 2 die Abberufung 
von Mitgliedern des Vorstandes oder 
deren Stellvertretern von der Zustim-
mung der Flurbereinigungsbehörde ab-
hängig machen." 

Begründung: 

Die Übertragung von Aufgaben der 
Flurbereinigungsbehörde nach § 18 Abs. 2 
auf die Teilnehmergemeinschaft erfordert 
eine einigermaßen unabhängige Stellung 
der Vorstandsmitglieder gegenüber den 
Teilnehmern. 

19. § 25 erhält folgenden neuen Absatz 3: 
„(3) Die Länder können bestimmen, 

daß Beschwerden gegen Beschlüsse des 
Vorstandes der Teilnehmergemein-
schaft in Ermessensfragen von einem 
Schiedsgericht, das ganz oder über-
wiegend aus hauptberuflichen Land-
wirten besteht, entschieden werden." 

Begründung: 

Das Schiedsgericht ist eine bewährte Ein

-

richtung des bayerischen Flurbereini

-

gungsrechts. Abgesehen davon, daß sich 
die bäuerlichen Teilnehmer vielfach lieber 

an ein bäuerliches Schiedsgericht als an 
behördliche Beschwerdestellen wenden, 
hat es den Vorteil, daß die ihm zuzu-
weisenden Streitigkeiten viel rascher ent-
schieden werden als wenn der allgemeine 
Beschwerdeweg einzuhalten ist. Das 
Schiedsgericht trägt also zur Beschleuni-
gung des Flurbereinigungsverfahrens bei. 
Die Beschränkung auf Ermessensfragen 
ergibt sich daraus, daß das bäuerliche 
Schiedsgericht in der Regel keine beson-
deren Rechtskenntnisse hat, sie ist aber 
auch nach Art. 19 Abs. 4 GG. und nach 
den Verwaltungsgesetzen der Länder not-
wendig. 

20. § 28 Abs. 1 Satz 2 erhält folgenden neu en 
Halbsatz: 
„ ; Abweichungen sind zulässig." 

Begründung: 

Abweichungen von der Bodenschätzung 
haben sich in fast allen Ländern in der 
Praxis als notwendig erwiesen.  

21. a) Die Eingangsworte von § 34 Abs. 1 
erhalten folgende Fassung: 

„(1) Von der Bekanntgabe des 
Flurbereinigungsbeschlusses  " 

(weiter wie bisher). 

b) In § 34 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 werden 
dem Wort: „... Rebstöcken ..." die 
Worte eingefügt: „... und Hopfen-
stöcken . ..". 

c) § 34 erhält folgenden neuen Absatz 5: 
„(5) Ist die Bekanntmachung nach 

Absatz 4 nicht gemäß § 6 Abs. 1 
in den entscheidenden Teil des 
Flurbereinigungsbeschlusses aufge-
nommen worden, so treten die 
Rechtswirkungen gemäß Absätzen 
1 bis 3 erst mit der besonderen Be-
kanntmachung gemäß Absatz 4 
ein." 

Begründung: 

Zu a) u. c) : 
Die Rechtswirkungen der Flurbereinigung 
gemäß Absätzen 1 bis 3 können erst mit 
ihrer tatsächlichen Bekanntgabe eintreten. 

Zu b) : 
Ebenso wie für die Rebstöcke bestehen 
auch für die Beseitigung von Hopfen-
stöcken besondere gesetzliche Vor-
schriften. 



22. § 35 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Soweit der hierdurch verursachte 
Schaden den Durchschnitt erheblich 
übersteigt, hat die Flurbereinigungs-
behörde insoweit eine angemessene 
Entschädigung festzusetzen." 

Begründung: 

Die Neufassung dient der Klarstellung, 
daß nur der das Durchschnittsmaß über-
steigende Schaden (und zwar nur soweit 
er erheblich ist) entschädigt wird. 

23. a) § 36 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Wird es auf dringenden 

Gründen erforderlich, vor der Aus-
führung des Flurbereinigungsplans 
den Besitz oder die Nutzung von 
Grundstücken oder die Ausübung 
anderer Rechte zu regeln, so kann 
die Flurbereinigungsbehörde eine 
vorläufige Anordnung erlassen 
und erlassene Anordnungen auf-
heben oder ändern. Zum Ausgleich 
von Härten kann sie angemessene 
Entschädigungen festsetzen. Die 
Entschädigungen trägt die Teil-
nehmergemeinschaft." 

b) § 36 Abs. 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Es bedarf der Klarstellung, daß die Ab-
änderungsbefugnis der Flurbereinigungs-
behörde sich nicht auf die Entschädi-
gungsfestsetzung, sondern nur auf die 
vorläufige Anordnung bezieht. Zudem 
erscheint die Festsetzung eines Ausgleichs 
in Härtefällen stets erforderlich. 

24. Die Eingangsworte von § 37 Abs. 1 Satz 1 
erhalten folgende Fassung: 

„(1) Das Flurbereinigungsgebiet ist 
neu zu gestalten, wie es den gegenein-
ander abzuwägenden Interessen der Be-
teiligten entspricht ..." (weiter wie 
bisher). 

Begründung: 

Nach den Grundsätzen über die Abfin-
dung hat kein Beteiligter einen Anspruch 
darauf, daß er eine besonders vorteilhafte 
Abfindung erhält. Es ist technisch un-
möglich, daß die Flurbereinigungsbehörde 

die Interessen aller Beteiligten gleichmäßig 
berücksichtigt, und es muß daher ihrem 
Ermessen ein Abwägungsspielraum über-
lassen bleiben. 

24 a. In § 37 Abs. 2 wird hinter den 
Worten: „... Energieversorgung ..." 
eingefügt ,,... des Straßenbaues, ...". 

Begründung: 

Die Einfügung wird für erforderlich ge-
halten, weil die Erfordernisse des Straßen-
baues den übrigen an dieser Stelle aufge-
zählten Erfordernissen, die bei der Neu-
gestaltung des Flurbereinigungsgebietes 
zu berücksichtigen sind, zum mindesten 
gleichwertig sind. 

25. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

Die Flurbereinigungsbehörde stellt 
im Benehmen mit der landwirtschaft-
lichen Berufsvertretung und den be-
teiligten Behörden, insbesondere den 
von der zuständigen landwirtschaft-
lichen Behörde bestellten Fachberatern 
für Flurbereinigung und öffentlichen 
Verbänden allgemeine Grundsätze für 
die zweckmäßige Neugestaltung des 
Flurbereinigungsgebietes auf. Dabei 
sind Vorplanungen der landwirtschaft-
lichen Berufsvertretungen oder anderer 
landwirtschaftlicher Stellen zu erörtern 
und in dem möglichen Umfange zu 
berücksichtigen." 

Begründung: 

Die Neufassung soll eindeutig klarstellen, 
daß die Länder nicht verpflichtet sind, 
Vorplanungen der landwirtschaftlichen 
Berufsvertretungen und anderer land-
wirtschaftlicher Stellen zu finanzieren. 

26. a) Die Eingangsworte von § 40 Satz 1 
erhalten folgende Fassung: 

„Erfordert das Interesse der Be-
teiligten die Schaffung von Anlagen, 
die ..." (weiter wie bisher). 

b) In § 40 Satz 1 treten an die Stelle der 
Worte: ,,... in geringem Umfange 
..." die Worte: ,,... in verhältnis-
mäßig geringem Umfange ...". 



Begründung: 

Die ersatzlose Bereitstellung von Land 
für Anlagen der bezeichneten Art recht-
fertigt sich im Flurbereinigungsverfahren 
nur dann, wenn sie dem Interesse der Be-
teiligten dient. 

Die Rechtsprechung zur Reichsumlegungs-
ordnung hat ergeben, daß die mit § 40 
bezweckten Maßnahmen unter Umstän-
den dadurch verhindert werden können, 
daß die Worte „in geringem Umfange" 
zu eng ausgelegt werden. 

27. § 43 Satz 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Es muß unzweckmäßig erscheinen, die 
Flurbereinigungsbehörden nach Abschluß 
des Flurbereinigungsverfahrens noch 
weiter tätig werden zu lassen. Es erscheint 
richtiger, die dann noch nicht ausge-
führten Meliorationsvorhaben in die Auf-
sicht der allgemein für wasserwirtschaft-
liche Fragen zuständigen Behörde zu 
überführen. 

28. In § 44 Abs. 2 tritt an die Stelle des 
Wortes: „... Beteiligten ..." das Wort: 

Teilnehmer . " 

Begründung: 

Eine Landabfindung erhalten nur die 
Teilnehmer. Bei ihrer Zuteilung können 
daher auch nur die betriebswirtschaft-
lichen Verhältnisse der Teilnehmer und 
nicht solche von Nebenbeteiligten gegen-
einander abgewogen werden. 

29. Die Eingangsworte von § 44 Abs. 4 er-
halten folgende Fassung: 

„(4) Die Landabfindung eines Teil-
nehmers soll in der Nutzungsart, Be-
schaffenheit, Bodengüte und Entfer-
nung vom Wirtschaftshofe oder von 
der Ortslage seinen alten Grundstücken 
entsprechen, ..." (weiter wie bisher). 

Begründung: 

Nach dem Regierungsentwurf müßten die 
einzelnen Grundstücke, aus denen sich die 
Landabfindung zusammensetzt, den alten 
Grundstücken entsprechen. Das ist tech-
nisch nicht möglich, weil man nur die 
Gesamtabfindung dem gesamten Altbesitz 

gegenüberstellen kann und nicht einzelne 
neue Grundstücke einzelnen alten Grund-
stücken. 

30. § 44 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Erfordert die Abfindung eine 
völlige Änderung der bisherigen Art 
des Wirtschaftsbetriebes, so gelten die 
Kosten der Änderung als Ausführungs-
kosten (§ 104)." 

Begründung: 

Die wesentliche Änderung der bisherigen 
Art des Wirtschaftsbetriebes gehört zu 
den entscheidenden Zielen der Flurbe-
reinigung, um eine neuzeitlichen be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen ent-
sprechende Wirtschaftsführung zu ermög-
lichen. Die Erreichung dieses Zieles sollte 
nicht durch Bindung an eine zusätzliche 
Zustimmung des Eigentümers unnötig er-
schwert werden. 

31. In § 44 Abs. 6 treten an die Stelle des 
Satzes 3 folgende Sätze 3 und 4: 

„Tritt in dem einen dieser Flurbereini-
gungsgebiete der neue Rechtszustand 
(§ 61 Satz 2) früher ein als in dem an-
deren, so hat die Flurbereinigungsbe-
hörde zu bestimmen, welche alten 
Grundstücke, für die ein Teilnehmer in 
dem einen Flurbereinigungsgebiet ab-
gefunden ist, bis zum Eintritt des neuen 
Rechtszustandes in dem anderen Flur-
bereinigungsgebiet an die Stelle der 
alten Grundstücke derjenigen am Aus-
tausch beteiligten Teilnehmer treten, 
die diese durch das bereits abge-
schlossene Verfahren verloren haben; 
an Stelle von Grundstücken können 
Miteigentumsbruchteile bestimmt wer-
den. Soweit hierdurch das Grundbuch 
unrichtig wird, ist auf Ersuchen der 
Flurbereinigungsbehörde ein Wider-
spruch im Grundbuch einzutragen." 

Begründung: 

Entgegen der Fassung des Regierungsent-
wurfs, die nun auf einen Austausch wert-
gleicher Grundstücke zwischen zwei Teil-
nehmern anwendbar ist, ermöglicht die 
vorgeschlagene Fassung auch einen Ring-
tausch zwischen Teilnehmern, deren 
Grundstücke einen verschiedenen Wert 
haben. 



32. § 45 Absätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Wenn der Zweck der Flurbe-
reinigung es erfordert, können ver-
ändert, verlegt oder einem anderen ge-
geben werden: 

1 	 (weiter wie bisher bis einschl. 
Nr. 8 des Regierungsentwurfs). 

Bei Wohngebäuden ist jedoch die Zu-
stimmung des Eigentümers erforderlich. 

(2) Die Zustimmung des Eigentümers 
ist ferner erforderlich, wenn verändert 
werden: 

1 	 (wie bisher im Regierungsent-
wurf) 

2 	 (wie bisher im Regierungsent-
wurf) 

3. Lehm-, Sand-, Kies-, Mergel-, Erz-, 
Gipsgruben, Stein- und Schiefer-

brüche, Torfstiche sowie andere ge-
werbliche Anlagen, sofern sie 
dauernd in Betrieb sind, und Lager-
stätten von Bodenschätzen, die der 
Aufsicht der Bergbehörde unter-
liegen. 

In den Fällen. der Nr. 1 bedarf die Ver-
änderung außerdem der Zustimmung 
der Unterhaltspflichtigen." 

Begründung: 

Bei den in Absatz 1 vorgesehenen Ver-
änderungen erscheint eine Zustimmung 
des Eigentümers nicht erforderlich. Bei 
Eingriffen in Wohngebäude erscheint sie 
jedoch aus rechtsstaatlichen Gründen un-
erläßlich. 

Ein Zustimmungsrecht der Unterhal-
tungspflichtigen zu Veränderungen an den 
in Absatz 2 Nr. 2 und 3 bezeichneten 
Einrichtungen ist entbehrlich, weil inso-
weit keine öffentlich-rechtliche Unterhal-
tungspflicht bestehen kann. 

Des besonderen Schutzes des Absatzes 2 
bedürfen im Bereich der Nr. 3 nur in 
gewerblicher Nutzung befindliche Torf-
stiche, nicht aber Torfvorkommen im 
allgemeinen. 

33. In  § 46 Satz 4 treten an die Stelle der 
Worte: ,,... zur Deckung der Kosten der 
Bodenverbesserung ..." die Worte: „... 
zur Deckung der Kosten von Bodenver-
besserungen ...". 

Begründung: 

Es muß die Möglichkeit geschaffen wer-
den, nicht benötigte Landerlöse in an-
deren Flurbereinigungsverfahren einzu-
setzen. 

34. § 49 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Rechte sind auf Antrag der Be-
rechtigten abzulösen, wenn sie bei 
Übertragung auf die Landabfindung 
gegenstandslos würden oder nur noch 
unter erheblich ungünstigeren Bedin-
gungen oder in einem erheblich ge-
ringeren Umfange ausgeübt werden 
könnten." 

Begründung: 

Die bisherige Fassung erscheint zu eng, 
weil eine Verminderung des Umfanges 
der bisherigen Rechtsausübung nicht die 
einzige Möglichkeit einer Beeinträchti-
gung der bisherigen Rechtsposition dar-
stellt. 

35. §, 49 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Soweit die abzulösenden oder 

aufzuhebenden Rechte den Wert der 
alten Grundstücke erheblich mindern, 
ist die Wertminderung bei der Land-
abfindung zu berücksichtigen." 

Begründung: 

Die positive Fassung (unter Vermeidung 
der nach der bisherigen Fassung vorge-
sehenen doppelten Verneinung) erleichtert 
das Verständnis der Vorschrift. 

36. 49 Abs. 4 wird gestrichen. 

Begründung: 

Vgl. die Begründung zu Ziffer 48 dieser 
Empfehlungen. 

37. In § 50 Abs. 2 Satz 4 werden hinter dem 
Wort: ,,... Rebstöcke ..." die Worte 
eingefügt: „... und Hopfenstöcke ...". 

Begründung: 

Die Ergänzung entspricht der Einfügung 
der gleichen Worte in § 34 Abs. 1 Nr. 3. 

38. In § 51 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Wortes: „... wesentlich ..." das Wort: 
„... erheblich ...". 



Begründung: 

Die Änderung erfolgt im Interesse ein-
heitlicher Terminologie. Vgl. den Ab-
änderungsvorschlag zu § 35 Abs. 3 (Zif-
fer 22 dieser Empfehlungen). 

39. § 53 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erhalten fol-
gende Fassung: 

„Das Verfügungsverbot (§ 135 BGB) 
ist auf Ersuchen der Flurbereinigungs-
behörde in das Grundbuch einzutragen. 
Solange das Verfügungsverbot nicht 
eingetragen ist, hat der rechtsgeschäft-
liche Erwerber des Grundstücks, eines 
Rechts an dem Grundstück oder eines 
Rechts an einem solchen Recht, die 
Auszahlung der Geldabfindung nur 
gegen sich gelten zu lassen, wenn er das 
Veräußerungs- oder Belastungsverbot 
kennt." 

Begründung: 

Die Änderung dient der leichteren Ver-
ständlichkeit und der Herstellung einer 
mit dem BGB übereinstimmenden Ter-
minologie. 

40. In  §  53 Abs. 3 Satz 2 werden hinter den 
Worten: ,,... persönliche Schuld ..." die 
Worte eingefügt: 	des Eigentümers ..". 

Begründung: 

Die Einfügung beruht auf der Erwägung, 
daß die Teilnehmergemeinschaft die per-
sönliche Schuld eines anderen als des 
Eigentümers nicht übernehmen darf. 

41. In § 54 Abs. 2 werden vor dem Wort: 

„... Siedlungszwecke ..." die Worte ein-
gefügt: „... Wohnungsbau- und ...". 

Begründung: 

Die Ergänzung soll ausdrücklich klar-
stellen, daß im Rahmen des § 54 auch 
Wohnungsbau-Interessen berücksichtigt 
werden können. 

42. § 57 erhält folgende Fassung: 
„§ 57 

Vor der Aufstellung des Flurbereini

-

gungsplans sind die Teilnehmer über ihre 
Wünsche für die Abfindung zu hören." 

Begründung: 

Im Hinblick auf die durch das Flurbe-
reinigungsverfahren ausgelösten schwer-
wiegenden Eingriffe erscheint es rechts-
staatlich geboten, die Anhörung schon für 
den Planwunschtermin zwingend vorzu-
schreiben. Die Anhörungspflicht kann 
hinsichtlich der weniger schwer betrof-
fenen übrigen Beteiligten in das Ermessen 
der Behörde gestellt werden. 

43.§ 58 Abs. 2 Satz 3 letzter Halbsatz er

-

hält folgende Fassung: ,,..., die Ände-
rung bedarf der Zustimmung der betrof-
fenen Gebietskörperschaften." 

Begründung: 

Es entspricht den Prinzipien der Selbst-
verwaltung, die Zustimmung der Gebiets-
körperschaften selbst, nicht nur ihrer 
Aufsichtsbehörden vorzuschreiben. 

44. § 59 Abs. 5 wird gestrichen und durch 
folgenden neuen § 60 a ersetzt: 

„§ 60 a 
Die Länder können die  Art  der Be-

kanntgabe des Flurbereinigungsplanes 
abweichend von den Vorschriften der 
§§ 59 und 60 regeln und an Stelle der 
Beschwerde den Einspruch zulassen." 

Begründung: 

Die Abänderung ist aus finanziellen 
Gründen notwendig, weil es in einzelnen 
Ländern einer Personalvermehrung bei 
den oberen Flurbereinigungsbehörden be-
dürfte, wenn über Rechtsmittel gegen den 
Flurbereinigungsplan im ersten Rechts-
zuge nicht schon durch die Flurbereini-
gungsbehörden entschieden werden kann. 

45. § 64 Satz 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Der Satz erscheint mit Rücksicht auf § 44 
Abs. 3 Satz 2 überflüssig und außerdem 
mißverständlich, weil er nicht ausdrück-
lich auf den Spitzenausgleich abstellt. 

46. In § 65 Abs. 2 wird folgender Satz 5 ein-
gefügt: 

„Die Länder können bestimmen, daß 
die Anordnung der Zustimmung nach 
Satz 2 nicht bedarf." 



Begründung: 

Der verschieden gestaltete Aufbau der 
Flurbereinigungsbehörden in den Ländern 
macht es erforderlich, die Zustimmungs-
bedürftigkeit der in Satz 2 bezeichneten 
Anordnung in das Ermessen der einzelnen 
Länder zu stellen. 

47. In § 66 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte: 

„... in der Anordnung der vorläufigen 
Besitzeinweisung zu benennenden ..." 
zu streichen. 

Begründung: 

Der beabsichtigten Beschleunigung des 
Verfahrens würde es zuwiderlaufen, wenn 
in der Bekanntmachung der Anordnung 
der vorläufigen Besitzeinweisung jeder 
Empfänger namentlich benannt werden 
müßte. 

48. In § 68 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ein-
gefügt: 

„Die örtlich gebundenen öffentlichen 
Lasten, die auf den alten Grundstücken 
ruhen, gehen auf die in deren örtlicher 
Lage ausgewiesenen neuen Grundstücke 
über." 

Begründung: 

Diese Regelung entspricht dem bisherigen 
Umlegungsrecht und hat sich in der 
Praxis in jeder Weise bewährt, zumal 
hierdurch die Flurbereinigungsbehörden 
von den Arbeiten zur Neuverteilung der 
öffentlichen Lasten befreit werden. 

49. § 70 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

Da § 49 Abs. 1 Sätze 2 und 4 dem 
Pächter ein Recht auf Ablösung und Ent-
schädigung geben, wenn ihm die Fort-
setzung des Pachtverhältnisses an den 
neuen Grundstücken nicht zugemutet 
werden kann, ist es überflüssig, ihm für 
den gleichen Fall auch noch ein Kündi-
gungsrecht ohne Entschädigung zuzu-
billigen. 

50. a) In § 74 Abs. 3 Satz 1 werden hinter 
den Worten: „... bei dem ..." die 
Worte eingefügt: „... nach Absatz 4 
für die Verteilung zuständigen ...". 

b) In § 74 Abs. 4 Satz 1 werden die Ein-
gangsworte: „Für die Hinterlegung 
und ..." gestrichen. 

c) In § 74 Abs. 4 tritt an die Stelle der 
Sätze 3 bis 5 folgender Satz: 

„In Zweifelsfällen gilt § 2 des Ge-
setzes über die Zwangsversteigerung 
und Zwangsverwaltung vom 24. 
März 1897 (Reichsgesetzbl. S. 97) 
entsprechend". 

Begründung: 

Das Hinterlegungsverfahren ist eine An-
gelegenheit der Justizverwaltung; die 
Verteilung ist eine richterliche Funktion. 
Deshalb erscheint es nicht ratsam, die zu-
ständige Hinterlegungsstelle durch ein 
Gericht bestimmen zu lassen. Es erscheint 
auch nicht zulässig, das zuständige Gericht 
im Verwaltungswege zu bestimmen. 

51. a) In § 88 Nr. 5 wird folgender Satz 4 
eingefügt: 

„Der Teilnehmergemeinschaft und 
jedem Beteiligten steht wegen der 
Höhe der Geldentschädigung der 
Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten nach Maßgabe der Ent-
eignungsgesetze offen." 

b) § 88 Nr. 8 wird gestrichen. 

c) § 88 Nr. 9 Satz 3 wird gestrichen. 

Begründung: 

In der Regelung des Regierungsentwurfs 
ist mit dem Flurbereinigungsverfahren 
eine Enteignungsmaßnahme verkoppelt. 
Um die ordentlichen Gerichte nicht. damit 
zu befassen, bei Berechnung der Quote 
des einzelnen Beteiligten die Grundlagen 
der Flurbereinigung nachzuprüfen, er-
scheint es zweckmäßig und mit Artikel 
14 GG auch vereinbar, jedem Beteiligten 
ein selbständiges Klagerecht auf Zahlung 
der Geldentschädigung an die Teil-
nehmergemeinschaft, neben dieser, zu ge-
währen. 

Die unterschiedliche Behandlung der 
Unternehmer in Nr. 9, je nachdem ob es 
sich um Privatbeteiligte oder eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts 
handelt, erscheint mit dem Gleichheits-
grundsatz des Artikels 3 GG. nicht ver-
einbar. 



52. In § 90 wird vor den Worten: ,,.. . 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen ..." 

das Wort eingefügt: ,,... größere ...". 

Begründung: 

Das beschleunigte Zusammenlegungsver-
fahren soll nicht ausgeschlossen sein, 
wenn nur geringfügige wasserwirtschaft-
liche Maßnahmen erforderlich sind. 

53. In § 102 tritt an die Stelle der Schluß-
worte: ,,... in Kraft." das Wort: „...un-
berührt.". 

Begründung: 

Durch die Fassungsänderung soll sicherge-
stellt werden, daß spätere Änderungen 
der in § 102 bezeichneten Vorschriften 
durch die Landesgesetzgebung möglich 
bleiben. 

54. In § 103 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Die Länder können bestimmen, daß 
die Teilnehmergemeinschaft dem Land 
einen Anteil der Verfahrenskosten zu 
erstatten hat. 

Begründung: 

Es erscheint erforderlich, für die Länder 
die Möglichkeit einer Heranziehung der 
Teilnehmergemeinschaft zu den Kosten 
zu schaffen. 

55. § 107 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Geschäfte und Verhandlungen, 
die der Durchführung der Flurbereini-
gung dienen, einschließlich der Berichti-
gung der öffentlichen Bücher, sind frei 
von Gebühren, Steuern, Kosten und 
Abgaben; hiervon unberührt bleiben 
Regelungen hinsichtlich der Steuern mit 
örtlich bedingtem Wirkungskreis, wie 
z. B. der Grunderwerbssteuer und der 
Wertzuwachssteuer und hinsichtlich der 
Gebühren, Kosten und Abgaben, die 
auf landesrechtlichen Vorschriften be-
ruhen." 

Begründung: 

Die grundsätzliche Gebühren- und Ab-
gabenfreiheit muß mit Rücksicht auf die 
verfassungsmäßige Länderzuständigkeit 
durch einen Vorbehalt zugunsten ab-
weichender Länderregelungen, und zwar 
nicht nur hinsichtlich bereits bestehender 

Bestimmungen, eingeschränkt werden. 
Nach der Fassung der Regierungsvorlage 
wären die Länder an bestehende Rege-
lungen gebunden, ohne die Möglichkeit 
zu haben, diese Bestimmungen zu ändern, 
an das neue Gesetz anzupassen oder neue 
Bestimmungen zu erlassen. 

56. In § 110 Abs. 3 werden die Worte: 

„.., an Beteiligte, die nicht in Flur-
bereinigungs- oder angrenzenden Ge-
meinden wohnen und ..." 

gestrichen. 

Begründung: 

Die schriftliche Bekanntgabe an die Be-
teiligten, die nicht in der Flurbereini-
gungsgemeinde usw. wohnen, würde zu 
einer untragbaren Erschwerung des Ver-
fahrens führen. 

57.§ 111 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fas-
sung: 

„Enthält das Schriftstück eine Ladung, 
so ist außerdem ein Auszug öffentlich 
bekanntzugeben." 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, die Art der 
Bekanntmachung nicht im Gesetz selbst 
festzulegen. 

58. In § 113 Abs. 2 Satz 1 tritt an die Stelle 
des Wortes: „... soll ..." das Wort: 
„.. muß ...". 

Begründung: 

Im Hinblick auf die Säumnisfolgen ver-
langt der  sachgerechte Rechtsschutz der 
Beteiligten die zwingende Natur der 
Ladungsfrist. 

59. § 115 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Nur das Flurbereinigungsgericht 

oder das Amtsgericht kann im Wege 
der Amtshilfe Zeugen und Sachverstän-
dige eidlich vernehmen. Die Bestim-
mungen der Zivilprozeßordnung finden 
sinngemäß Anwendung. § 135 Abs. 1 
Satz 1 bleibt unberührt." 

Begründung: 

Satz 3 der bisherigen Fassung wird ge

-

strichen, weil es zur Vermeidung der Ge

-

fahr einer Entwertung des Eides bedenk- 



lich erscheint, die Abnahme von Eiden 
Verwaltungsinstanzen zu übertragen. Das 
Gegenteil widerspricht dem für andere 
Verwaltungszweige geltenden Recht; es 
war  auch in der Reichsumlegungsordnung 
nicht vorgesehen. 

Das Wort „Rechtshilfe" in Satz 2 ist 
durch „Amtshilfe" ersetzt, da die Flur-
bereinigungsbehörde selbst zur Vornahme 
der Amtshandlung, um die es ersucht, 
nicht befugt ist. 

Die übrigen Änderungen sind redak-
tioneller Natur. 

60. § 117 erhält folgende Fassung: 

„§ 117 

Körperschaften des öffentlichen Rechts 
bedürfen für die von ihnen abzuge-
benden Erklärungen keiner Genehmi-
gung ihrer Aufsichtsbehörde." 

Begründung: 

Es bestehen Bedenken, Aufgaben des 
Vormundschaftsgerichts oder der Gläu-
bigerorgane im Konkursverfahren, die 
dem Schutze privatrechtlicher Belange 
dienen, den Flurbereinigungsbehörden zu 
übertragen. 

61. § 118 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die vorgesehene Regelung ist wegen Ar-
tikel 3 Abs. 2 GG bedenklich. 

62. a) In § 119 Abs. 1 werden die Nr. 1 
und 2 gestrichen, die bisherigen Nr. 
3 und 4 werden Nr. 1 und 2. 

b) In § 119 wird Abs. 3 gestrichen, der 
bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. . 

Begründung: 

Es erscheint nicht vertretbar, den Flurbe-
reinigungsbehörden Befugnisse zu er-
teilen, die im Interesse pflegebedürftiger 
Personen den Vormundschaftsgerichten 
vorbehalten sind. 

63. § 121 erhält folgende Fassung: 

„§ 121 

Bevöllmächtigte und Beistände, die 
nicht unbeschränkt geschäftsfähig sind 

oder denen die Fähigkeit zum ge-
eigneten Vortrag mangelt, können 
zurückgewiesen werden." 

B egründung: 

Es erscheint angebracht, die Vorschriften 
dem § 157 ZPO anzupassen. 

64. § 125 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach § 119 bestellten Ver-
treter sind ..." (weiter wie bisher). 

Begründung: 

Nach § 119 kann auch die obere Flurbe-
reinigungsbehörde Vertreter bestellen. 

65. In § 126 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Der Bevollmächtigte wird durch 
die von seiner Seite erfolgte Kündi

-

gung nicht gehindert, für den Voll

-

machtgeber so lange zu handeln, bis 
dieser zur Wahrnehmung seiner Rechte 
in anderer Weise gesorgt hat." 

B egründung: 

Eine Ergänzung der Vorschrift nach 
Maßgabe des § 87 Abs. 2 ZPO erscheint 
erforderlich. 

66. In § 127 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte: „... im Bundesgebiet ..." die 
Worte: „... in diesen Gemeinden ...". 

B egründung: 

Zur Erreichung des Zwecks der Vor-
schrift erscheint die vorgeschlagene Ände-
rung erforderlich 

67. In § 128 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte: „... des Bundesgebiets ..." bzw. 
,,... im Bundesgebiet .." die Worte: 
„... des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
..." bzw. „ ... im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ...". 

B egründung: 

Die Neufassung erscheint im Interesse der 
Einbeziehung Berlins erforderlich. 

68. In § 133 tritt an die Stelle der Worte: 
„... glaubhaft macht ..." das Wort: „.. . 
dartut ...". 



Begründung: 

Es erscheint ausreichend, wenn der Be

-

teiligte sein berechtigtes Interesse dartut. 

69. 135 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

„ (1) Die Gerichte und die Behörden 
des Bundes, der Länder, der Gemein-
den und Gemeindeverbände sowie 
andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts gewähren den Flurbereinigungs-
behörden die erforderliche Rechts- und 
Amtshilfe, insbesondere bei der Ermitt-
lung der Beteiligten, bei Bekannt-
machungen und Zustellungen, bei der 
Vollstreckung und bei der Anwendung 
von Zwang und erteilen Auskünfte." 

Begründung: 

Die Änderung ist aus systematischen 
Gründen geboten. 

70. 135 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas-
sung: 
„Die Vermessungsbehörden sind ver-
pflichtet, auf Ersuchen der Flurbereini-
gungsbehörde Abdrucke oder Licht-
pausen von Karten und Zusammen-
drucke in einheitlichem Maßstab un-
verzüglich anzufertigen und Bücher, 
Karten und andere Katasterdokumente 
vorübergehend zu überlassen." 

Begründung: 

Der Ausdruck „Katasterbehörden" paßt 
nicht für alle Länder. Aus den gleichen 
Gründen ist es angezeigt, den Ausdruck 
„Katasterkarten" durch „Karten" zu er-
setzen. 

71. § 135 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Kosten der Rechts- und Amts-
hilfe werden nicht erstattet, es sei denn, 
daß in landesrechtlichen Bestimmungen 
eine Erstattung vorgesehen ist oder 
wird; Kosten für Zusammendrucke 
nach Absatz 1 sowie die Kosten der 
Vollstreckung und der Anwendung von 
Zwang durch Gemeinden und Ge-
meindeverbände sind zu erstatten." 

Begründung: 

Es muß den Ländern möglich sein, im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit eine Er-
stattung auf Grund landesrechtlicher Be-
stimmungen zu fordern. 

72.§ 138 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Kommt die Teilnehmerschaft 
einer im Rahmen der Aufsichtsbefug-
nisse getroffenen Anordnung der Flur-
bereinigungsbehörde (§, 17 Abs. 1) 
innerhalb einer von der Flurbereini-
gungsbehörde zu setzenden ange-
messenen Frist nicht nach, so kann die 
Flurbereinigungsbehörde ihre Anord-
nung an Stelle und auf Kosten der 
Teilnehmergemeinschaft selbst durch-
führen oder von einem anderen durch-
führen lassen. Andere Zwangsmaßnah-
men gegen die Teilnehmergemeinschaft 
sind nicht zulässig. 

Begründung: 

Die zwangsweise Durchführung der An-
ordnungen der Flurbereinigungsbehörde 
kann nicht gemäß Absatz 1 Nr. 1 er-
folgen, weil z. B. die Einziehung von Bei-
trägen nicht einem Dritten übertragen 
werden, sondern nur von der Flurbereini-
gungsbehörde selbst durchgeführt werden 
kann. 

73. In § 140 Abs. 1 Satz 1 treten an die 
Stelle des Wortes: „... einzurichten ..." 
die Worte: „... zu bestimmen ...". 

Begründung: 

Mit dieser Änderung soll sichergestellt 
werden, daß auch ein bereits bestehender 
Senat mit den Aufgaben des Flurbereini-
gungsgerichts betraut werden kann. 

74.§ 141 erhält folgende Fassung: 

„§ 141 

(1) Das .Flurbereinigungsgericht be-
steht aus den erforderlichen Richtern, 
Beisitzern und Stellvertretern. Es ver-
handelt und entscheidet in der Be-
setzung von zwei Richtern und drei 
Beisitzern; Vorsitzender ist ein Richter. 

(2) Die Richter und ihre Stellver-
treter müssen den landesrechtlichen Er-
fordernissen für die Befähigung zum 
hauptamtlichen Verwaltungsrichter ge-
nügen. Ein Richter und ein Beisitzer 
sowie deren Stellvertreter müssen zum 
höheren Dienst der Flurbereinigungs-
behörden befähigt und sollen min-
destens drei Jahre in Flurbereinigungs-
angelegenheiten tätig gewesen sein; von 
dem letzteren Erfordernis kann abge- 



sehen werden, wenn geeignete Personen 
nicht vorhanden sind, die diese Vor-
aussetzungen erfüllen. Die Richter und 
der in Satz 2 genannte Beisitzer sowie 
deren Stellvertreter werden auf Vor-
schlag der für die Landwirtschaft zu-
ständigen obersten Landesbehörde er-
nannt, die Richter auf Lebenszeit, der 
Beisitzer und die Stellvertreter auf die 
Dauer von fünf Jahren. 
(3) Die anderen Beisitzer und ihre 

Stellvertreter müssen Inhaber eines 
landwirtschaftlichen Betriebes sein ..." 
(weiter wie bisher). 

Begründung: 

Bei der Bedeutung und Tragweite der 
vom Flurbereinigungsgericht zu treffen-
den Entscheidungen ist eine stärkere Be-
setzung als im Entwurf vorgesehen, ge-
boten. Es ist daher erforderlich, den Vor-
sitzenden im Interesse der Rechtsfindung 
und zum Zwecke seiner Entlastung durch 
einen zweiten Berufsrichter zu unter-
stützen. Außerdem erscheint es aus agrar-
politischen Gründen notwendig, die Zahl 
der bäuerlichen Beisitzer zu verstärken. 

75. § 142 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Das Flurbereinigungsgericht ent-

scheidet über die Anfechtung von Ver-
waltungsakten, die im Vollzug dieses 
Gesetzes ergehen, und über alle Streitig-
keiten, die durch ein Flurbereinigungs-
verfahren hervorgerufen werden und 
vor der Schlußfeststellung anhängig ge-
worden sind, soweit hierfür der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben ist." 

Begründung: 

Die Neufassung dient der Klarstellung, 
daß auch Rechtsmittel gegen die Schluß-
feststellung in diesem Verfahren geltend 
zu machen sind. 

76. § 143 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei der Anfechtung eines Ver-
waltungsaktes der Flurbereinigungsbe-
hörde ist als Voraussetzung der Klage 
die Beschwerde an die obere Flur-
bereinigungsbehörde einzulegen; die 
Beschwerde tritt an die Stelle des nach 
Landesrecht etwa zulässigen Einspruchs. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Flurbereini-
gungsbehörde über eine Beschwerde 
gegen eine Entscheidung des Vorstandes 

der Teilnehmergemeinschaft oder über 
einen Einspruch gemäß § 60 a ent-
schieden hat. Die Beschwerdefrist be-
trägt zwei Wochen. Die Bestimmung 
des § 59 Abs. 2 bleibt unberührt." 

Begründung: 
Um klarzustellen, daß die Beschwerde 
nur dort den Einspruch ersetzt, wo er 
landesrechtlich zugelassen ist, erschien es 
zweckmäßig, in einem besonderen Halb-
satz zum Ausdruck zu bringen, daß die 
Beschwerde nur für diesen Fall an die 
Stelle des Einspruchs tritt. 
Die Einfügung von Satz 2 erschien not-
wendig, um eine Rechtsmittelhäufung zu 
vermeiden. Gegenüber dem Einspruchs-
bescheid der  Flurbereinigungsbehörde 
gegen Entscheidungen des Vorstandes der 
Teilnehmergemeinschaft mußte unmittel-
bar der Verwaltungsrechtsweg eröffnet 
werden. Das gleiche erwies sich im Falle 
einer Einspruchsentscheidung gemäß § 60 a 
als erforderlich. 

77. § 143 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen. 

Begründung: 
Wenn die in § 60 Abs. 1 Sätze 3 und 4 
bezeichneten Personen ohnehin zu hören 
sind, erübrigt sich ihre Beiladung. 

78. § 144 Abs. 3 erhält folgende Fassung: . 

„(3) Hat die obere Flurbereinigungs-
behörde eine Beschwerde oder einen 
Einspruch innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten, in den Fällen des § 59 
Abs. 2 von einem Jahr, nicht be

-

schieden, so gilt dies als ablehnender 
Bescheid. Die Erhebung der Klage ist 
in diesem Falle nur bis zum Ablauf von 
weiteren drei Monaten zulässig. 

Begründung: 
Es ist erforderlich, die Sechsmonatsfrist 
in den Fällen des § 59 Abs. 2 auf ein Jahr 
zu verlängern, weil in den neuzeitlichen 
großen Flurbereinigungsverfahren binnen 
sechs Monaten unmöglich sämtliche Be-
schwerden ordnungsmäßig beschieden 
werden können. 

79. § 144 Abs. 5 wird gestrichen. 

Begründung: 
Die Regelung der Vertretung kann, so

-

weit sie sich nicht aus den in den Ländern 



geltenden Verwaltungsgerichtsgesetzen 
schon von selbst ergibt, den Ländern 
überlassen bleiben. 

80. In § 145 treten an die Stelle der Sätze 2 
bis 4 folgende Sätze 2 und 3: 

„Er kann einem Mitglied des Gerichts 
als beauftragtem Richter diese Auf-
gaben übertragen. Der Vorsitzende kann 
auch eine Flurbereinigungsbehörde so-
wie mit Zustimmung, der zuständigen 
Dienststelle einen höheren Beamten 
einer oberen Flurbereinigungsbehörde 
oder einen höheren staatlichen kultur-
bautechnischen Beamten mit Erhebun-
gen und Verhandlungen beauftragen 
und von ihnen gutachtliche Äußerun-
gen fordern, die Vorschläge für Ände-
rungen des Flurbereinigungsplanes ent-
halten können." 

Begründung: 

Die Streichung der bisherigen letzten 
Sätze ist aus rechtsstaatlichen Erwägungen 
erforderlich, weil es nicht angebracht er-
scheint, die Mitglieder des Gerichts, die 
nach der Fassung der Regierungsvorlage 
auch Partei sein können, mit richterlichen 
Funktionen zu beauftragen. 

81. § 146 erhält folgende Fassung: 

„§ 146 

Soweit das Flurbereinigungsgericht 
die Klage für begründet hält, kann es 
den angefochtenen Verwaltungsakt 
durch Urteil ändern oder den Be-
schwerdebescheid der oberen Flurbe-
reinigungsbehörde ganz oder teilweise 
aufheben und die Sache, soweit der 
Beschwerdebescheid aufgehoben wird, 
zur erneuten Verhandlung und Be-
scheidung an die obere Flurbereini-
gungsbehörde zurückverweisen. Diese 
hat die Beurteilung, die der Aufhebung 
zugrunde gelegt ist, auch ihrer Ent-
scheidung zugrunde zu legen." 

Begründung: 

Der Vorschlag soll klarstellen, daß das 
Urteil des Flurbereinigungsgerichts den 
angefochtenen Flurbereinigungsplan nicht 
aufheben sondern nur ändern kann, 
während die Befugnis zur Aufhebung des 
Verwaltungsaktes Sache der oberen Flur-
bereinigungsbehörde bleibt. 

82. In § 148 Nr. 2 wird hinter dem Wort: 

„ ... hat ... " eingefügt: „ ... auch ... ". 

Begründung: 

Die Einfügung dient der Klarstellung, daß 
das Flurbereinigungsgesetz neben dem 
Ermessen auch die einschlägigen Rechts-
fragen zu prüfen hat. 

83. In § 149 Abs. 4 wird hinter dem Wort: 
„ ... Verwaltungsrechtsrates ... " 	einge

-

fügt: 
„ ... oder von Personen, denen das 

Auftreten vor Gerichten, Verwaltungs-
behörden oder Verwaltungsgerichten 
von der zuständigen Behörde gestattet 
ist." 

Begründung: 

Die Änderung bezweckt die redaktio-
nelle Gleichstellung mit § 122. 

84. Hinter § 150 wird folgender neuer 
150 a eingefügt: 

„§ 150 a 

Die Länder werden ermächtigt, das 
Rechtsmittelverfahren in Abweichung 
von den Vorschriften der §§ 140 bis 
150 zu regeln." 

Begründung: 

Dem Grundgedanken des Achten Teiles 
des Regierungsentwurfs kann zwar zu-
gestimmt werden, insbesondere in der 
Richtung, daß ein Verwaltungsgericht be-
sonderer Art die Rechtsmittelverfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz durch-
zuführen hat. Eine ausschließliche bun-
deseinheitliche Regelung der Materie ist 
jedoch mit Rücksicht auf die abweichen-
den Verwaltungsgerichtsgesetze der Un-
der nicht möglich, so daß es der Ein-
fügung einer entsprechenden Ermächti-
gung an die Länder bedarf. 

85. In § 151 Absätze 2 und 3 werden die 
Worte: „ ... dem Vorstand ... " bzw. 
„ ... den Vorstand ... " gestrichen. 

Begründung: 

Die Streichung ist erforderlich, weil die 
Vertretung der Teilnehmergemeinschaft 
nach § 26 Abs. 2 nicht durch den Ge-
samtvorstand, sondern durch den Vor-
sitzenden erfolgt. 



86. In § 153 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt, der bisherige Satz 2 wird 
Satz 3. 

„Mit der Rechtskraft der Schlußfest-
stellung gemäß § 151 kann die Ver-
tretung der Teilnehmergemeinschaft 
und die Verwaltung ihrer Angelegen-
heiten durch die Flurbereinigungs-
behörde auf die Gemeindebehörde 
übertragen werden." 

Begründung: 

Es ist unzweckmäßi g, die Organe der 
Teilnehmergemeinschaft für die Erledi-
gung von geringfügigen Restaufgaben 
beizubehalten. 

87. § 156 erhält folgende Fassung: 

„§ 156 
Mit einer Geldbuße von 3,— DM bis 
1000,— DM kann belegt werden, wer 
den Vorschriften des § 34 Abs. 1 Nr. 3 
oder des § 85 Nr. 5 zuwiderhandelt." 

Begründung: 

Der Hinweis auf nur einzelne Tat-
bestandsmerkmale der Ordnungswidrig-
keit erscheint unzweckmäßig. 

Sofern nicht damit zu rechnen ist, daß 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auch das geplante Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten in Kraft getreten ist, wäre 
die Vorschrift durch Einbau eines Hin-
weises auf die einschlägigen Bestimmun-
gen des Wirtschaftsstrafrechts zu er-
gänzen. 

88. In § 157 Abs. 2 wird vor dem Wort: 
„ ... verwiesen ... " eingefügt: „ ... so-
wie sonstiger nach Absatz 1 aufgehobener 
Vorschriften ... ". 

B egründung: 

Die Einfügung ist im Hinblick insbeson-
dere auf das bayerische Arrondierungs-
gesetz, das auf das bayerische Flurberei-
nigungsgesetz verweist, erforderlich. 

89. § 158 Satz 1 wird wie folgt ergänzt: 

„ ... , sofern die Landesgesetzgebung 
nichts Abweichendes bestimmt.". 

B egründung: 

Der Landesgesetzgebung soll es unbenom-
men bleiben, die Anwendung des Bundes-
gesetzes auch auf die in einem späteren 
Stadium befindlichen laufenden Verfah-
ren zu bestimmen. 

90. In § 158 Satz 2 muß der Klammerzusatz 
richtig lauten: „ ... (§ 157 Satz 1) ... ". 

Begründung: 

Es handelt sich um die Berichtigung eines 
offensichtlichen Schreibfehlers. 

91. Hinter § 159 ist folgender § 159 a einzu-
fügen: 

„§ 159 a 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande 
Berlin, sobald Berlin gemäß Artikel 87 
Abs. 2 seiner Verfassung die Anwen-
dung des Gesetzes beschlossen hat. In 
diesem Falle findet die Vorschrift des 
§ 140 Abs. 2 Satz 2 auch auf Berlin 
Anwendung." 

B egründung: 

Es handelt sich um die. übliche Berlin

-

Klausel, um die Anwendung des Gesetzes 
in Berlin sicherzustellen, 



Anlage 3 

Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Den Änderungsvorschlägen zu den Nummern 
1 bis 6, 8 bis 11, 14, 15 bis 18, 20 bis 24, 
26 bis 30, 32 bis 38, 40 bis 45, 48 bis 50, 
51 c, 52 bis 64, 66, 67, 69 bis 72, 74, 75, 79, 
81 bis 83 und 85 bis 91 wird zugestimmt. 

II. 

Zu den übrigen Vorschlägen ist zu bemerken: 

1. Zu Nr. 6 a und 7: 
Gegen die unter Nr. 6 a vorgeschlagene Ände-
rung des 5 10 Nr. 1 bestehen Bedenken, weil 
die Interessen der genannten Unterhaltungs-
pflichtigen an der Flurbereinigung nicht über 
die der Nebenbeteiligten hinausgehen, ihre 
Einbeziehung als Teilnehmer untragbare recht-
liche Auswirkungen haben und dem System 
des Gesetzes widersprechen würde. Als Teil-
nehmer kommen nur die Grundstückseigen-
tümer und Erbbauberechtigte — die eigentums-
ähnliche Rechte haben — in Frage. Den 
Interessen der Unterhaltungspflichtigen kann 
durch Einreihung unter die Nebenbeteiligten 
Rechnung getragen werden. 

Den Änderungsvorschlägen unter Nr. 7 wird 
zugestimmt, jedoch müssen die unter Nr. 2 
Buchstabe e des 'Regierungsentwurfs aufge-
führten Wasser- und Bodenverbände Neben-
beteiligte bleiben, damit ihnen die Wahrneh-
mung ihrer Interessen gesichert wird. 

Für § 10 wird daher folgende Fassung vor-
geschlagen : 

„§ 10 

Am Flurbereinigungsverfahren sind be-
teiligt (Beteiligte): 

1. als Teilnehmer .... (wie Regierungs-
entwurf) 

2. als Nebenbeteiligte: 

a) Gemeinden und Gemeindeverbände, 
in deren Bezirk Grundstücke vom 
Flurbereinigungsverfahren betrof-
fen werden; 

b) andere Körperschaften des öffent-
lichen Rechts, die Land für gemein-
schaftliche oder öffentliche Anlagen 
erhalten (§§ 39, 40) oder deren 
Grenzen geändert werden (Ç 58 
Abs. 2); 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren 
Gebiet mit dem Flurbereinigungs-
gebiet räumlich zusammenhängt 
und dieses beeinflußt oder von ihm 
beeinflußt wird; 

d) Inhaber von Rechten an den zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken oder von Rechten an 
solchen Rechten oder von persön-
lichen Rechten, die zum Besitz oder 
zur Nutzung solcher Grundstücke 
berechtigen oder die Nutzung sol-
cher Grundstücke beschränken; 

e) Unterhaltungspflichtige von An-
lagen nach §  45 Abs. 2 Nr. 1; 

f) Empfänger neuer Grundstücke nach 
den §§  54, 55; 

g) Eigentümer von nicht zum 
Flurbereinigungsgebiet gehörenden 
Grundstücken, denen ein Beitrag 
zu den Unterhaltungs- oder Aus-
führungskosten auferlegt wird (5 42 
Abs. 3, 5 105) oder die zur Errich-
tung fester Grenzzeichen an der 
Grenze des Flurbereinigungsgebie-
tes mitzuwirken haben (§ 56)." 

2. Zu Nr. 12: 

Der Anfügung des neuen Absatzes 4 zu § 14 
wird grundsätzlich zugestimmt, jedoch fol-
gende Fassung vorgeschlagen: 

„(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 gelten entsprechend für dingliche 
Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung 
eines Grundstücks berechtigen oder dessen 
Nutzung beschränken. Dies gilt auch 
dann, wenn diese Rechte zur Erhaltung 



ihrer Wirksamkeit gegenüber dem öffent-
lichen Glauben des Grundbuchs der Ein-
tragung nicht bedürfen." 

Nach der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Fassung wären die Absätze 1 bis 3 des § 14 
auf alle Rechte anzuwenden, die zur Erhal-
tung ihrer Wirksamkeit gegenüber dem öffent-
lichen  Glauben des Grundbuchs der Eintra-
gung nicht bedürfen, obwohl sie nur auf die-
jenigen dieser Rechte angewendet werden 
können, die zum Besitz oder zur Nutzung 
eines Grundstücks berechtigen oder dessen 
Nutzung beschränken und daher schon durch 
die erste Alternative des vorgeschlagenen Ab-
satzes 4 erfaßt werden. Es empfiehlt sich 
daher, der zweiten Alternative des vorge-
schlagenen neuen Absatzes 4 lediglich den 
Charakter einer Klarstellung zu geben. 

3. Zu Nr. 13: 

Gegen die vorgeschlagene Fassung des § 15 
werden Bedenken nicht erhoben. Die Ände-
rung erfordert jedoch eine Anpassung der 
entsprechenden Vorschrift des zweiten Ab-
satzes des § 128, der zu streichen und durch 
Anfügung folgenden Satzes an Absatz 1 des 
§ 128 zu ersetzen ist: 

„§ 15 Abs. 2 gilt entsprechend." 

4. Zu Nr. 14 a: 

Gegen den vorgeschlagenen neuen Absatz 4 
des § 19 bestehen insoweit Bedenken als die 
Vorschrift des § 19 Abs. 3 bereits eine aus-
reichende Grundlage für einen gerechten Aus-
gleich bei der Heranziehung zu Kosten-
beiträgen bietet. Die Einfügung des Absatzes 4 
würde zur Folge haben, daß die Eigentümer 
der dort genannten Anlagen auch von den 
Kosten der Neumessung (Grenzsteine, Meß-
gehilfen), die vielfach für solche Anlagen von 
Bedeutung sind, zu Lasten der Landwirte be-
freit werden müßten. 

5. Zu Nr. 19: 

Dem vorgeschlagenen neuen Absatz 3 des § 25 
wird grundsätzlich zugestimmt, jedoch er-
scheint die folgende Fassung geboten: 

„(3) Die Länder können für Beschwer-
den gegen Beschlüsse des Vorstandes der 
Teilnehmergemeinschaft ein Schiedsver-
fahren vorsehen, dessen Durchführung 
ganz oder überwiegend hauptberuflichen 
Landwirten zu übertragen ist." 

Die Bezeichnung „Gericht" und „entscheiden" 
sollten nur bei Institutionen Verwendung 
finden, die den Anforderungen des Art. 19 
Abs. 4 des Grundgesetzes entsprechen. Eine 
aus hauptberuflichen Landwirten bestehende 
Schiedsstelle ist aber nicht als gerichtliche In-
stitution in diesem Sinne anzusehen. Würde 
das Schiedsverfahren nur zur Nachprüfung 
von Ermessensfragen durchführbar sein, so 
wäre ihm praktisch jede Bedeutung genommen, 
da wohl Vorfragen einer Entscheidung reine 
Ermessensfragen sein können, die Endentschei-
dungen sich aber fast immer auch auf Rechts-
normen zu stützen pflegen.  

6. Zu Nr. 24 a: 

Die Einfügung der Worte „des Straßenbaues" 
ist entbehrlich, weil nach der Regierungs-
vorlage in § 37 Abs. 2 hinter die Worte 
„Energieversorgung" bereits eingefügt ist: „des 
öffentlichen Verkehrs" und die Erfordernisse 
des öffentlichen Verkehrs auch den Straßen-
bau einschließen. 

7. Zu Nr. 25: 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 38 er-
übrigt die Erwähnung der Vorplanungen in 
§ 86 Abs. 1 Nr. 4. In § 86 Abs. 1 Nr. 4 sind 
daher die Worte „der Vorplanungen (§ 38) 
und" zu streichen. 

8. Zu Nr. 31: 

Die zu § 44 Abs. 6 vorgeschlagene Regelung 
ist rechtlich unbedenklich, aber für ein Ver-
fahren, das von juristisch nicht ausreichend 
geschulten Beamten durchzuführen ist, zu 
schwierig. Der durch diese Regelung ange-
strebte Zweck kann auf dem einfacheren 
Wege der Einbeziehung der alten Grundstücke 
des Austauschpartners in das Flurbereinigungs-
gebiet, in dem er abgefunden werden soll, er-
reicht werden. Dieser Weg ist praktisch immer 
gangbar, da der Entwurf nicht vorsieht, daß 
ein Flurbereinigungsgebiet räumlich zusammen-
hängen muß. Es ist deshalb vorzuziehen, den 
Austausch von Landabfindungen in verschie-
denen Flurbereinigungsgebieten auf die Fälle 
zu beschränken, in denen der neue Rechts-
zustand in den betroffenen Flurbereinigungs-
gebieten gleichzeitig eintritt. Für § 44 Abs. 6 
wird daher folgende Fassung vorgeschlagen: 

„(6) Die Landabfindungen können im 
Wege des Austauschs in einem anderen 
Flurbereinigungsgebiet gegeben werden, 



soweit es für die Durchführung der  Flur-
bereinigung zweckmäßig ist und in den 
betroffenen Flurbereinigungsgebieten der 
neue Rechtszustand gleichzeitig eintritt. 
Die Landabfindungen werden in diesen 
Fällen durch die Flurbereinigungspläne 
der Flurbereinigungsgebiete festgestellt, 
in denen sie ausgewiesen werden." 

9. Zu Nr. 39: 

Der vorgeschlagenen Neufassung des § 53 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß an Stelle der Worte „wenn 
er das Veräußerungs- oder Belastungsverbot 
kennt" die Worte treten: 

„wenn ihm das Verfügungsverbot bei 
dem Erwerb bekannt war."  

Die Änderung trägt dem Umstand Rechnung, 
daß es beim gutgläubigen Erwerb ausschließ-
lich darauf ankommt, ob der gute Glaube im 
Augenblick des Erwerbs vorhanden war oder 
nicht. 

10. Zu Nr. 46: 

Es erscheint bedenklich, die in § 65 Abs. 2 
vorgesehene Zustimmung auch dann entfallen 
zu lassen, wenn die Besitzeinweisung, wie es 
auf Grund einer Ermächtigung nach § 18 
Abs. 2 in der vom Bundesrat unter Nr. 14 
seiner Änderungsvorschläge vorgesehenen Fas-
sung möglich ist, vom .Vorstand der Teil-
nehmergemeinschaft angeordnet wird. Es wird 
daher vorgeschlagen, hinter Satz 2 des § 65 
Abs. 2 folgende Sätze einzufügen: 

„Die Länder können bestimmen, daß 
diese Zustimmung nicht erforderlich ist, 
sofern nicht die Besitzeinweisung auf 
Grund einer Ermächtigung nach § 18 
Abs. 2 von einer Teilnehmergemeinschaft 
angeordnet wird. In diesem Fall tritt 
jedoch an Stelle der Zustimmung der 
oberen Flurbereinigungsbehörde die Zu-
stimmung der Flurbereinigungsbehörde." 

Die Sätze 3 und 4 des § 65 Abs. 2 werden 
Sätze 5 und 6. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Anordnung ist öffentlich bekannt-
zumachen." 

Zu Nr. 47: 

Dem Vorschlag, von einer Benennung aller 
Empfänger in der Anordnung abzusehen, 
wird zugestimmt. Bedenken bestehen jedoch 
dagegen, daß durch die vom Bundesrat vor

-

geschlagene Streichung ein Titel geschaffen 
würde, dem der aus dem Titel Berechtigte 
nicht zu entnehmen wäre. Für § 66 Abs. 1 
Satz 1 wird daher folgende Fassung vorge-
schlagen: 

„Mit dem in den Überleitungsbestimmun-
gen bestimmten Zeitpunkt gehen der Be-
sitz, die Verwaltung und die Nutzung 
der neuen Grundstücke auf den in der 
neuen Feldeinteilung benannten Empfän-
ger über." 

11. Zu Nr. 51 a und b: 

Durch die vom Bundesrat empfohlene Rege-
lung würde der ordentliche Rechtsweg für 
die gerichtliche Nachprüfung der Geldabfin-
dung im Sinne des § 88 Nr. 4 des  Entwurfs 

 und des Schadensersatzbetrages im Sinne 
des § 88 Nr. 6 des Entwurfs aus-
geschlossen. Hinsichtlich der Geldabfindung 
ist dies mit Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 des 
Grundgesetzes nicht vereinbar. Die Umlegung 
des durch die Enteignung entstehenden Land-
verlustes auf einen größeren Kreis von 
Grundstückseigentümern im Wege eines Flur-
bereinigungsverfahrens hat zur Folge, daß 
jeder dieser Grundstückseigentümer in Höhe 
des auf ihn entfallenden Anteils am Land-
verlust enteignet wird. Die Höhe der  Geld-
abfindung, die dem einzelnen Grundstücks-
eigentümer für diesen Landverlust im End-
ergebnis auszuzahlen ist, muß daher in 
vollem Umfange von den ordentlichen Ge-
richten geprüft werden können. Für die 
Höhe der Geldabfindung ist aber nicht nur 
die Höhe der vom Enteignungsunternehmer 
an die Teilnehmergemeinschaft zu zahlenden 
Geldentschädigung maßgebend, für die der 
Bundesrat den ordentlichen Rechtsweg allein 
offenhalten will, sondern auch die Quote, mit 
der der einzelne Grundstückseigentümer an 
dieser Geldentschädigung beteiligt wird. Hin-
sichtlich des Schadensersatzbetrages bestehen 
gegen den Ausschluß des ordentlichen Rechts-
weges zwar keine verfassungsrechtlichen Be-
denken. Forderungen nach § 88 Nr. 6 des 
Entwurfs sind indessen als bürgerlich-recht-
liche Schadensersatzansprüche anzusehen, die 
nicht unmittelbar durch das eigentliche Flur-
bereinigungsverfahren hervorgerufen werden 
und noch nach seinem Abschluß entstehen 
können. Es besteht daher kein Anlaß, sie . 

 der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 
zu entziehen. Dem Vorschlag des Bundes-
rates kann deshalb nicht zugestimmt werden. 



13. Zu Nr. 65: 

Dem vorgeschlagenen neuen Absatz 3 des 
§ 126 wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß 
es statt „dieser zur Wahrnehmung seiner 
Rechte in anderer Weise gesorgt hat" heißt 
„bis dieser für Wahrnehmung seiner Rechte 
in anderer Weise gesorgt hat." 

14. Zu Nr. 68: 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, jedoch wird 
im Interesse einer Übereinstimmung mit § 12 
der Grundbuchordnung das Wort „dartut" 
durch das Wort „darlegt" zu ersetzen sein. 

15. Zu Nr. 73: 

Dem Vorschlag zu § 140 Abs. 1 Satz 1 kann 
nicht beigepflichtet werden. Senate, die in 
ihrer Besetzung den Anforderungen des § 141 
genügen und nach dem Vorschlag des Bundes-
rates als Flurbereinigungsgerichte „bestimmt" 
werden könnten, bestehen bei den obersten 
Verwaltungsgerichten der Länder nicht. Sie 
müssen daher „eingerichtet" werden. 

16. Zu Nr. 76: 

Der vorgeschlagenen Neufassung des § 143 
Abs. 1 wird grundsätzlich zugestimmt. Der 
zweite Halbsatz des Satzes 1 dieser Fassung 
steht indessen in Widerspruch zu der vom 
Bundesrat unter Nr. 44 seiner Änderungs-
vorschläge (§ 60 a) vorgesehenen Ermächti-
gung, durch Landesrecht die Einlegung des 
Einspruchs statt der Beschwerde vorzu-
schreiben. Für § 143 Abs. 1 Satz 1 wird da-
her folgende Fassung vorgeschlagen: 

„Bei der Anfechtung eines Verwaltungs-
aktes der Flurbereinigungsbehörde ist als 
Voraussetzung der Klage die Beschwerde 
bei der oberen Flurbereinigungsbehörde 
einzulegen, sofern nicht auf Grund des 
§ 60 a die Einlegung des Einspruchs vor-
geschrieben ist; andernfalls tritt die Be-
schwerde an die Stelle eines nach Landes-
recht zulässigen Einspruchs." 

17. Zu Nr. 77 und 78: 

Durch § 143 Abs. 2 Satz 2 des Regierungs-
entwurfs sollte sichergestellt werden, daß 
Dritte, die kein Rechtsmittel eingelegt haben, 
durch den Beschwerdebescheid aber in ihren 
Rechten getroffen werden, klagen können, 
ohne vorher Beschwerde einzulegen. Dies ist 
unerläßlich, damit die Anfechtung desselben 

Verwaltungsaktes durch verschiedene Be-
teiligte nicht in verschiedenen Verwaltungs

-

streitverfahren erledigt werden muß. Nach 
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Strei-
chung des § 143 Abs. 2 Satz 2, der zuge-
stimmt wird, müßte der erstrebte Zweck 
jedoch durch folgende Neufassung des § 144 
Abs. 2 gesichert werden. Gleichzeitig wer-
den Abs. 2 und 3 des § 144 so zu fassen sein, 
daß sie eine Anfechtungsklage nicht nur 
gegen Beschwerde- und Einspruchsbescheide 
der oberen Flurbereinigungsbehörde zulassen. 

„(2) Gegen einen Beschwerdebescheid 
oder einen Einspruchsbescheid kann nur 
innerhalb von zwei Wochen nach der 
Eröffnung oder Zustellung des Bescheides 
die Anfechtungsklage .erhoben werden. 
Dies gilt auch für Beteiligte, die durch 
einen Beschwerdebescheid oder einen 
Einspruchsbescheid betroffen werden, 
der nicht auf ihre Beschwerde oder ihren 
Einspruch erlassen worden ist. 

(3) Ist eine Beschwerde oder ein Ein-
spruch innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten, in den Fallen des § 59 Abs. 2 
von einem Jahr, nicht beschieden, so gilt 
dies als ablehnender Bescheid. Die Er-
hebung der Klage ist in diesen Fällen nur 
bis zum Ablauf von weiteren drei 
Monaten zulässig." 

Die Vorschläge zu § 18 Abs. 3 und § 60 a 
(Nrn. 14 und 44 der Änderungsvorschläge 
des Bundesrates) machen die Anfügung des 
folgenden Absatzes 5 an. § 143 erforderlich: 

„(5) In den Fällen des Absatzes 1 
Satz 2 gelten die Absätze 2 bis 4 für die 
Flurbereinigungsbehörde entsprechend." 

18. Zu Nr. 80: 

Der vorgeschlagenen Neufassung des § 145, 
die den Grundsätzen der Gewaltenteilung 
Rechnung trägt, wird zugestimmt, jedoch ist 
zur vollständigen Durchführung dieses 
Grundsatzes folgende Ergänzung geboten: 

„Die Behörde, die den angefochtenen 
Verwaltungsakt erlassen hat, sowie Be-
amte, die bei diesem Verwaltungsakt 
oder dem angefochtenen Bescheid tätig 
waren, können nicht beauftragt werden." 

19. Zu Nr. 84: 

Der Einfügung des § 150 a kann nicht zuge-
stimmt werden. 



Zur Vermeidung der Rechtszersplitterung 
wird eine bundeseinheitliche Verwaltungs-
gerichtsordnung angestrebt. Diesem Ziel 
würde es widersprechen, wenn auf dem Ge-
biet der Flurbereinigung wieder verschiedene 
Länderregelungen getroffen würden. 

Sachlich ist es nicht möglich, das Rechtsmittel

-

verfahren in Angelegenheiten der Flurbereini-
gung vollständig dem Rechtsmittelverfahren 
in der zukünftigen bundeseinheitlichen Ver-
waltungsgerichtsordnung anzugleichen, weil 
das Verwaltungsgericht in Flurbereinigungs-
sachen nicht nur kassatorisch urteilen, son

-

dern in jeder Hinsicht rechtsgestaltend tätig 
werden muß. Auch nach dem Erlaß der 
bundeseinheitlichen Verwaltungsgerichtsord-
nung wird für die Flurbereinigung eine Ab-
weichung zugelassen werden müssen. Es geht 
aber nicht an, für jedes Land besondere Ab-
weichungen zuzulassen. Im übrigen ist im Re-
gierungsentwurf und in den Vorschlägen des 
Bundesrates den besonderen Verhältnissen in 
einigen Ländern, soweit es sich um die Ent-
scheidung in den V erwaltungsinstanzen 
handelt, bereits durch die Ermächtigungen in 
den §§ 25, 33, 60 a, 143 Abs. 4 entsprochen. 


